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Teil 7

Schlussbestimmungen

§ 66 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen:

Anlage 1 MODUS21-Übersicht

Anlage 2 Stundentafel der Grundschule

Anlage 3 Stundentafel der Hauptschule

Anlage 4 Stundentafel für die 

   zweisprachigen Klassen

Anlage 5 Stundentafel für die

   Übergangsklassen

Anlage 6 Stundentafel für die Praxisklassen

Anlage 7 Schülerliste

Teil 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG)

1Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen 

Grundschulen und Hauptschulen (Volksschulen) 

und die staatlich anerkannten Ersatzschulen mit dem 

Charakter einer öffentlichen Schule. 2Für Ersatzschu-

len gilt diese Schulordnung im Rahmen der Art. 90, 

92 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 5 und Art. 93 BayEUG, für 

staatlich anerkannte Ersatzschulen gilt sie darüber 

hinaus im Rahmen des Art. 100 Abs. 2 BayEUG.

§ 2

Schulaufsicht

(vgl. Art. 111 bis Art. 117 BayEUG)

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 

festlegt, bleibt das Weisungsrecht der Schulaufsichts-

behörden unberührt. 

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

(im Folgenden: Staatsministerium) kann von einzel-

nen Bestimmungen dieser Verordnung Ausnahmen 

gewähren, wenn die Anwendung der Bestimmung 

im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde 

und die Abweichung auch unter dem Gesichtspunkt 

der Gleichbehandlung unbedenklich erscheint.

Teil 2

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schullei-

ter, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, Eltern, 

Schulforum

Abschnitt 1

Schulgemeinschaft

§ 3

Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung

(vgl. Art. 2 BayEUG)

1Innerhalb der Schulgemeinschaft ist zu erörtern, 

welche der in Anlage 1 genannten, im Rahmen des 

Modellversuchs „MODUS21 Schule in Verantwor-

tung“ freigegebenen Maßnahmen die Schule durch-

führt. 2Entscheidet sich die Lehrerkonferenz für die 

Durchführung solcher Maßnahmen, gelten hierfür die 

gesondert bekannt gemachten Bestimmungen des 

Staatsministeriums. 3Die Lehrerkonferenz ist in die-

sem Fall berechtigt, erforderlichenfalls von einzelnen 

Bestimmungen dieser Schulordnung abzuweichen.

Abschnitt 2

Schulleiterin und Schulleiter

(vgl. Art. 57, 84 und 85 BayEUG)

§ 4

Schulleiterin und Schulleiter

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt die 

pädagogische, organisatorische und rechtliche Ge-

samtverantwortung, übt das Hausrecht in der Schul-

anlage aus und erlässt unter Mitwirkung des Schul-

forums, an Grundschulen des Elternbeirats, sowie des 

Schulaufwandsträgers eine Hausordnung.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter ent-

scheidet auch über die Verbreitung von Drucksa-

chen und Plakaten sowie im Einvernehmen mit dem 

Schulaufwandsträger über die Zulässigkeit von Bild-, 

Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in der Schule. 
2Die Entscheidung über Durchführung und Verbind-

lichkeit von Schulveranstaltungen trifft unbeschadet 

§ 5 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 Abs. 5 die Schulleiterin oder 

der Schulleiter.

(3) Soweit diese Schulordnung keine andere Zu-

ständigkeit festlegt, entscheidet die Schulleiterin 

oder der Schulleiter.

Abschnitt 3

Lehrkräfte

(vgl. Art. 51, 53, 58 und 59 BayEUG)

§ 5

Aufgaben der Lehrerkonferenz

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 

Aufgaben nach Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG auch 

über

Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung 1. 

gegen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs-

maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf-

sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 

Dienstaufsichtsbeschwerden und

Veranstaltungen, die die gesamte Schule betref-2. 

fen.

§ 6 

Sitzungen

(1) 1Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Unter-
richtszeit durchzuführen.
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(2) 1Die Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver-
pfl ichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Die Schullei-
terin oder der Schulleiter kann Lehrkräfte, die zur Unter-
richtserteilung an mehreren Schulen eingesetzt werden, 
sowie mit weniger als der Hälfte der Unterrichtspfl icht-
zeit tätige Lehrkräfte von der Teilnahme an einzelnen 
Sitzungen ganz oder teilweise befreien. 3Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter soll Dritte zur Beratung einzelner Ta-
gesordnungspunkte in der Lehrerkonferenz hinzuziehen, 
soweit dies angezeigt ist. 4In Angelegenheiten, die in die 
Zuständigkeit des Elternbeirats fallen, ist der Elternbei-
rat anzuhören. 5Art. 62 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG 
bleibt unberührt.

(3) 1Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu er-
stellen. 2Die Mitglieder der Lehrerkonferenz haben das 
Recht, die Niederschrift einzusehen, die nach Abs. 2 Hin-
zugezogenen nur hinsichtlich der Punkte, bei denen sie 
anwesend waren. 3Die Niederschrift ist acht Jahre aufzu-
bewahren.

§ 7

Einberufung

(1) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter beruft 

die Lehrerkonferenz bei Bedarf, mindestens jedoch 

zweimal im Schuljahr, ein. 2Die Lehrerkonferenz 

muss innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, 

wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder oder die 

Schulaufsichtsbehörde unter Angabe der zu bera-

tenden Gegenstände dies verlangt.

 

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat Ort, 

Zeit und Tagesordnung der Sitzung den Mitgliedern 

sowie dem Elternbeirat mindestens eine Woche vor 

Beginn schriftlich bekannt zu geben. 2Die schrift-

liche Bekanntgabe kann durch Aushang in der an 

der Schule üblichen Weise erfolgen. 3In dringenden 

Fällen ist die Schulleiterin oder der Schulleiter an die 

Frist nicht gebunden.

(3) Über die Aufnahme weiterer Tagesordnungs-

punkte entscheidet die Lehrerkonferenz.

§ 8

Beschlussfassung

(1) 1Die Lehrerkonferenz ist beschlussfähig, wenn 

sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 

und die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 2Wird 

die Lehrerkonferenz zum zweiten Mal zur Behand-

lung desselben Gegenstands zusammengerufen, 

so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die Zahl der 

Anwesenden beschlussfähig. 3Art. 87 Abs. 1 Satz 2 

BayEUG bleibt unberührt.

(2) 1Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der 

Lehrerkonferenz, es sei denn, es besteht die Besorg-

nis der Befangenheit nach Art. 21 des Bayerischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes. 2Die anwesenden 

stimmberechtigten Lehrkräfte sind bei den Abstim-

mungen zur Stimmabgabe verpfl ichtet. 3Dies gilt 

nicht für nach Art. 86 Abs. 9 BayEUG eingeschaltete 

Lehrkräfte.

(3) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst; Art. 87 Abs. 1 Satz 1 BayEUG bleibt unbe-

rührt. 2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 

Schulleiterin oder des Schulleiters den Ausschlag.

§ 9

Lehr- und Lernmittelausschuss, Disziplinarausschuss

(vgl. Art. 58 Abs. 1 Satz 3 BayEUG)

(1) 1Dem Lehr- und Lernmittelausschuss gehören 

die Schulleiterin als Vorsitzende oder der Schulleiter 

als Vorsitzender sowie für jedes an der Schule erteilte 

Fach eine von der Lehrerkonferenz gewählte Lehr-

kraft an; wählbar ist, wer die Lehrbefähigung für das 

betreffende Fach besitzt. 2Dem Disziplinarausschuss 

gehören die Schulleiterin als Vorsitzende oder der 

Schulleiter als Vorsitzender, die ständige Vertreterin 

oder der ständige Vertreter und sieben weitere Mit-

glieder an; diese sowie eine ausreichende Zahl von 

Ersatzmitgliedern werden von der Lehrerkonferenz 

gewählt.

(2) 1Für das Verfahren gelten die Bestimmungen 

für die Lehrerkonferenz entsprechend. 2Der Diszi-

plinarausschuss berät und entscheidet stets mit der 

vollen Zahl seiner Mitglieder. 

Abschnitt 4

Schülerinnen und Schüler

(vgl. Art. 62 und 63 BayEUG)

§ 10

Schülermitverantwortung und Verbindungslehrkräf-

te an Hauptschulen

(1) Über das Verfahren der Wahl und die Zahl von 

Verbindungslehrkräften entscheidet der Schüleraus-

schuss im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder 

dem Schulleiter.

(2) 1Veranstaltungen im Rahmen der Schülermit-

verantwortung unterliegen der Aufsicht der Schu-

le. 2Die Durchführung von Veranstaltungen und die 

Bildung von Arbeitsgruppen sind unter Angabe des 

Zwecks, der Beteiligten und der Leitung der Schullei-

terin oder dem Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen.

(3) 1Die Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 

Rahmen der Schülermitverantwortung an die Schü-

lerinnen und Schüler ist nur dem Schülerausschuss 

gestattet. 2Sie bedarf der Genehmigung der Schullei-

terin oder des Schulleiters.

(4) Ein Mitglied der Schülervertretung scheidet 

bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 

schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberechtig-

ten oder bei Rücktritt aus seinem Amt aus.

§ 11

Klassensprecherinnen und Klassensprecher und 

Klassensprecherversammlung an Hauptschulen

(1) 1Über das Verfahren der Wahl und die Zahl 

von Klassensprecherinnen und Klassensprechern 
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entscheidet der Schülerausschuss im Einvernehmen 

mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter; die Wahl 

fi ndet innerhalb von vier Wochen nach Unterrichts-

beginn statt. 2Scheidet eine Klassensprecherin oder 

ein Klassensprecher aus dem Amt aus, so fi ndet für 

den Rest des Schuljahres eine Neuwahl statt; Ent-

sprechendes gilt, wenn eine Stellvertreterin oder ein 

Stellvertreter aus dem Amt ausscheidet.

(2) 1Die Klassensprecherversammlung tritt bei Be-

darf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter Bei-

fügung der Tagesordnung von der Schülersprecherin 

oder vom Schülersprecher bei der Schulleiterin oder 

beim Schulleiter zu stellen.

§ 12

Schülersprecherinnen und Schülersprecher und 

Schülerausschuss an Hauptschulen

(1) 1Die Schülersprecherinnen und Schülerspre-

cher werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Über 

das Wahlverfahren entscheidet der Schülerausschuss 

im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter.

(2) 1Die Wahl fi ndet innerhalb von zwei Wochen 

nach der Wahl der Klassensprecherinnen  und Klas-

sensprecher statt. 2Die Schülersprecherinnen und 

Schülersprecher führen die Geschäfte bis zur Wahl 

der neuen Schülersprecherinnen und Schülerspre-

cher weiter. 3Scheidet eine Schülersprecherin oder 

ein Schülersprecher aus, so fi ndet für den Rest des 

Schuljahres eine Neuwahl statt.

§ 13

Finanzierung und fi nanzielle Abwicklung von

Veranstaltungen der Schülermitverantwortung an 

Hauptschulen

(1) 1Die notwendigen Kosten der Schülermitver-

antwortung trägt der Aufwandsträger im Rahmen der 

zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 2Aufwen-

dungen der Schülermitverantwortung können ferner 

durch Zuwendungen Dritter oder durch Einnahmen 

aus Veranstaltungen fi nanziert werden.

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 

Zwecke der Schülermitverantwortung dürfen nur 

entgegengenommen werden, wenn sie nicht mit Be-

dingungen verknüpft sind, die der Aufgabe der Schü-

lermitverantwortung widersprechen.

(3) 1Über die aus Zuwendungen Dritter sowie die 

aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Ein-

nahmen und deren Verwendung ist ein geeigneter 

Nachweis zu führen. 2Die Verwaltung der Gelder ein-

schließlich der Kontoführung und die Führung des 

Nachweises obliegen dem Schülerausschuss gemein-

sam mit einer von der Schulleiterin oder dem Schul-

leiter bestellten Lehrkraft; eine Überprüfung erfolgt 

in regelmäßigen Abständen durch ein Mitglied der 

Schulleitung und ein Mitglied der Klassensprecher-

versammlung.

§ 14

Ordnungsmaßnahmen und sonstige 

Erziehungsmaßnahmen

(vgl. Art. 86, 87 und 88a BayEUG)

(1) Ordnungsmaßnahmen und sonstige Erzie-

hungsmaßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts 

sind nebeneinander zulässig.

(2) Ordnungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Satz 

1 Nrn. 4 bis 6a BayEUG und Nacharbeiten unter Auf-

sicht einer Lehrkraft werden den Erziehungsberech-

tigten rechtzeitig vor Vollzug schriftlich unter Anga-

be des zugrunde liegenden Sachverhalts mitgeteilt, 

im Fall des Art. 87 Abs. 1 Satz 6 BayEUG erst nach 

der Entscheidung des Staatlichen Schulamtes.

(3) 1Eine Bindung an die Reihenfolge der Ord-

nungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 BayEUG 

besteht nicht. 2Eine Ordnungsmaßnahme kann auch 

wiederholt getroffen werden. 

(4) Bei Schülerinnen und Schülern, die die Haupt-

schule nach Beendigung der Vollzeitschulpfl icht 

besuchen (Art. 38 BayEUG), und bei denen die Auf-

nahme mit Aufl agen verbunden worden ist, um die 

Sicherheit und die Ordnung des Schulbetriebs zu 

gewährleisten, kommen die Ordnungsmaßnahmen 

nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 8 und 9 BayEUG auch 

in Betracht, wenn die Aufl agen nicht eingehalten 

werden.

§ 15

Entlassung

(1) Die Untersuchung ist von der Schulleiterin 

oder dem Schulleiter oder einem beauftragten Mit-

glied der Lehrerkonferenz oder des Disziplinaraus-

schusses zu führen.

(2) 1Das vorläufi ge Ergebnis der Untersuchung 

wird den Erziehungsberechtigten durch Einschrei-

ben mitgeteilt. 2Die Erziehungsberechtigten sind 

gleichzeitig unter angemessener Fristsetzung auf die 

Möglichkeit zur Stellungnahme und auf ihre Rechte 

nach Art. 86 Abs. 9 und Art. 87 Abs. 1 Satz 3 BayEUG 

hinzuweisen. 3Das Ergebnis der Untersuchung wird 

unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Erzie-

hungsberechtigten schriftlich niedergelegt. 4Im Falle 

der beantragten Mitwirkung des Elternbeirats erhält 

die oder der Vorsitzende des Elternbeirats einen Ab-

druck des Untersuchungsberichts zur Stellungnahme 

innerhalb einer angemessenen Frist.

Abschnitt 5

Erziehungsberechtigte

(vgl. Art. 64 bis 68, 74 und 76 BayEUG)

§ 16

Zusammenarbeit der Schule mit den Erziehungs-

berechtigten

(1) 1Der Zusammenarbeit der Schule mit den Er-

ziehungsberechtigten dienen insbesondere Eltern-

sprechstunden, Elternsprechtage, Klasseneltern-
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versammlungen und Elternversammlungen. 2Die 

Durchführung von allgemeinen Veranstaltungen, die 

die Zusammenarbeit von Schule und Erziehungsbe-

rechtigten betreffen, bedarf des Einvernehmens des 

Elternbeirats.

(2) 1Die an einer Schule mit mindestens der Hälf-

te der Unterrichtspfl ichtzeit beschäftigten Lehrkräfte 

halten wöchentlich eine Elternsprechstunde außer-

halb ihrer Unterrichtszeit ab, die übrigen Lehrkräfte 

jeweils nach Vereinbarung, jedoch mindestens ein-

mal im Monat. 2Zeit und Ort der Elternsprechstunden 

werden zu Beginn des Schuljahres bekannt gegeben. 
3Im Übrigen werden Elternsprechstunden nach Be-

darf abgehalten.

(3) 1In jedem Schuljahr sind mindestens zwei El-

ternsprechtage abzuhalten, an denen alle Lehrkräfte 

den Erziehungsberechtigten zur Verfügung stehen. 2In 

jedem Schuljahr hat die Schulleiterin oder der Schul-

leiter in den ersten drei Monaten nach Unterrichtsbe-

ginn Klassenelternversammlungen einzuberufen, in 

denen den Erziehungsberechtigten insbesondere Er-

ziehungs- und Unterrichtsziele sowie unterrichtliche 

Verfahrensweisen erläutert werden; eine weitere 

Versammlung ist einzuberufen, wenn dies ein Viertel 

der Erziehungsberechtigten einer Klasse beantragt. 
3Elternsprechtage und Elternversammlungen sind 

außerhalb der regelmäßigen Unterrichtszeit so an-

zusetzen, dass berufstätigen Erziehungsberechtigten 

der Besuch in der Regel möglich ist.

§ 17

Wahl der Klassenelternsprecherin oder des 

Klassenelternsprechers

(1) Die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen 

und Schüler einer Klasse wählen aus ihrer Mitte für 

die Dauer eines Schuljahres die Klassenelternspre-

cherin oder den Klassenelternsprecher und die Stell-

vertreterin oder den Stellvertreter.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter setzt im 

Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden des El-

ternbeirats Ort und Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr 

ein. 2Die Leitung der Wahl obliegt der Person, die von 

den Erziehungsberechtigten aus ihrer Mitte bestimmt 

wird. 3Die Wahl soll innerhalb von zwei Wochen nach 

Schuljahresbeginn stattfi nden.

(3) 1Stimmberechtigt sind die bei der Wahl anwe-

senden Wahlberechtigten. 2Für jedes die Klasse besu-

chende Kind kann eine Stimme abgegeben werden. 
3Die Stimme ist auch dann gültig, wenn sie nur von 

einem sorgeberechtigten Elternteil abgegeben ist.

(4) Nicht wählbar sind die an der Schule tätigen 

Lehrkräfte sowie Förderlehrerinnen und Förderleh-

rer.

(5) 1Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhal-

ten hat. 2Haben mehrere Bewerberinnen oder Be-

werber die gleiche Stimmenzahl erhalten, fi ndet eine 

Stichwahl statt. 3Ergibt sich auch in der Stichwahl 

Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 4Die übrigen 

Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge der 

erzielten Stimmenzahl.

(6) Eine Erziehungsberechtigte oder ein Erzie-

hungsberechtigter kann innerhalb einer Volksschu-

le nur in einer Klasse Klassenelternsprecherin bzw. 

Klassenelternsprecher sein.

(7) 1Über die Wahl wird eine Niederschrift ange-

fertigt. 2Diese enthält den wesentlichen Gang der 

Wahl und die Feststellung des Wahlergebnisses.

(8) 1Die Erziehungsberechtigten einer Schülerin 

oder eines Schülers können eine andere volljährige 

Person, die die Schülerin oder den Schüler tatsäch-

lich erzieht, ermächtigen, an der Wahl der Klassenel-

ternsprecherin oder des Klassenelternsprechers teil-

zunehmen. 2Wer in dieser Weise ermächtigt ist, steht 

für die Dauer der Ermächtigung bei der Anwendung 

der Bestimmungen über die Klassenelternspreche-

rin oder den Klassenelternsprecher einer oder einem 

Erziehungsberechtigten gleich. 3Die Ermächtigung 

muss der Schule vor der Wahl in schriftlicher Form 

vorliegen; sie gilt für die Dauer einer Amtszeit, soweit 

sie nicht schriftlich widerrufen wird.

§ 18

Wahl des Elternbeirats

1Der Elternbeirat wird in Schulen mit mehr als neun 

Klassen für die Dauer eines Jahres in einem Wahl-

gang gewählt. 2Jede Klassenelternsprecherin und 

jeder Klassenelternsprecher hat neun Stimmen; für 

eine Bewerberin oder einen Bewerber darf nur eine 

Stimme abgegeben werden. 3Gewählt sind die neun 

Bewerberinnen bzw. Bewerber mit den höchsten 

Stimmenzahlen. 4Bei Stimmengleichheit entscheidet 

das Los. 5Die übrigen Gewählten sind Ersatzleute in 

der entsprechenden Reihenfolge.

§ 19

Amtszeit und Mitgliedschaft

(1) Die Amtszeit der Klassenelternsprecherin oder 

des Klassenelternsprechers beginnt mit der Feststel-

lung des Wahlergebnisses; sie endet mit dem Ablauf 

des Schuljahres.

(2) Die Amtszeit des Elternbeirats beginnt mit der 

Feststellung des Wahlergebnisses und endet mit der 

Wahl des neuen Elternbeirats im darauf folgenden 

Schuljahr.

(3) Die Tätigkeit als Klassenelternsprecherin oder 

Klassenelternsprecher sowie die Tätigkeit im Eltern-

beirat sind ehrenamtlich.

(4) 1Das Amt als Klassenelternsprecherin oder als 

Klassenelternsprecher und die Mitgliedschaft im El-

ternbeirat enden mit dem Ablauf der Amtszeit, dem 

Ausscheiden des Kindes aus der Klasse, der Aufl ösung 

der Klasse, der Niederlegung des Amtes, dem Widerruf 

der Ermächtigung nach § 17 Abs. 8 oder dem Verlust der 

Wählbarkeit. 2Scheidet eine Klassenelternsprecherin 

oder ein Klassenelternsprecher während der Amtszeit 

aus, so wird die Ersatzperson mit der nächst höheren 

Stimmenzahl Klassenelternsprecherin oder Klassenel-

ternsprecher. 3Scheidet ein Mitglied des Elternbeirats 

während der Amtszeit aus, rückt die Ersatzperson mit 
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der nächst höheren Stimmenzahl aus der Wahl des El-

ternbeirats nach; ist keine Ersatzperson gewählt, rückt 

die nach Satz 2 gewählte Klassenelternsprecherin oder 

der nach Satz 2 gewählte Klasseneltersprecher nach.

§ 20

Geschäftsgang

(1) Der Elternbeirat wählt in der ersten Sitzung 

aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-

zenden sowie eine Stellvertreterin oder einen Stell-

vertreter.

(2) Die Sitzungen des Elternbeirats sind nicht öf-

fentlich.

(3) Der Aufwandsträger und die Schulleiterin oder 

der Schulleiter müssen vom Elternbeirat zu den von 

ihnen genannten Angelegenheiten in der Sitzung ge-

hört werden.

(4) 1Der Elternbeirat kann die Anwesenheit der 

Schulleiterin oder des Schulleiters sowie einer Ver-

treterin oder eines Vertreters des Aufwandsträgers 

verlangen. 2Der Elternbeirat kann zur Beratung ein-

zelner Angelegenheiten weitere Personen einladen.

(5) 1Die Zustimmung des Elternbeirats ist außer in 

den Fällen des Art. 65 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 6, 7 und 

13 BayEUG erforderlich für die Durchführung von 

Schullandheimaufenthalten, Schulskikursen, Stu-

dienfahrten sowie von Fahrten im Rahmen des in-

ternationalen Schüleraustauschs. 2Zudem bedürfen 

Grundsätze zur Durchführung von Veranstaltungen 

der ganzen Schule, zur Festlegung von Unterrichts-

zeiten oder zur Durchführung von Veranstaltungen 

in der unterrichtsfreien Zeit des Einvernehmens des 

Elternbeirats; § 5 Abs. 2 Nr. 2 und § 40 Abs. 1 bleiben 

unberührt.

(6) 1Die Mitglieder des Elternbeirats sowie die 

Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternspre-

cher haben nach Beendigung der Mitgliedschaft 

beziehungsweise der Amtszeit über die bei ihrer Tä-

tigkeit als Elternvertreter bekannt gewordenen An-

gelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 2Dies 

gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ih-

rer Natur nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

§ 21

Gemeinsamer Elternbeirat

(vgl. Art. 66 Abs. 4 BayEUG)

(1) 1Der gemeinsame Elternbeirat wird für die 

Dauer eines Jahres in einem Wahlgang gewählt. 2Im 

Vertretungsfall wird die Wahlberechtigung durch 

den Vertreter wahrgenommen.

(2) 1Das Staatliche Schulamt setzt im Einverneh-

men mit den Vorsitzenden der Elternbeiräte Ort und 

Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr ein. 2Die oder der 

Vorsitzende des amtierenden gemeinsamen Eltern-

beirats leitet die Wahl. 3Jede Wahlberechtigte und je-

der Wahlberechtigte hat für die von ihr bzw. ihm ver-

tretene Schule neun Stimmen; für eine Bewerberin 

bzw. einen Bewerber darf nur eine Stimme abgege-

ben werden. 4Gewählt sind die neun Bewerberinnen 

bzw. Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen. 
5Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 6Die üb-

rigen Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge 

der erzielten Stimmenzahl. 7§ 17 Abs. 3 Satz 1 und 

Abs. 7 gelten entsprechend.

(3) § 19 Abs. 2 bis 4 und § 20 Abs. 1 bis 4 und Abs. 

6 gelten entsprechend.

Abschnitt 6

Schulforum

(vgl. Art. 69 BayEUG)

§ 22

Schulforum

(1) 1Die Sitzungen des Schulforums sind nicht öf-

fentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-

terrichtzeit durchzuführen. 3Für die Pfl icht zur Ver-

schwiegenheit gilt § 20 Abs. 6 entsprechend. 4Das 

Schulforum kann zur Behandlung einzelner Tages-

ordnungspunkte Dritte hinzuziehen. 

(2) 1Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6 

BayEUG hinaus auf Verlangen von mindestens vier 

Mitgliedern einzuberufen. 2Es ist beschlussfähig, 

wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 

und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend 

ist. 3Die Beschlüsse werden in offener Abstimmung 

mit einfacher Mehrheit gefasst. 4Über jede Sitzung ist 

eine Niederschrift zu erstellen.

(3) 1Die Lehrerkonferenz bestimmt die Amtsdau-

er der in das Schulforum gewählten Lehrkräfte. 2El-

ternbeirat, Lehrerkonferenz und Klassensprecher-

versammlung können für den Fall der Verhinderung 

eine Regelung zur Vertretung der von ihnen gewähl-

ten Mitglieder des Schulforums bzw. der Mitglieder 

des Schülerausschusses treffen.

(4) 1An Grundschulen ist bei den in Art. 69 Abs. 

4 Satz 2 BayEUG genannten Angelegenheiten das 

Einvernehmen des Elternbeirats erforderlich, bei den 

in Art. 69 Abs. 4 Sätze 4 und 5 BayEUG genannten 

Angelegenheiten eine Beteiligung des Elternbeirats. 
2Art. 69 Abs. 4 Satz 3 BayEUG gilt entsprechend.

Abschnitt 7

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 

Veranstaltungen, Sammlungen und Spenden, 

Erhebungen

§ 23

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 

Veranstaltungen

(1) 1Fallen für die Durchführung von Schulski-

kursen, Schullandheimaufenthalten, Lehr- und Stu-

dienfahrten, Schüler- und Lehrwanderungen sowie 

von ähnlichen Veranstaltungen der Schule Kosten 

an, so können die von den Erziehungsberechtigten 

zu entrichtenden Kostenbeiträge auf ein Konto der 

Schule eingezahlt werden. ²In besonderen Fällen 
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kann eine Zahlung an die Schule auch in bar erfol-

gen. ³Die Schule hat den Erziehungsberechtigten 

auf Wunsch des Elternbeirats über die Verwendung 

ihrer Kostenbeiträge zu berichten. 4Haushaltsmit-

tel dürfen über das Konto nach Satz 1 nicht abge-

wickelt werden. 5Die Verwaltung des Kontos oder der 

Barbeträge obliegt der Schule. 6Im Schuljahr fi ndet 

mindestens eine Kassenprüfung durch einen Kas-

senprüfungsausschuss statt, dessen drei Mitglieder 

aus der Mitte der Lehrerkonferenz gewählt werden.

(2) 1Für Schülerfi rmen kann die Schule ein Son-

derkonto einrichten. 2Die Verwaltung des Kontos 

obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder 

einer von ihr oder ihm damit beauftragten Lehrkraft 

sowie einer Schülerin oder einem Schüler, die oder 

der an der Schülerfi rma mitwirkt. 3Pro Schuljahr fi n-

det mindestens eine Kassenprüfung durch eine nicht 

mit der Kontoverwaltung befasste Lehrkraft statt. 4Die 

Schulleiterin oder der Schulleiter hat im Übrigen ein 

jederzeitiges Prüfungsrecht. 5Haushaltsmittel dürfen 

über das Sonderkonto nicht abgewickelt werden.

(3) 1Für Schülerinnen und Schüler an Hauptschu-

len, die am Betriebspraktikum teilnehmen, ist vom 

Schulträger für die Zeit des Betriebspraktikums eine 

Schülerhaftpfl ichtversicherung abzuschließen. 2Die 

Erziehungsberechtigten sind verpfl ichtet, die Beiträ-

ge für die Schülerhaftpfl ichtversicherung rechtzeitig 

an die Schule zu entrichten.

§ 24

Sammlungen und Spenden

(vgl. Art. 84 BayEUG)

(1) 1In der Schule sind Sammlungen für außer-

schulische Zwecke und die Aufforderung an die 

Schülerinnen und Schüler, sich an Sammlungen in 

der Öffentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Ausnah-

men kann die Schulleiterin oder der Schulleiter im 

Einvernehmen mit dem Schulforum, an Grundschu-

len im Einvernehmen mit dem Elternbeirat, genehmi-

gen. 3Unterrichtszeit darf für Sammlungstätigkeiten 

nicht verwendet werden.

(2) Spenden der Erziehungsberechtigten für schu-

lische Zwecke dürfen von der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter und von Lehrkräften und Förderlehre-

rinnen und Förderlehrern nicht angeregt oder beein-

fl usst werden.

(3) 1Wird durch erhebliche Zuwendungen Drit-

ter die Schule bei der Erfüllung ihrer Aufgaben un-

terstützt oder die Herstellung oder Anschaffung für 

Erziehung und Unterricht förderlicher Gegenstände 

ermöglicht, kann auf Antrag der oder des Dritten hie-

rauf in geeigneter Weise hingewiesen werden. 2Un-

zulässig ist eine über die Nennung der zuwendenden 

Person oder Einrichtung, der Art und des Umfangs 

der Zuwendung hinausgehende Produktwerbung. 
3Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 

Schulleiter nach Anhörung des Schulforums, bei 

Grundschulen nach Anhörung des Elternbeirats.

§ 25

Erhebungen

(vgl. Art. 85 BayEUG)

(1) 1Erhebungen einschließlich Umfragen und 

wissenschaftliche Untersuchungen sind in den Schu-

len nur nach Zustimmung des Staatlichen Schulamts 

zulässig. 2Bezieht sich die Erhebung auf Volksschu-

len in mehreren Schulamtsbezirken, so entscheidet 

die Regierung, wenn nur Volksschulen innerhalb 

eines Regierungsbezirks betroffen sind, im Übrigen 

entscheidet das Staatsministerium. 

(2) 1Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn 

an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis-

senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und sich 

die Belastung der Schulen in zumutbarem Rahmen 

hält. 2Genehmigungsbedürftige Erhebungen, die sich 

an die Erziehungsberechtigten richten, bedürfen des 

Einvernehmens des jeweiligen Elternbeirats, es sei 

denn, die Erziehungsberechtigten sind auf Grund 

von anderen Rechtsvorschriften zur Angabe von Da-

ten verpfl ichtet. 3Die Vorgaben des Datenschutzes 

sind zu beachten. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 

der Schulaufsichtsbehörden, des Landesamts für Sta-

tistik und Datenverarbeitung und – im Rahmen seiner 

Aufgaben – des jeweiligen Aufwandsträgers.

Teil 3

Aufnahme und Schulwechsel

(vgl. Art. 35 bis 38, 41 bis 43, 

49 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BayEUG)

§ 26

Anmeldung und Aufnahme in die Volksschule

(1) Ein Kind, das nach Art. 37 BayEUG schul-

pfl ichtig wird oder werden soll, ist von den Erzie-

hungsberechtigten zum Anmeldetermin an der öf-

fentlichen Volksschule, in deren Sprengel es seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder an einer privaten 

Volksschule anzumelden, soweit nicht eine unmittel-

bare Anmeldung an der Volksschule zur sonderpä-

dagogischen Förderung nach den Bestimmungen der 

Volksschulordnung-F (VSO-F) erfolgt.

(2) 1Der Anmeldetermin soll im April liegen. 2Ort 

und Zeit werden von der Schulleiterin oder dem Schul-

leiter, in Gemeinden und Schulverbänden mit mehre-

ren öffentlichen Grundschulen von der dienstältesten 

Schulleiterin oder vom dienstältesten Schulleiter, in 

kreisfreien Gemeinden vom Staatlichen Schulamt 

festgesetzt und ortsüblich bekannt gemacht. 

(3) 1Mindestens eine Erziehungsberechtigte oder 

ein Erziehungsberechtigter soll mit dem Kind persön-

lich zur Schulanmeldung kommen und die notwen-

digen Angaben zur Person des Kindes machen, die 

erforderlichenfalls durch entsprechende Urkunden 

zu belegen sind; bei Kindern mit nichtdeutscher Mut-

tersprache sind auch Angaben über einen Besuch 

eines Kindergartens oder eines Vorkurses gemäß Art. 

37a BayEUG zu machen. 2Ein in einem Heim unter-

gebrachtes Kind kann von der Heimleitung angemel-
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det werden. 3Die Erziehungsberechtigten haben zur 

Schulanmeldung einen Nachweis über eine Schul-

eingangsuntersuchung nach Art. 80 Satz 1 BayEUG 

mitzubringen; die Erziehungsberechtigten sollen die 

Schule informieren, soweit diese Untersuchung Fest-

stellungen erbracht hat, die für die Unterrichtsgestal-

tung und das Schulleben von Bedeutung sind. 4Die 

Schule kann die Teilnahme an einem Verfahren zur 

Feststellung der Schulfähigkeit verlangen. 5Stellt die 

Schule fest, dass die Voraussetzungen für eine Un-

terrichtung an der Volksschule nach Art. 41 Abs. 1 

BayEUG nicht gegeben sind, lehnt sie die Aufnahme 

des Kindes schriftlich ab und weist die Erziehungs-

berechtigten auf die Pfl icht zur Anmeldung an der 

voraussichtlich zuständigen Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung hin. 6Bleibt zweifelhaft, 

ob die Voraussetzungen für einen Besuch der Volks-

schule nach Art. 41 Abs. 1 BayEUG gegeben sind, 

kann die Volksschule das Kind zunächst bis zu drei 

Monate probeweise aufnehmen und nach Ablauf 

der Probezeit abschließend entscheiden; § 28 Abs. 6 

Satz 3 gilt entsprechend.   

(4) 1Ein Antrag auf vorzeitige Einschulung nach 

Art. 37 Abs. 1 Satz 2 BayEUG ist spätestens bei der 

Schulanmeldung zu stellen. 2Die Erziehungsberech-

tigten können ein auf Antrag aufgenommenes Kind 

nach dem 31. Juli nicht mehr abmelden. 3Eine Erklä-

rung der Erziehungsberechtigten, erst den nächsten 

Einschulungstermin wahrnehmen zu wollen (Art. 37 

Abs. 2 Satz 6 BayEUG), muss der Schule spätestens am 

15. Mai zugegangen sein; im Fall einer solchen Erklä-

rung ist die Anwesenheit der Erziehungsberechtigten 

erst beim nächsten Anmeldetermin erforderlich.

(5) Der Träger einer privaten Volksschule hat die 

Aufnahme eines Kindes der öffentlichen Volksschule 

mitzuteilen, in deren Sprengel das Kind seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. 

(6) Ein Kind, das nach Beginn der Vollzeitschul-

pfl icht seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Bayern 

nimmt, ist unverzüglich anzumelden; Abs. 5 gilt ent-

sprechend.

§ 27

Übertritt an eine andere Schule

(1) 1Tritt eine Schülerin oder ein Schüler an eine 

andere Schule über, benachrichtigt die abgebende 

Schule die aufnehmende Schule. 2Geht bei der ab-

gebenden Schule innerhalb eines Monats keine 

Bestätigung über den Übertritt ein, verständigt die 

Schulleiterin oder der Schulleiter die Kreisverwal-

tungsbehörde. 

(2) 1Endet der Volksschulbesuch mit dem Ende 

der Vollzeitschulpfl icht, wird der Schülerin oder dem 

Schüler mit dem Zeugnis eine Abmeldebescheinigung 

ausgehändigt, die sie oder er bei der Anmeldung bei 

einer Berufsschule oder einer anderen Schule, an der 

die Berufsschulpfl icht erfüllt werden kann, abgibt. 
2Fordert die Berufsschule oder Berufsfachschule oder 

die entsprechende Förderschule innerhalb eines Mo-

nats nach Beginn des Unterrichts den Schülerbogen 

nicht an, verständigt die Schulleiterin oder der Schul-

leiter die Kreisverwaltungsbehörde. 

(3) Werden ausländische Schüler vom Schulbe-

such in Bayern abgemeldet, so verständigt die Schule 

das Einwohnermeldeamt. 

§ 28

Überweisung an eine Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung

(1) Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter 

meldet nach eingehender Erörterung mit den Erzie-

hungsberechtigten Schüler, die für eine Überweisung 

an eine Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung in Betracht kommen, der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter und legt einen Bericht über die Schullei-

stungen und das Lernverhalten, über den vermuteten 

sonderpädagogischen Förderbedarf sowie die bisher 

durchgeführten Fördermaßnahmen vor; eine vorhan-

dene Stellungnahme der Mobilen Sonderpädago-

gischen Dienste ist beizufügen.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter fordert 

unter Übermittlung des Berichts nach Abs. 1 von der 

voraussichtlich zuständigen Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung ein sonderpädagogisches 

Gutachten gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 3 BayEUG an 

und informiert die Erziehungsberechtigten darüber. 
2Nach Vorliegen des Gutachtens unterrichtet die 

Schulleiterin oder der Schulleiter die Erziehungsbe-

rechtigten über die Ergebnisse des bisherigen Ver-

fahrens und gibt ihnen Gelegenheit zu einer Stel-

lungnahme. 3Die Erziehungsberechtigten können 

auch verlangen, dass die Beratungslehrkraft oder die 

Schulpsychologin oder der Schulpsychologe gehört 

wird.

(3) 1Empfi ehlt das sonderpädagogische Gutachten 

eine Überweisung an eine Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung und sind die Erziehungs-

berechtigten damit einverstanden, überweist die 

Volksschule die Schülerin oder den Schüler an die 

öffentliche Förderschule mit dem im Gutachten be-

zeichneten Förderschwerpunkt. 2Soweit die nächst-

gelegene, dem sonderpädagogischen Förderbedarf 

des Schülers entsprechende Förderschule eine Schu-

le in privater Trägerschaft ist, erfolgt eine Überwei-

sung an eine Förderschule mit entsprechendem son-

derpädagogischem Schwerpunkt unter Hinweis auf 

die betreffende private Förderschule. 

(4) 1Ist nach dem sonderpädagogischen Gutach-

ten die Volksschule der richtige Förderort, kann die 

Volksschule, wenn sie dennoch eine Überweisung an 

eine Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung für erforderlich hält, einen entsprechenden An-

trag beim Staatlichen Schulamt stellen. 2Der Antrag 

ist ausführlich zu begründen.

(5) 1Empfi ehlt das sonderpädagogische Gutachten 

eine Überweisung an eine Volksschule zur sonderpä-

dagogischen Förderung und sind die Erziehungsbe-

rechtigten damit nicht einverstanden, legt die Volks-

schule die Angelegenheit dem Staatlichen Schulamt 

zur Entscheidung nach Art. 41 Abs. 3 Sätze 7 bis 10 

BayEUG vor. 2Die Volksschule fügt eine eigene Stel-

lungnahme bei.

(6) 1Bleibt zweifelhaft, ob die Volksschule oder 

die Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-
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rung der richtige schulische Förderort ist, kann das 

Staatliche Schulamt die Schülerin oder den Schüler 

für die Dauer von bis zu drei Monaten probeweise an 

die Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

überweisen. 2Die Schülerin oder der Schüler wird für 

diese Zeit Schülerin oder Schüler der Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung. 3Die Probezeit 

kann um bis zu drei Monate, längstens jedoch bis 

zum Ende des Schulhalbjahres verlängert werden. 
4Nach Ablauf der Probezeit entscheidet das Staatli-

che Schulamt abschließend, ob eine Überweisung an 

eine Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung erfolgt.

(7) 1Wird ein schulpfl ichtiges Kind, das eine Volks-

schule besucht, auf Antrag der Erziehungsberechtig-

ten oder auf Grund einer gerichtlichen oder behörd-

lichen Entscheidung in ein Heim aufgenommen, das 

mit einer Volksschule zur sonderpädagogischen För-

derung verbunden ist, hat die Volksschule ein son-

derpädagogisches Gutachten gemäß Abs. 2 Satz 1 

anzufordern. 2Für das weitere Verfahren gelten die 

Abs. 3 bis 6.

§ 29

Übertritt an ein Gymnasium, an eine Realschule 

oder an eine Wirtschaftsschule

(1) 1Zu Beginn der Jahrgangsstufen 4 und 6 führt 

die Volksschule Informationsveranstaltungen zur 

Wahl des schulischen Bildungswegs und zum Über-

trittsverfahren durch. 2Den Erziehungsberechtigten 

wird außerdem eine eingehende Beratung angebo-

ten.

(2) 1Die Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-

stufe 4 öffentlicher oder staatlich anerkannter Volks-

schulen erhalten am ersten Unterrichtstag des Monats 

Mai ein Übertrittszeugnis. 2Schülerinnen und Schüler 

öffentlicher oder staatlich anerkannter Volksschulen, 

die in die unterste Jahrgangsstufe der drei- oder vier-

stufi gen Wirtschaftsschule übertreten wollen, erhal-

ten auf Antrag der Erziehungsberechtigten an den 

ersten drei Unterrichtstagen des Monats März ein 

Übertrittszeugnis. 3Das Übertrittszeugnis stellt fest, 

für welche Schulart die Schülerin oder der Schüler 

geeignet ist.

(3) 1Das Übertrittszeugnis enthält

1. in der Jahrgangsstufe 4 die Jahresfortgangsnoten 

in allen Fächern, in den Fächern Deutsch und Ma-

thematik mit zusätzlichen Erläuterungen, die Ge-

samtdurchschnittsnote aus den Fächern Deutsch, 

Mathematik und Heimat- und Sachunterricht, 

eine zusammenfassende Beurteilung zur Über-

trittseignung, eine Bewertung des Sozial- sowie 

des Lern- und Arbeitsverhaltens gemäß § 50 Abs. 

1 Satz 2 und – soweit erforderlich – einen Hinweis 

entsprechend § 50 Abs. 8 Satz 3, 

2. in der Jahrgangsstufe 5 die Jahresfortgangsno-

ten in den Fächern Deutsch und Mathematik, die 

Gesamtdurchschnittsnote aus diesen Fächern und 

eine zusammenfassende Beurteilung zur Über-

trittseignung,

3. ab der Jahrgangsstufe 6 die Jahresfortgangsnoten 

in den Fächern Deutsch, Mathematik und Eng-

lisch, die Gesamtdurchschnittsnote aus diesen Fä-

chern und eine zusammenfassende Beurteilung 

zur Übertrittseignung.
2Im Fall des Abs. 2 Satz 2 gelten die Noten des Zwi-

schenzeugnisses als Jahresfortgangsnoten.

(4) Die Eignung für einen weiterführenden Bil-

dungsweg wird in der zusammenfassenden Beurtei-

lung festgestellt:

1. In der Jahrgangsstufe 4 liegt die Eignung für den 

Bildungsweg Gymnasium vor, wenn die Gesamt-

durchschnittsnote mindestens 2,33 beträgt. Die 

Eignung für den Bildungsgang der Realschule 

liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote min-

destens 2,33 beträgt; beträgt die Gesamtdurch-

schnittsnote 2,66, so wird eine bedingte Eignung 

festgestellt.

2. In der Jahrgangsstufe 5 liegt die Eignung für den 

Bildungsweg des Gymnasiums vor, wenn die Ge-

samtdurchschnittsnote mindestens 2,0 beträgt. 

Die Eignung für den Bildungsweg der Realschule 

liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote min-

destens 2,5 beträgt.

3. Die Eignung für den Bildungsweg der Wirtschafts-

schule liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnitts-

note mindestens 2,33 beträgt.

(5) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache und Aussiedlerschülerinnen und 

Aussiedlerschüler, die nicht bereits ab Jahrgangs-

stufe 1 eine deutsche Grundschule besucht haben, 

kann auch bis zu einer Gesamtdurchschnittsnote von 

3,33 die Eignung festgestellt werden, wenn dies auf 

Schwächen in der deutschen Sprache zurückzuführen 

ist, die noch behebbar erscheinen. 2Für Schülerinnen 

und Schüler, die zweisprachige Klassen besuchen, 

tritt an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch 

als Zweitsprache und ab der Jahrgangsstufe 6 an die 

Stelle des Fachs Englisch das Fach Muttersprache. 
3Die Eignung für den Bildungsweg des Gymnasiums, 

der Realschule oder der Wirtschaftsschule setzt für 

Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Mutter-

sprache und für Aussiedlerschülerinnen und Aussied-

lerschüler grundsätzlich die Bestätigung im Übertritts-

zeugnis voraus, dass die Schülerin oder der Schüler 

dem deutschsprachigen Unterricht folgen kann.

(6) Das Übertrittszeugnis gilt nur für den Übertritt 

an das Gymnasium, die Realschule oder die Wirt-

schaftsschule im folgenden Schuljahr. 

§ 30

Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen

(vgl. Art. 7 Abs. 6 Satz 4 BayEUG)

(1) 1In die Jahrgangsstufe 7 werden auf Antrag 

der Erziehungsberechtigten Schülerinnen und Schü-

ler aufgenommen, die im Zwischenzeugnis der Jahr-

gangsstufe 6 eine Durchschnittsnote von mindestens 

2,33 aus den Fächern Deutsch, Mathematik und Eng-

lisch erreicht haben; auf Antrag der Erziehungsbe-

rechtigten kann die Lehrerkonferenz die Aufnahme 

auch bei einer Durchschnittsnote von 2,66 zulassen, 

in besonders gelagerten Fällen auch darüber hinaus, 

wenn für die Schülerin oder den Schüler auf Grund 
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ihrer oder seiner bisherigen Leistungen die Aussicht 

besteht, den mittleren Schulabschluss zu erwerben; 

für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher 

Muttersprache gilt § 29 Abs. 5 entsprechend. 2In die 

Jahrgangsstufen 8 und 9 werden auf Antrag der Er-

ziehungsberechtigten Schülerinnen und Schüler auf-

genommen, die im Zwischenzeugnis der vorherge-

henden Jahrgangsstufe eine Durchschnittsnote von 

mindestens 2,0 aus den Fächern Deutsch, Mathema-

tik und Englisch erreicht haben; auf Antrag der Er-

ziehungsberechtigten kann die Lehrerkonferenz die 

Aufnahme auch bei einer Durchschnittsnote von 2,33 

zulassen, in besonders gelagerten Fällen auch darü-

ber hinaus, wenn für die Schülerin oder den Schüler 

auf Grund ihrer oder seiner bisherigen Leistungen die 

Aussicht besteht, den mittleren Schulabschluss zu er-

werben; für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache gilt § 29 Abs. 5 entsprechend. 
3In die Jahrgangsstufe 10 werden Schülerinnen und 

Schüler mit qualifi zierendem Hauptschulabschluss 

aufgenommen, die eine Gesamtbewertung von min-

destens 2,3 und eine Durchschnittsnote von minde-

stens 2,0 aus den Fächern Deutsch, Mathematik und 

Englisch erreicht haben, wobei keine Note dieser Fä-

cher schlechter als die Note 3 sein darf, oder die eine 

Aufnahmeprüfung bestanden haben; wurde der qua-

lifi zierende Hauptschulabschluss mit dem Fach Mut-

tersprache erworben, so tritt dieses an die Stelle des 

Fachs Englisch. 

(2) 1Zur Aufnahmeprüfung nach Abs. 1 Satz 3 

werden nur Schülerinnen und Schüler zugelassen, 

denen die zuletzt besuchte Schule in einem päda-

gogischen Wortgutachten bestätigt, dass sie auf 

Grund ihrer bisherigen Leistungen Aussicht haben, 

die Jahrgangsstufe 10 erfolgreich abzuschließen. 
2Die Aufnahmeprüfung erstreckt sich auf die Fächer 

Deutsch, Mathematik und Englisch bzw. Mutterspra-

che, sofern im Zeugnis über den qualifi zierenden 

Hauptschulabschluss nicht mindestens die Note 2 

erzielt wurde. 3Die Aufnahmeprüfung ist bestanden, 

wenn in den zu prüfenden Fächern jeweils minde-

stens die Note 2 erzielt wird. 4Bei Schülerinnen und 

Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache und bei 

Aussiedlerschülerinnen und Aussiedlerschülern, die 

nicht am Englischunterricht teilnehmen konnten und 

für die kein muttersprachlicher Unterricht angeboten 

wurde, entfällt die Aufnahmeprüfung im Fach Eng-

lisch oder Muttersprache. 5Wurde der qualifi zieren-

de Hauptschulabschluss mit dem Fach Deutsch als 

Zweitsprache erworben, so tritt an die Stelle einer 

Aufnahmeprüfung im Fach Deutsch ein Aufnahme-

gespräch, in dem zu prüfen ist, ob die Schülerin oder 

der Schüler auf Grund ihrer oder seiner bisherigen 

Leistungen Aussicht hat, im Fach Deutsch den Anfor-

derungen der Jahrgangsstufe 10 zu entsprechen. 

(3) 1Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher 

Muttersprache oder Aussiedlerschülerinnen und 

Aussiedlerschüler, die aus nicht selbst zu vertre-

tenden Gründen den erforderlichen Leistungsstand 

in Englisch nicht aufweisen, können bei der vorläu-

fi gen Anmeldung zu den Jahrgangsstufen 9 und 10 

beantragen, statt in Englisch in der Muttersprache 

geprüft zu werden. 2Das Staatsministerium entschei-

det allgemein oder im Einzelfall, für welche Sprachen 

eine Genehmigung erteilt werden kann. 3Ein Unter-

richt in der Muttersprache fi ndet nicht statt; während 

des Schuljahres werden zwei Leistungsfeststellungen 

(Fernprüfung) durchgeführt. 4Die Schülerinnen und 

Schüler können zur Teilnahme an anderem Unter-

richt verpfl ichtet werden. 

(4) 1In die Jahrgangsstufe 10 können auch Aus-

siedlerinnen und Aussiedler, die nicht Hauptschüle-

rinnen und Hauptschüler sind, aufgenommen wer-

den, wenn sie die nach Abs. 1 Satz 3 erforderlichen 

Leistungen nachgewiesen haben. 2Darüber hinaus 

kann in besonderen Fällen auch eine andere Bewer-

berin die nicht Schülerin, oder ein anderer Bewerber, 

der nicht Schüler einer allgemein bildenden Schule 

ist, in die Jahrgangsstufe 10 aufgenommen werden, 

wenn sie als andere Bewerberin oder er als anderer 

Bewerber im qualifi zierenden Hauptschulabschluss 

die Gesamtbewertung 2,3 und eine Durchschnitts-

note von mindestens 1,66 aus den Fächern Deutsch, 

Mathematik und Englisch erreicht hat. 

§ 31

Wechsel aus anderen weiterführenden Schularten

(1) 1Vollzeitschulpfl ichtige Schülerinnen und 

Schüler aus anderen Schularten treten nach Ab-

schluss eines Schuljahres in der Regel in die Regel-

klasse der nächst höheren Jahrgangsstufe der Volks-

schule über. 2Sie treten während eines Schuljahres in 

der Regel in die Jahrgangsstufe über, die sie in der 

anderen Schule besucht haben. 3Über Ausnahmen 

sowie in sonstigen Fällen der Rückkehr entscheidet 

die Schulleiterin oder der Schulleiter unter Berück-

sichtigung des Leistungsstands der Schülerin oder 

des Schülers. 

(2) 1Schulpfl ichtige Schülerinnen und Schüler aus 

anderen Schularten, die die Erlaubnis zum Vorrücken 

oder zum Vorrücken auf Probe erhalten haben, kön-

nen zu Schuljahresbeginn in die Mittlere-Reife-Klas-

se der nächst höheren Jahrgangsstufe übertreten. 
2Entsprechendes gilt, wenn sich das Nichtvorrücken 

auf Fächer bezieht, die an der Hauptschule nicht un-

terrichtet werden. 3Über die Aufnahme in sonstigen 

Fällen entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-

leiter; sie oder er kann hierzu eine Aufnahmeprü-

fung durchführen. 4Im Übrigen kann eine Aufnahme 

in eine Mittlere-Reife-Klasse nur erfolgen, wenn die 

Jahrgangsstufe 10 spätestens im zwölften Schulbe-

suchsjahr erreicht werden kann. 

(3) Der Wechsel von der Mittlere-Reife-Klasse in 

die Regelklasse der gleichen Jahrgangsstufe ist auf 

Antrag der Erziehungsberechtigten jederzeit mög-

lich. 

(4) In die Praxisklasse können auf Antrag der Er-

ziehungsberechtigten Schülerinnen und Schüler in 

der Regel im neunten Schulbesuchsjahr aufgenom-

men werden, die durch eine spezifi sche Förderung 

mit hohen berufsbezogenen Praxisanteilen zu einer 

positiven Lern- und Arbeitshaltung geführt werden 

können. 

§ 32

Schülerinnen und Schüler ohne ständigen festen 

Aufenthalt

Vollzeitschulpfl ichtige Kinder von berufl ich Rei-

senden und von Personen ohne ständigen festen Auf-
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enthalt führen ein Schultagebuch mit sich, in das die 

Zeit des Schulbesuchs und die behandelten Lernziele 

und Lerninhalte von der jeweils besuchten Schule 

eingetragen werden.

Teil 4

Schulbetrieb

Abschnitt 1

Klassen, Fächer, Fördermaßnahmen

(vgl. Art. 49 und 50 BayEUG)

§ 33

Klassen- und Gruppenbildung, Wahlpfl ichtfächer, 

Arbeitsgemeinschaften, besondere Fördermaßnah-

men

(1) Das Staatliche Schulamt bildet im Rahmen der 

vom Staatsministerium festgelegten Richtlinien die 

Klassen nach pädagogischen und schulorganisato-

rischen Erfordernissen auf Vorschlag der Schulleite-

rin oder des Schulleiters. 

(2) 1In jahrgangskombinierten Klassen wird jahr-

gangsstufenübergreifend unterrichtet. 2Zur Sicher-

stellung des Unterrichtsangebots kann das Staatliche 

Schulamt auch für Jahrgangsklassen in Pfl ichtfä-

chern jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht an-

ordnen. 3Abweichend von Satz 2 entscheidet über 

die Einrichtung von jahrgangsstufenübergreifendem 

Unterricht in den Pfl ichtfächern Religionslehre, Ethik 

und Sport die Schulleiterin oder der Schulleiter un-

ter Beachtung der amtlichen Vorgaben für die Klas-

sen- und Gruppenbildung. 4Über die Einrichtung von 

klassenübergreifendem Unterricht in Pfl ichtfächern 

entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. 

(3) 1Unterricht in Wahlpfl ichtfächern und Wahlfä-

chern kann klassenübergreifend, in besonderen Fäl-

len auch jahrgangsstufenübergreifend eingerichtet 

werden; soweit erforderlich kann er auch für Schü-

lerinnen und Schüler mehrerer Schulen gemeinsam 

durchgeführt werden. 2Arbeitsgemeinschaften und 

Fördermaßnahmen können klassen- und jahrgangs-

stufenübergreifend eingerichtet werden. 3Arbeitsge-

meinschaften können auch nur für Teile des Schul-

jahres eingerichtet werden. 4Über die Einrichtung 

von Wahlpfl ichtfächern, Wahlfächern, Arbeitsge-

meinschaften und Fördermaßnahmen entscheidet die 

Lehrerkonferenz. 

(4) In den Jahrgangsstufen 7 und 8 muss ein Mitt-

lere-Reife-Kurs bezogen auf die Fächer Deutsch, Ma-

thematik und Englisch angeboten werden, wenn die 

Schule keine Mittlere-Reife-Klassen der Jahrgangs-

stufen 7 und 8 führt und nicht im Einzugsbereich von 

Mittlere-Reife-Klassen der Jahrgangsstufen 7 und 8 

liegt.

(5) Ein Wahlpfl ichtfach kann während des Schul-

jahres nur in besonderen Fällen mit Genehmigung 

der Schulleiterin oder des Schulleiters gewechselt 

werden. 

(6) Ein an der Schule eingerichtetes Wahlpfl icht-

fach kann auch als Wahlfach besucht werden.

(7) 1Der Besuch von Wahlfächern und Arbeitsge-

meinschaften darf während ihrer Dauer nur mit Ge-

nehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 

abgebrochen oder begonnen werden. 2Über den Aus-

schluss vom Besuch eines Wahlfachs oder einer Ar-

beitsgemeinschaft entscheidet die Schulleiterin oder 

der Schulleiter. 

(8) Besonderer Förderunterricht kann insbesonde-

re eingerichtet werden für Schülerinnen und Schüler 

1. mit besonderen Schwierigkeiten beim Erlernen des 

Lesens und des Rechtschreibens,

2. mit besonderem Förderbedarf.

(9) 1Im Fach Englisch kann für Schülerinnen und 

Schüler mit insgesamt sehr schwachen Leistungen 

gesonderter Förderunterricht eingerichtet werden. 
2Dies ist im Zeugnis zu vermerken. 

§ 34 

Kooperationsklassen

(vgl. Art. 30 Abs. 1 Sätze 4, 6 und 7 BayEUG)

(1) Eine Kooperationsklasse als Klasse einer Volks-

schule kann eingerichtet werden, wenn in der Klasse 

eine Gruppe von mindestens drei Schülerinnen und 

Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf  

unterrichtet wird. 

(2) Die bei der Errichtung der Klasse erforderliche 

Zustimmung der Schulaufwandsträger (Art. 30 Abs. 1 

Satz 4 BayEUG) soll entweder den Zeitraum bis ein-

schließlich der Jahrgangsstufe 4 oder den Zeitraum 

bis einschließlich der Jahrgangsstufe 9 umfassen.

§ 35

Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit nicht-

deutscher Muttersprache

(1) 1Für Schülerinnen und Schüler mit gleicher 

nichtdeutscher Muttersprache, die dem Unterricht 

in einer deutschsprachigen Klasse nicht zu folgen 

vermögen, können zweisprachige Klassen eingerich-

tet werden. 2Die Entscheidung trifft das Staatliche 

Schulamt. 3Über die Aufnahme von Schülerinnen 

und Schülern in eine zweisprachige Klasse entschei-

det die Schulleiterin oder der Schulleiter nach An-

hörung der Erziehungsberechtigten. 4Ist eine Schü-

lerin oder ein Schüler in der zweisprachigen Klasse 

soweit gefördert, dass sie oder er dem Unterricht in 

einer deutschsprachigen Klasse folgen kann, kann 

die Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhö-

rung der Erziehungsberechtigten die Schülerin oder 

den Schüler zu Beginn eines Schuljahres oder mit 

der Aushändigung des Zwischenzeugnisses einer 

deutschsprachigen Klasse zuweisen.  

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache, die dem Unterricht in einer 

deutschsprachigen Klasse nicht zu folgen vermö-

gen, können Übergangsklassen eingerichtet werden. 
2Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Einer Übergangs-

klasse werden von der Schulleiterin oder vom Schul-

leiter Schülerinnen und Schüler zugewiesen, die ei-

ner zweisprachigen Klasse nicht zugewiesen werden 

können oder die erst in die Hauptschule in Bayern 
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eintreten. 4Ist eine Schülerin oder ein Schüler einer 

Übergangsklasse so weit gefördert, dass sie oder er 

dem Unterricht in einer deutschsprachigen Klasse zu 

folgen vermag, weist die Schulleiterin oder der Schul-

leiter die Schülerin oder den Schüler nach Anhörung 

der Erziehungsberechtigten einer deutschsprachigen 

Klasse in der zuständigen Volksschule zu. 5Die Zu-

weisung in eine deutschsprachige Klasse erfolgt zu 

Beginn eines Schuljahres oder mit der Aushändigung 

des Zwischenzeugnisses, spätestens jedoch mit Ab-

lauf des zweiten voll besuchten Schuljahres in der 

Übergangsklasse. 

(3) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache, die weder einer zweisprachigen 

noch einer Übergangsklasse zugewiesen werden 

können und ohne ausreichende Deutschkenntnisse 

deutschsprachige Klassen besuchen müssen, werden 

vom Staatlichen Schulamt Deutschfördermaßnahmen 

eingerichtet. 2Die Anzahl der Unterrichtsstunden 

richtet sich nach dem Förderbedarf und den Lernfort-

schritten der Schülerinnen und Schüler.

(4) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache, die eine deutschsprachige Klas-

se besuchen, kann muttersprachlicher Ergänzungs-

unterricht eingerichtet werden. 2Er umfasst bis zu 

fünf Wochenstunden. 3Eine Befreiung vom Unterricht 

in der deutschsprachigen Klasse fi ndet nicht statt. 
4Diesem Unterricht werden von der Schulleiterin oder 

vom Schulleiter solche ausländische Schülerinnen 

und Schüler zugewiesen, deren Erziehungsberech-

tigte dies beantragen. 5Der Antrag der Erziehungsbe-

rechtigten gilt bis zum Widerruf, mindestens jedoch 

jeweils bis zum Ende des Schuljahres. 6Die Entschei-

dung über die Einrichtung des muttersprachlichen 

Ergänzungsunterrichts trifft das Staatliche Schulamt. 

Abschnitt 2

Teilnahme

(vgl. Art. 56 BayEUG)

§ 36

Teilnahme

(1) 1Ist eine Schülerin oder eine Schüler aus zwin-

genden Gründen verhindert, am Unterricht oder an 

einer sonstigen verbindlichen Schulveranstaltung 

teilzunehmen, so ist die Schule unverzüglich unter 

Angabe des Grundes zu verständigen. 2Im Fall fern-

mündlicher Verständigung ist die schriftliche Mittei-

lung innerhalb von zwei Tagen nachzureichen.

(2) 1Bei Erkrankung von mehr als drei Unterrichts-

tagen kann die Schule die Vorlage eines ärztlichen 

Zeugnisses verlangen. 2Häufen sich krankheitsbe-

dingte Schulversäumnisse oder bestehen an der Er-

krankung Zweifel, kann die Schule die Vorlage eines 

ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses verlan-

gen; wird das Zeugnis nicht vorgelegt, gilt das Fern-

bleiben als unentschuldigt.

(3) 1Schülerinnen und Schüler können auf schrift-

lichen Antrag in begründeten Ausnahmefällen vom 

Unterricht in einzelnen Fächern befreit oder vom 

Schulbesuch beurlaubt werden. 2Den Schülerinnen 

und Schülern ist ausreichende Gelegenheit zur Erfül-

lung ihrer religiösen Pfl ichten und zur Wahrnehmung 

religiöser Veranstaltungen auch außerhalb der Schu-

le zu geben.

(4) 1Schülerinnen und Schüler im 9. Schulbesuchs-

jahr, die noch nicht in der Jahrgangsstufe 9 sind und 

die voraussichtlich den erfolgreichen Hauptschulab-

schluss nicht erreichen, können auf Antrag der Erzie-

hungsberechtigten von der Teilnahme am Unterricht 

im Fach Englisch befreit werden. 2Die Befreiung wird 

mit der Aufl age verbunden, an anderem Unterricht 

teilzunehmen, der sich auf die Lern- und Leistungs-

rückstände insbesondere in den Fächern Deutsch 

und Mathematik bezieht.

§ 37

Beaufsichtigung

(1) 1Die Aufsichtspfl icht der Schule erstreckt sich 

auf die Zeit, in der die Schülerinnen und Schüler am 

Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltungen 

teilnehmen, einschließlich einer angemessenen Zeit 

vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts 

oder der Schulveranstaltung. 2Als angemessene Zeit 

vor Beginn des Unterrichts gelten 15 Minuten, als an-

gemessene Zeit nach Beendigung des Unterrichts gilt 

die Zeit bis zum Weggang der Schülerinnen und Schü-

ler aus der Schulanlage. 3Darüber hinaus werden die 

Grundschülerinnen und Grundschüler bei Bedarf ab 

7.30 Uhr beaufsichtigt. 4Die Aufsichtspfl icht erstreckt 

sich auch auf Freistunden, auf sonstige Zeiten, in 

denen sich Schülerinnen und Schüler berechtigt im 

Schulgebäude aufhalten, und auf Pausen; während 

einer Mittagspause besteht die Aufsichtspfl icht der 

Schule, sofern keine anderweitige Beaufsichtigung 

besteht, z. B. durch eine Mittagsbetreuung, und es 

den Schülerinnen und Schülern im Hinblick auf die 

Pausenzeit nicht zumutbar ist, für die Mittagspause 

nach Hause zu gehen. 

(2) 1Der Umfang der Aufsichtspfl icht richtet sich 

nach der geistigen und charakterlichen Reife der zu 

beaufsichtigenden Schülerinnen und Schüler. 2Schü-

lerinnen und Schülern ab der Jahrgangsstufe 5 kann 

gestattet werden, während der unterrichtsfreien Zeit 

die Schulanlage zu verlassen. 3Die Grundsätze stimmt 

die Schulleiterin oder der Schulleiter mit dem Schul-

forum, an Grundschulen mit dem Elternbeirat ab.

§ 38

Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen

(1) Der Konsum alkoholischer Getränke ist Schü-

lerinnen und Schülern innerhalb der Schulanlage so-

wie bei schulischen Veranstaltungen untersagt; über 

Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder der 

Schulleiter im Einvernehmen mit dem Schulforum.

(2) 1Das Mitbringen und Mitführen von gefähr-

lichen Gegenständen ist den Schülerinnen und Schü-

lern untersagt. 2Die Schule hat solche Gegenstän-

de wegzunehmen und sicherzustellen. 3In gleicher 

Weise kann die Schule bei sonstigen Gegenständen 

verfahren, die den Unterricht oder die Ordnung der 

Schule stören können oder stören. 4Über die Rückga-

be derartiger Gegenstände entscheidet die Schullei-
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terin oder der Schulleiter; in den Fällen des Satzes 2 

darf die Rückgabe, soweit dieser nicht anderweitige 

Rechtsvorschriften entgegenstehen, bei minderjäh-

rigen Schülerinnen und Schülern nur an die Erzie-

hungsberechtigten erfolgen. 5Für Mobilfunktelefone 

und sonstige digitale Speichermedien gilt die spezi-

elle Regelung in Art. 56 Abs. 5 BayEUG.

Abschnitt 3

Stunden und Fächer

(vgl. Art. 45 bis 48 BayEUG)

§ 39

Stundentafeln und Stundenpläne

(1) 1Für die Grundschule und die Hauptschule gel-

ten die als Anlagen angefügten Stundentafeln ein-

schließlich der Bestimmungen zu den Stundentafeln. 
2Das Staatsministerium kann bei Vorliegen besonde-

rer Umstände Abweichungen von der Stundentafel 

für die Dauer eines Schuljahres vornehmen. 

(2) 1Der Hauptstundenplan wird von der Schullei-

terin oder vom Schulleiter, der Klassenstundenplan 

wird von der Klassenleiterin oder vom Klassenleiter 

im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter festgesetzt. 2Der Klassenstundenplan ist 

den Schülerinnen und Schülern zur Unterrichtung 

der Erziehungsberechtigten bekannt zu geben. 3Die 

Stundenpläne werden dem Staatlichen Schulamt vor-

gelegt. 

(3) 1Änderungen des Klassenstundenplans be-

dürfen der Zustimmung der Schulleiterin oder des 

Schulleiters und sind den Schülerinnen und Schülern 

rechtzeitig bekannt zu geben. 2Auf Dauer beabsich-

tigte Stundenplanänderungen werden dem Staatli-

chen Schulamt vorgelegt. 

§ 40

Unterrichtszeit

(1) 1Der Unterricht wird an fünf Wochentagen, 

regelmäßig am Vormittag, erteilt; er wird möglichst 

gleichmäßig auf die Wochentage verteilt. 2An Schulen 

mit Ganztagszügen kann sich der Unterricht auf Vor-

mittag und Nachmittag verteilen. 3Die Unterrichts-

zeiten werden im Benehmen mit dem Aufwands-

träger und dem Schulforum, bei Grundschulen mit 

dem Elternbeirat, festgesetzt. 4Der Vormittagsunter-

richt soll in der Regel um 8.00 Uhr beginnen. 

(2) 1Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 
2Ausreichende Pausen sind vorzusehen. 3Diese betra-

gen am Unterrichtsvormittag mindestens 30 Minuten. 
4Dem Nachmittagsunterricht soll eine angemessene 

Pause vorangehen. 5Über die Pausen entscheidet die 

Lehrerkonferenz nach Anhörung des Schulforums, in 

der Grundschule nach Anhörung des Elternbeirats. 

(3) 1Fällt der Unterricht an mehr als fünf aufeinan-

der folgenden Schultagen aus, so ist die versäumte 

Zeit im gleichen Schuljahr nachzuholen. 2Das Staatli-

che Schulamt kann aus besonderen Gründen Abwei-

chungen hiervon zulassen oder anordnen. 

§ 41

Religiöse Erziehung, Religionsunterricht

(1) 1Die Schule unterstützt die Erziehungsberech-

tigten bei der religiösen Erziehung der Kinder. 2Schul-

gebet, Schulgottesdienst und Schulandacht sind 

Möglichkeiten dieser Unterstützung; die Teilnahme 

der Schülerinnen und Schüler ist zu ermöglichen und 

zu fördern. 3Die Mitglieder der Schulgemeinschaft 

sind verpfl ichtet, die religiösen Empfi ndungen aller 

zu achten. 

(2) 1Die Abmeldung vom Religionsunterricht muss 

schriftlich und spätestens am letzten Unterrichts-

tag des Schuljahres mit Wirkung ab dem folgenden 

Schuljahr erfolgen; eine spätere Abmeldung ist nur 

aus wichtigem Grund zulässig. 2Die Abmeldung gilt 

für die Zeit des Verbleibens an der betreffenden 

Schule, solange sie nicht widerrufen wird. 

(3) 1Auf schriftlichen Antrag der Erziehungsbe-

rechtigten lässt die Schule Schülerinnen und Schüler, 

die keiner Religionsgemeinschaft angehören, zur Teil-

nahme am Religionsunterricht eines Bekenntnisses 

als Pfl ichtfach zu, wenn die Religionsgemeinschaft, 

für deren Bekenntnis der betreffende Religionsunter-

richt eingerichtet ist, zustimmt und zwingende schul-

organisatorische Gründe nicht entgegenstehen. 2Dies 

gilt entsprechend für Schülerinnen und Schüler, für 

deren Religionsgemeinschaft Religionsunterricht als 

ordentliches Lehrfach für die betreffende Schulart an 

öffentlichen Schulen in Bayern nicht eingerichtet ist; 

in diesem Fall ist dem Antrag die Zustimmung die-

ser Religionsgemeinschaft beizufügen. 3Für den Zeit-

punkt des Antrags und für die Abmeldung gilt Abs. 2 

entsprechend. 4Die Zulassung gilt für die Dauer des 

Besuchs der betreffenden Schulart, soweit nicht die 

Zustimmung einer beteiligten Religionsgemeinschaft 

widerrufen wird. 

Teil 5

Hausaufgaben, Probearbeiten, Vorrücken und

Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt 1

Hausaufgaben und Probearbeiten

(vgl. Art. 52 BayEUG)

§ 42

Hausaufgaben

1Um den Lehrstoff einzuüben und die Schüle-

rinnen und Schüler zu eigener Tätigkeit anzuregen, 

werden Hausaufgaben gestellt, die von Schülerinnen 

und Schülern mit durchschnittlichem Leistungsver-

mögen in der Grundschule in einer Stunde, in der 

Hauptschule in ein bis zwei Stunden bearbeitet wer-

den können. 2An Tagen mit verpfl ichtendem Nach-

mittagsunterricht werden keine schriftlichen Haus-

aufgaben für den nächsten Tag gestellt; hiervon kann 

im Einvernehmen mit dem Schulforum, an Grund-

schulen im Einvernehmen mit dem Elternbeirat, ab-

gewichen werden. 3Sonntage, Feiertage und Ferien 

sind von Hausaufgaben freizuhalten. 
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§ 43

Probearbeiten

(1) Die Lehrerkonferenz trifft vor Unterrichtsbe-

ginn des Schuljahres grundsätzliche Festlegungen 

zur Erhebung von Leistungsnachweisen; die Festle-

gungen sind den Schülerinnen und Schülern sowie 

ihren Erziehungsberechtigten bekannt zu geben. 

(2) 1Schriftliche Leistungsnachweise werden 

durch Probearbeiten erbracht. 2In der Grundschule 

müssen sie sich aus dem unmittelbaren Unterrichts-

ablauf ergeben und werden nicht angekündigt. 3In 

der Hauptschule können Probearbeiten je nach Art 

und Umfang angekündigt werden; sie müssen ange-

kündigt werden, wenn größere Lernabschnitte be-

arbeitet werden sollen. 4In der Grundschule darf an 

einem Tag nur eine Probearbeit, in der Woche sollen 

nicht mehr als zwei Probearbeiten abgehalten wer-

den; in der Hauptschule darf an einem Tag nur eine 

angekündigte Probearbeit, in der Woche sollen nicht 

mehr als zwei angekündigte Probearbeiten abgehal-

ten werden. 5Kann der Leistungsstand einer Schüle-

rin oder eines Schülers wegen nicht zu vertretender 

Versäumnisse nicht hinreichend beurteilt werden, so 

kann die Lehrkraft das Nachholen von Probearbeiten 

anordnen. 

(3) 1In der Jahrgangsstufe 1 werden keine Pro-

bearbeiten geschrieben. 2Die Probearbeiten im er-

sten Halbjahr der Jahrgangsstufe 2 werden nicht 

benotet, jedoch mit Bemerkungen versehen, die den 

Leistungsstand der Schülerin oder des Schülers be-

schreiben. 

(4) 1Bewertete Probearbeiten sind innerhalb einer 

angemessenen Frist den Schülerinnen und Schülern 

zurückzugeben und zu besprechen. 2Bewertete Pro-

bearbeiten sollen den Schülerinnen und Schülern zur 

Kenntnisnahme durch die Erziehungsberechtigten 

mit nach Hause geben werden; sie sind der Schule 

binnen einer Woche zurückzugeben und werden von 

der Schule bis zum Ablauf des übernächsten Schul-

jahres aufbewahrt. 3Werkstücke, Zeichnungen und 

andere praktische Arbeiten können bereits nach der 

Bewertung an die Schülerinnen und Schüler zurück-

gegeben werden.

§ 44

Bewertung der Leistungen

(1) 1Bei der Bewertung einer Probearbeit kann die 

äußere Form mit berücksichtigt werden. 2Bei allen 

Probearbeiten sind Verstöße gegen die Sprachrich-

tigkeit und schwerere Ausdrucksmängel zu kenn-

zeichnen; hiervon kann in der Jahrgangsstufe 2 und 

bei Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher 

Muttersprache abgesehen werden. 3Zwischennoten 

werden nicht erteilt.

(2) Die Lehrerkonferenz kann entscheiden, dass in 

begründeten Einzelfällen aus pädagogischen Grün-

den auf eine Bewertung der Leistungen durch Noten 

zeitweilig verzichtet wird; die Erziehungsberechtig-

ten sind vorher anzuhören.

(3) 1Bei Schülerinnen und Schülern, bei denen 

zu Beginn der Schulpfl icht oder zu Beginn eines 

Schuljahres ein sonderpädagogischer Förderbedarf 

festgestellt wurde und die im Sinn des Art. 41 Abs. 

1 BayEUG aktiv am Unterricht der Volksschule teil-

nehmen können, kann die Lehrerkonferenz mit Zu-

stimmung der Erziehungsberechtigten entscheiden, 

dass Leistungsnachweise nicht durch Noten bewer-

tet, sondern mit einer allgemeinen Bewertung verse-

hen werden. 2Die Bemerkung geht insbesondere auf 

die individuellen Leistungen und die aktuelle Ler-

nentwicklung der Schülerin oder des Schülers ein. 
3Soweit in einzelnen Fächern Leistungen erbracht 

werden, die dem Anforderungsniveau der jeweiligen 

Jahrgangsstufe entsprechen, können in diesen Fä-

chern Noten erteilt werden. 4Die Erziehungsberech-

tigten sind vorher eingehend zu beraten.

(4) 1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler 

bei der Anfertigung einer Probearbeit unerlaubter 

Hilfe, kann die Probearbeit abgenommen und mit der 

Note 6 bewertet werden. 2Bei Versuch kann ebenso 

verfahren werden. 3Als Versuch gilt auch die Bereit-

haltung nicht zugelassener Hilfsmittel. 

(5) Nach Beginn der Leistungserhebung kön-

nen gesundheitliche Gründe der Schülerin oder des 

Schülers, denen zufolge der Leistungsnachweis nicht 

gewertet werden soll, in der Regel nicht mehr aner-

kannt werden.

(6) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 

ausreichende Entschuldigung eine angekündigte 

Probearbeit oder wird eine Leistung verweigert, wird 

die Note 6 erteilt.  

§ 45

Nachteilsausgleich

1Bei Leistungsnachweisen sowie bei Abschlussprü-

fungen kann die Bearbeitungszeit für Schülerinnen 

und Schüler mit besonders ausgewiesenem sonder-

pädagogischem Förderbedarf, mit einer erheblichen 

vorübergehenden Beeinträchtigung der Motorik oder 

mit erheblichen Behinderungen um bis zu 50 v. H. 

der vorgesehenen Zeit verlängert werden. 2Soweit im 

Einzelfall erforderlich können spezielle Hilfen zuge-

lassen oder Alternativaufgaben gestellt werden, die 

im Anforderungsniveau gleichwertig sind und von 

der Schülerin oder dem Schüler unter Berücksichti-

gung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, der 

Beeinträchtigung der Motorik oder der Behinderung 

im Sinn des Satzes 1 bearbeitet werden können. 3Die 

Entscheidung über die Verlängerung und die Zulas-

sung erforderlicher spezieller Hilfen trifft die Klassen-

leiterin oder der Klassenleiter bzw. die für die Prüfung 

eingesetzte Kommission. 4Soweit für die Schülerin 

oder den Schüler Mobile Sonderpädagogische Dien-

ste eingesetzt sind, sind diese an der Entscheidung 

zu beteiligen; im Übrigen kann eine Stellungnahme 

einer Förderschule mit entsprechendem sonderpäda-

gogischen Förderschwerpunkt eingeholt werden.
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Abschnitt 2

Vorrücken und Wiederholen

(vgl. Art. 53 BayEUG)

§ 46

Entscheidung über das Vorrücken

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu-

fen 1 und 2 rücken ohne besondere Entscheidung 

vor. 2Ergeben sich aus dem Bericht nach § 50 Abs. 

1 Satz 1 Zweifel, ob die Schülerin oder der Schüler 

dem Unterricht in der nächsten Jahrgangsstufe fol-

gen kann, entscheidet die Lehrerkonferenz.

(2) Das Vorrücken in den Jahrgangsstufen 3 mit 

8 soll nur dann versagt werden, wenn die Schüle-

rin oder der Schüler in der Entwicklung oder in den 

Leistungen erheblich unter dem altersgemäßen Stand 

der betreffenden Jahrgangsstufe liegt und nicht er-

wartet werden kann, dass die Schülerin oder der 

Schüler am Unterricht in der nächsten Jahrgangsstu-

fe mit Erfolg teilnehmen kann. 

(3) In den Jahrgangsstufen 3 und 4 liegen die Vo-

raussetzungen des Abs. 2 in der Regel vor, wenn die 

Schülerin oder der Schüler 

1. im Fach Deutsch oder im Fach Mathematik die 

Note 6 und in dem anderen dieser Fächer oder im 

Fach Heimat- und Sachunterricht keine bessere 

Note als 5 erhält oder 

2. in den Fächern Deutsch und Mathematik die 

Note 5 und im Fach Heimat- und Sachunterricht 

die Note 6 erhält. 

(4) 1In den Jahrgangsstufen 5 mit 8 der Regel-

klasse liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 in der 

Regel vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus al-

len Vorrückungsfächern schlechter als 4,00 ist oder 

in mehr als drei Fächern eine schlechtere Note als 

die Note 4 erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie 

zweimal die Note 5. 2Vorrückungsfächer sind alle 

Pfl ichtfächer und Wahlpfl ichtfächer mit Ausnahme 

des Fachs Sport. 

(5) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache und für Aussiedlerschülerinnen 

und Aussiedlerschüler, die Unterricht in Deutsch 

als Zweitsprache erhalten, tritt in den Abs. 3 und 4 

an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch 

als Zweitsprache. 2Bei Schülerinnen und Schülern 

mit nichtdeutscher Muttersprache in deutschspra-

chigen Klassen und bei Aussiedlerschülerinnen und 

Aussiedlerschülern, die keinen Unterricht im Fach 

Deutsch als Zweitsprache erhalten, sind in den er-

sten beiden Jahren des Schulbesuchs in der Bundes-

republik Deutschland unzureichende Leistungen im 

Fach Deutsch bei der Entscheidung über das Vor-

rücken nicht zu berücksichtigen. 3Für Schülerinnen 

und Schüler, die Unterricht im Fach Muttersprache 

erhalten, tritt in Abs. 4 das Fach Muttersprache an die 

Stelle des Fachs Englisch. 

(6) 1In den Mittlere-Reife-Klassen der Jahrgangs-

stufen 7 bis 9 liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 

vor, wenn in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder 

in mehr als einem Vorrückungsfach eine schlechtere 

Note als die Note 4 erzielt wurde und kein Noten-

ausgleich gewährt wird. 2Vorrückungsfächer sind alle 

Pfl ichtfächer und Wahlpfl ichtfächer mit Ausnahme 

des Fachs Sport. 3Falls das Zeugnis höchstens zwei 

Noten 5 oder eine Note 6 ausweist, kann einer Schü-

lerin oder einem Schüler Notenausgleich gewährt 

werden, wenn in Vorrückungsfächern eine Note 1 

oder zwei Noten 2 oder drei Noten 3 erteilt wurden. 
4Notenausgleich ist ausgeschlossen bei Schülerinnen 

und Schülern, die die nicht bestandene Jahrgangs-

stufe bereits zum zweiten Mal besuchen oder deren 

schlechte Leistungen auf ungenügende Mitarbeit zu-

rückzuführen sind oder die im Fach Deutsch die Note 

6 erhalten haben. 5Bei Schülerinnen und Schülern, 

die vom Gymnasium, der Realschule oder der Wirt-

schaftsschule übergetreten sind, kann Satz 3 entspre-

chend angewendet werden. 

(7) Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem 

sonderpädagogischem Förderbedarf, bei denen ge-

mäß § 44 Abs. 3 von einer Bewertung der Leistungen 

durch Noten abgesehen wird, ist abweichend von den 

Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 das Vorrücken zu 

ermöglichen, wenn zu erwarten ist, dass die Voraus-

setzungen für eine aktive Teilnahme voraussichtlich 

auch in der nächst höheren Jahrgangsstufe gegeben 

sind.

(8) 1Über das Vorrücken entscheidet die Klassen-

leiterin oder der Klassenleiter im Einvernehmen mit 

den sonstigen in der Klasse unterrichtenden Lehr-

kräften. 2Über den Notenausgleich nach Abs. 6 ent-

scheidet die Lehrerkonferenz. 

§ 47

Vorrücken auf Probe

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu-

fen 7 bis 9 der Mittlere-Reife-Klassen, die das Ziel 

der jeweiligen Jahrgangsstufe erstmals nicht erreicht 

haben, können mit Einverständnis ihrer Erziehungs-

berechtigten auf Probe vorrücken, wenn nach dem 

Gesamtbild aller erzielten Leistungen erwartet wer-

den kann, dass sie im nächsten Schuljahr das Ziel der 

Jahrgangsstufe erreichen. 2Die Entscheidung trifft 

die Lehrerkonferenz.

(2) Wird einer Schülerin oder einem Schüler das 

Vorrücken auf Probe nach Abs. 1 oder nach Art. 53 

Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, wird in das Jahres-

zeugnis folgende Bemerkung aufgenommen: „Die 

Schülerin bzw. der Schüler erhält die vorläufi ge Er-

laubnis zum Besuch der Jahrgangsstufe ...“

(3) 1Die Probezeit dauert bis zum 15. Dezember; 

sie kann von der Lehrerkonferenz in besonderen Fäl-

len um höchstens zwei Monate verlängert werden. 
2Die Lehrerkonferenz entscheidet auf der Grundla-

ge einer Empfehlung der Klassenkonferenz, ob die 

Schülerin oder der Schüler nach dem Gesamtbild al-

ler erzielten Leistungen die Probezeit bestanden hat 

oder zurückverwiesen wird. 

(4) Für Schülerinnen und Schüler, die am Gymna-

sium, an der Realschule oder an der Wirtschaftsschu-

le die Erlaubnis zum Vorrücken auf Probe erhalten 

haben und die in die nächst höhere Klasse des Re-

gelzugs eintreten, entfällt eine Probezeit; soweit sie 
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in die nächst höhere Mittlere-Reife-Klasse eintreten, 

gilt Abs. 3, es sei denn, die Entscheidung, das Vor-

rücken nur auf Probe zu gestatten, beruht auf den 

Leistungen in mindestens einem Fach, das in der ent-

sprechenden Jahrgangsstufe der Hauptschule nicht 

unterrichtet wird.

§ 48

Freiwilliges Wiederholen, Überspringen einer 

Jahrgangsstufe

(1) 1Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kön-

nen Schülerinnen oder Schüler freiwillig wiederholen 

oder spätestens im Anschluss an die Aushändigung 

des Zwischenzeugnisses in die vorherige Jahrgangs-

stufe zurücktreten. 2Die Entscheidung trifft die Leh-

rerkonferenz unter Würdigung der schulischen 

Leistungen der Schülerin oder des Schülers. 

(2) 1Besonders befähigten Schülerinnen und Schü-

lern kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten das 

Überspringen gestattet werden, wenn zu erwarten ist, 

dass sie nach Reife und Leistungsfähigkeit den An-

forderungen dieser Jahrgangsstufe gewachsen sind. 
2Bedeutet ein zweites Überspringen den Übertritt in 

das Gymnasium oder die Realschule, so bedarf es der 

Einholung eines schulpsychologischen Gutachtens. 
3Das Überspringen erfolgt im Fall des Satzes 1 zum 

Schuljahresende, in den Jahrgangsstufen 1 bis 3 auch 

im Anschluss an die Aushändigung des Zwischen-

zeugnisses, im Fall des Satzes 2 zum Schuljahresen-

de. 4Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 

Schulleiter. 

Abschnitt 3

Schülerbogen, Schülerliste, Zeugnisse

(vgl. Art. 52 Abs. 3 BayEUG)

§ 49

Schülerbogen und Schülerliste

(1) 1Die Schule führt für alle Schülerinnen und 

Schüler einen Schülerbogen. 2In diesen werden die 

für den schulischen Bildungsweg wesentlichen Fest-

stellungen, Beobachtungen und Empfehlungen auf-

genommen. 3An Hauptschulen erstellt die Klassen-

leiterin oder der Klassenleiter im Benehmen mit den 

in der Klasse unterrichtenden Lehrkräften und För-

derlehrerinnen und Förderlehrern im Schülerbogen 

eine zusammenfassende Schülerbeurteilung, wenn 

das Vorrücken in die nächste Jahrgangsstufe ver-

sagt wird, und in der Jahrgangsstufe 8 im Hinblick 

auf die Berufsfi ndung. 4Der Schülerbogen ist neben 

den Zeugnisdurchschriften und sonstigen Unterlagen 

über die Schülerin oder den Schüler Bestandteil der 

Schülerakten. 5Die Erziehungsberechtigten können 

den Schülerbogen einsehen.

(2) 1Der Schülerbogen und die Zeugnisdurch-

schriften werden bei einem Wechsel an eine öffent-

liche oder staatlich anerkannte Schule weitergeleitet. 
2Bei einem Wechsel an eine andere Schule verblei-

ben der Schülerbogen und die Zeugnisdurchschriften 

zwanzig Jahre bei der Schule; die Erziehungsberech-

tigten erhalten auf Antrag eine beglaubigte Abschrift 

des Schülerbogens.

(3) 1Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter 

führt für jede Schülerin und jeden Schüler der Klasse 

eine Schülerliste nach dem Muster der Anlage 7; die 

Schülerliste gilt jeweils für die Zeit des Besuchs der 

Grundschule oder der Hauptschule. 2Die Schülerliste 

wird nach Beendigung des Besuchs der Grundschule 

oder der Hauptschule oder nach dem Verlassen der 

Hauptschule ein Schuljahr aufbewahrt.

§ 50

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) 1Die Zwischenzeugnisse in den Jahrgangs-

stufen 1 und 2 sowie die Jahreszeugnisse in der 

Jahrgangsstufe 1 enthalten einen Bericht mit Beo-

bachtungen insbesondere zum Sozialverhalten, zum 

Lern- und Arbeitsverhalten, zum Leistungsstand 

in den einzelnen Fächern und zu den individuellen 

Lernfortschritten. 2Die Jahreszeugnisse in den Jahr-

gangsstufen 2 bis 4 sowie die Zwischenzeugnisse in 

der Jahrgangsstufe 3 enthalten Noten in den Pfl icht-

fächern, zusätzliche Erläuterungen zu den Noten in 

den Fächern Deutsch und Mathematik, eine Bewer-

tung des Sozialverhaltens sowie des Lern- und Ar-

beitsverhaltens nach den Stufen

– sehr gut,

– gut,

– befriedigend,

– nicht befriedigend,

wobei diese Bewertungen zusätzlich zu erläu-

tern sind, und Bemerkungen gemäß Art. 52 Abs. 3 

Satz 3 BayEUG. 3In der Grundschule werden im Fach 

Englisch keine Noten erteilt, die Teilnahme an Ar-

beitsgemeinschaften und am Förderunterricht wird 

vermerkt. 4In der Jahrgangsstufe 4 ersetzt das Über-

trittszeugnis nach § 29 Abs. 2 Satz 1 das Zwischen-

zeugnis; am letzten Unterrichtstag der zweiten vollen 

Unterrichtswoche des Monats Januar erhalten die 

Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 4 eine 

Zwischeninformation zum Leistungsstand, die die 

Jahresfortgangsnoten in allen Fächern und – soweit 

erforderlich – einen Hinweis gemäß § 50 Abs. 8 Satz 

3 enthält.

(2) 1Die Zwischen- und Jahreszeugnisse in den 

Jahrgangsstufen 5 bis 8 enthalten Noten in den 

Pfl ichtfächern und Wahlpfl ichtfächern sowie Bemer-

kungen gemäß Art. 52 Abs. 3 Satz 3 BayEUG. 2In den 

Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 darf ein Zeugnis keine 

Formulierung enthalten, die den Übertritt in das Be-

rufsleben erschwert. 3Die Teilnahme am Unterricht in 

Wahlfächern wird durch eine allgemeine Bewertung 

bestätigt; auf Antrag wird eine Note erteilt. 4Ferner 

wird die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften ver-

merkt. 

(3) 1In den Jahrgangsstufen 9 und 10 werden Zwi-

schenzeugnisse sowie bei erfolgreichem Abschluss 

Abschlusszeugnisse – jeweils in doppelter Fertigung 

– ausgestellt. 2Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Schülerinnen und Schüler, die mit Erfüllung 

der Vollzeitschulpfl icht den erfolgreichen Hauptschul-
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abschluss nicht erreicht haben, erhalten in doppelter 

Fertigung ein Jahreszeugnis mit folgendem Vermerk: 

„Sie/Er ist zum Besuch der Berufsschule oder einer 

sie ersetzenden schulischen Einrichtung verpfl ichtet, 

sofern nicht freiwillig die Hauptschule besucht wird.“  
2Schülerinnen und Schüler, die die Jahrgangsstufe 10 

ohne Erfolg besucht haben, erhalten ein Jahreszeug-

nis; hierbei ist zu vermerken, dass die Schülerin oder 

der Schüler sich der Abschlussprüfung ohne Erfolg 

unterzogen hat. 3Abs. 2 gilt entsprechend. 

(5) Schülerinnen und Schüler, die während des 

Schuljahrs die Volksschule verlassen, erhalten ein 

Zwischenzeugnis, das als Abgangszeugnis zu kenn-

zeichnen ist.

(6) Bei der Entlassung von der Hauptschule als 

Ordnungsmaßnahme (Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 in 

Verbindung mit Abs. 4 Satz 3 BayEUG) erhält der 

Schüler an Stelle eines Zeugnisses eine Bescheini-

gung über die Dauer des Schulbesuchs während des 

laufenden Schuljahres. 

(7) 1Schülerinnen und Schüler, die an Stelle des 

Unterrichts im Fach Deutsch ausschließlich auf der 

Grundlage des Lehrplans für das Fach Deutsch als 

Zweitsprache unterrichtet werden, erhalten eine Note 

für das Fach Deutsch als Zweitsprache. 2Auf Antrag der 

Erziehungsberechtigten erhalten Schülerinnen und 

Schüler, die neben einem Unterricht auf der Grund-

lage des Lehrplans für das Fach Deutsch als Zweit-

sprache den Deutschunterricht zumindest teilweise 

besuchen, eine Note im Fach Deutsch; die Leistungen 

aus dem Unterricht im Fach  Deutsch als Zweitsprache 

werden in pädagogischer Verantwortung einbezogen. 
3Wird kein Antrag nach Satz 2 gestellt, wird eine Note 

im Fach Deutsch als Zweitsprache erteilt.

(8) 1In den Jahreszeugnissen der Regelklassen in 

den Jahrgangsstufen 3 bis 8 und in den Jahreszeug-

nissen der Mittlere-Reife-Klassen in den Jahrgangs-

stufen 7 bis 9 wird vermerkt, ob die Schülerin oder 

der Schüler in die nächst höhere Klasse vorrückt.2In 

das Jahreszeugnis der Jahrgangsstufen 1 und 2 wird 

ein Vermerk nur aufgenommen, wenn die Schülerin 

oder der Schüler nicht vorrückt; dieser Vermerk ist 

schriftlich zu begründen. 3Lassen es die Leistungen 

der Schülerin oder des Schülers im ersten Schulhalb-

jahr fraglich erscheinen, ob ihr oder ihm am Ende des 

Schuljahres die Erlaubnis zum Vorrücken erteilt wer-

den kann, wird die Gefährdung im Zwischenzeugnis 

angegeben; in den Jahrgangsstufen 9 und 10 werden 

die Erziehungsberechtigten von der Gefährdung des 

Erwerbs des erfolgreichen Abschlusses durch ein ge-

sondertes Schreiben benachrichtigt. 

(9) 1In Jahreszeugnissen und Abschlusszeugnis-

sen soll die Tätigkeit in der Schülermitverantwortung 

und bei sonstigen freiwilligen Tätigkeiten für die 

Schulgemeinschaft vermerkt werden. 2Ordnungs-

maßnahmen werden in Abschlusszeugnissen und 

Jahreszeugnissen nach Abs. 4 nicht, in anderen Jah-

reszeugnissen und in Übertrittszeugnissen nur aus 

besonderem Anlass aufgeführt. 

(10) Die Zeugnisse müssen den vom Staatsmini-

sterium herausgegebenen Mustern entsprechen. 

(11) 1Der Bericht nach Abs. 1, die Zeugnisnoten 

und die Bewertung des Sozialverhaltens sowie des 

Lern- und Arbeitsverhaltens werden von der Klassen-

leiterin oder vom Klassenleiter im Einvernehmen mit 

den in der Klasse unterrichtenden Lehrkräften fest-

gesetzt; die Bewertungen in den einzelnen Fächern 

erfolgen auf Grund der Einzelnoten für schriftliche, 

mündliche und praktische Leistungsnachweise in pä-

dagogischer Verantwortung. 2Wurden in einem Fach 

keine Leistungsnachweise erbracht, wird anstelle ei-

ner Zeugnisnote eine Bemerkung gegeben. 3Gleiches 

gilt für Schülerinnen und Schüler, die Förderunter-

richt Englisch nach § 33 Abs. 9 erhalten haben.

(12) 1Schülerinnen und Schüler, die im Gymnasi-

um in einer anderen ersten Fremdsprache als Eng-

lisch unterrichtet wurden und in die Hauptschule 

übertreten, erhalten bei einem Übertritt während 

der Jahrgangsstufe 5 im ersten Hauptschulzeugnis, 

bei einem Übertritt während der Jahrgangsstufe 6 in 

den nächsten zwei Hauptschulzeugnissen nach dem 

Übertritt keine Note im Fach Englisch, soweit nicht 

die Erziehungsberechtigten eine Benotung wün-

schen. 2Entsprechendes gilt für Schülerinnen und 

Schüler, die in eine deutschsprachige Klasse eintre-

ten und bisher keinen Englischunterricht erhalten 

haben, sowie für Schülerinnen und Schüler, die aus 

der Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

an die Hauptschule überwiesen werden. 

(13) 1Bei Schülerinnen und Schülern, bei denen 

nach § 44 Abs. 3 von einer Benotung der Leistungen 

abgesehen wurde, sind in den Zeugnissen die Noten 

durch allgemeine Bewertungen zu ersetzen; eine Be-

wertung des Sozialverhaltens sowie des Lern- und 

Arbeitsverhaltens mit Buchstaben entfällt. 2Wenn 

in einzelnen Fächern benotete Leistungen erbracht 

wurden, können auch im Zeugnis Noten erteilt wer-

den. 3Soweit nach § 44 Abs. 2 zeitweilig auf eine Be-

wertung der Leistungen mit Noten verzichtet wurde, 

kann auf die Erteilung von Zeugnisnoten verzichtet 

werden; die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz. 
4Soweit Mobile Sonderpädagogische Dienste einge-

schaltet waren, sollen sie bei den Bewertungen nach 

Satz 1 und bei der Erteilung von Noten nach Satz 2 

beteiligt werden.

(14) 1Das Zwischenzeugnis wird am letzten Unter-

richtstag der zweiten vollen Woche im Februar ausge-

stellt. 2Die Jahreszeugnisse und Abschlusszeugnisse 

werden am letzten Unterrichtstag des Schuljahres 

ausgestellt, soweit nicht für Schüler in Abschlussklas-

sen durch Bekanntmachung ein anderer Tag festge-

legt ist. 

(15) 1Auf Zwischenzeugnissen und Jahreszeug-

nissen bestätigt eine Erziehungsberechtigte oder 

ein Erziehungsberechtigter durch Unterschrift die 

Kenntnisnahme. 2Die Zwischenzeugnisse und Jah-

reszeugnisse sind nach Überprüfung der Kenntnis-

nahme zurückzugeben. 3Sätze 1 und 2 gelten nicht 

für Jahreszeugnisse nach Abs. 4. 
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Teil 6

Abschlüsse

Abschnitt 1

Erfolgreicher Hauptschulabschluss

(vgl. Art. 7 Abs. 7 Satz 2 BayEUG)

§ 51

Erfolgreicher Hauptschulabschluss

(1) 1Der erfolgreiche Hauptschulabschluss ist er-

reicht, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus allen 

Vorrückungsfächern mindestens 4,00 beträgt und 

in höchstens drei Fächern eine schlechtere Note als 

die Note 4 erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie 

zweimal die Note 5. 2Liegen die Voraussetzungen 

des Satzes 1 vor, so trägt die Schule auf Antrag in 

das Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 der Mittlere-

Reife-Klasse folgenden Vermerk ein: „Dieses Zeug-

nis schließt die Berechtigungen des erfolgreichen 

Hauptschulabschlusses ein.” 

(2) 1Staatlich genehmigte Hauptschulen können 

dem Staatlichen Schulamt das Abschlusszeugnis 

zusammen mit einer Dokumentation über die er-

brachten Leistungen im letzten Schuljahr vorlegen. 
2Das  Staatliche Schulamt bestätigt den Erwerb des 

erfolgreichen Hauptschulabschlusses, wenn sich aus 

dem Zeugnis und der Dokumentation ergibt, dass die 

Schülerin oder der Schüler Leistungen erbracht hat, 

mit denen an einer staatlichen Hauptschule der er-

folgreiche Hauptschulabschluss nach Abs. 1 Satz 1 

hätte zuerkannt werden können. 

§ 52

Erwerb einer dem erfolgreichen Hauptschulab-

schluss entsprechenden Schulbildung

(1) 1Eine dem erfolgreichen Hauptschulabschluss 

entsprechende Schulbildung hat erworben, wer 

1. in öffentlichen oder staatlich anerkannten Gym-

nasien, Realschulen oder Wirtschaftsschulen 

im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder im 

Zeugnis über die entsprechende Feststellungs-

prüfung Noten erzielt hat, mit denen er auch die 

Jahrgangsstufe 9 der Hauptschule mit Erfolg be-

sucht hätte oder

2. die Berufsschule oder eine mindestens zweijäh-

rige berufl iche Vollzeitschule erfolgreich besucht 

hat oder 

3. ein einjähriges Vollzeitschuljahr an der Berufs-

schule oder Berufsfachschule, ausgenommen Er-

gänzungsschule, erfolgreich abgeschlossen hat; 

Leistungen im fachpraktischen Bereich bleiben 

insoweit unberücksichtigt.
2Die Möglichkeit des Erwerbs des erfolgreichen 

Hauptschulabschlusses nach den Bestimmungen 

der Volksschulordnung-F bleibt unberührt.

(2) In ein Zeugnis nach Abs. 1 trägt die zuletzt 

besuchte Schule auf Antrag folgenden Vermerk ein: 

„Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene Schulbil-

dung schließt die Berechtigungen des erfolgreichen 

Hauptschulabschlusses ein.“ 

§ 53

Nachträglicher Erwerb des erfolgreichen 

Hauptschulabschlusses

(1) Der erfolgreiche Hauptschulabschluss kann 

nachträglich durch eine Leistungsfeststellung erwor-

ben werden. 

(2) 1Die Leistungsfeststellung erstreckt sich auf die 

Fächer Deutsch und Mathematik sowie nach Wahl der 

Bewerberin oder des Bewerbers auf zwei der Fächer 

Englisch, Physik/Chemie/Biologie, Geschichte/Sozi-

alkunde/Erdkunde und Arbeit-Wirtschaft-Technik. 
2Für Bewerberinnen oder Bewerber mit nichtdeut-

scher Muttersprache tritt auf Antrag an die Stelle des 

Fachs Englisch das Fach Muttersprache (Griechisch, 

Italienisch, Portugiesisch, Serbokroatisch, Spanisch, 

Türkisch). 3Für Bewerberinnen oder Bewerber mit 

nichtdeutscher Muttersprache, die weniger als sechs 

Jahre eine deutsche Schule besucht haben, tritt auf 

Antrag an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach 

Deutsch als Zweitsprache. 4Für Aussiedlerinnen und 

Aussiedler gilt Satz 3 entsprechend. 

(3) 1In der Leistungsfeststellung können schrift-

liche und/oder mündliche Leistungsnachweise ver-

langt werden. 2In den Fächern Deutsch und Mathe-

matik sind in jedem Fall schriftliche Arbeiten von der 

Dauer je einer Unterrichtsstunde zu fertigen. 3Die 

Dauer der Leistungsfeststellung beträgt für jede Be-

werberin und jeden Bewerber zweimal zwei Stunden. 
4Bei der inhaltlichen Gestaltung der Leistungsfeststel-

lung soll auf die berufl iche Situation der Bewerberin 

oder des Bewerbers Rücksicht genommen werden. 

(4) 1Zur Leistungsfeststellung wird zugelassen, 

wer die Vollzeitschulpfl icht erfüllt hat. 2Die Bewerbe-

rin oder der Bewerber kann sich der Leistungsfest-

stellung an jeder Volksschule mit einer Jahrgangs-

stufe 9 unterziehen. 

(5) 1Die Volksschule bildet eine Feststellungskom-

mission. 2Diese besteht aus drei Lehrkräften, die an 

der Hauptschule unterrichten. 3Die Schulleiterin oder 

der Schulleiter bestimmt das vorsitzende Mitglied 

und setzt unverzüglich den Zeitpunkt der Leistungs-

feststellung fest. 

(6) 1Der erfolgreiche Hauptschulabschluss ist er-

worben, wenn die Durchschnittsnote aus allen Fä-

chern der Leistungsfeststellung mindestens 4,00 be-

trägt und in höchstens einem Fach eine schlechtere 

Note als die Note 4 erzielt wurde. 2Hierüber wird ein 

Zeugnis ausgestellt. 

(7) 1Der erfolgreiche Hauptschulabschluss ist auch 

nachgewiesen, wenn in der besonderen Leistungs-

feststellung nach § 59 die Gesamtdurchschnittsnote 

aus allen Fächern mindestens 4,00 beträgt und in 

höchstens zwei Fächern eine schlechtere Note als die 

Note 4 erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie zwei-

mal die Note 5. 2Die Bewerberin oder der Bewerber 

erhält auf Antrag ein Zeugnis. 
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Abschnitt 2

Qualifi zierender Hauptschulabschluss
(vgl. Art. 7 Abs. 7 Satz 2 BayEUG)

§ 54

Besondere Leistungsfeststellung: Fächer, 

Form, Aufgabenstellung, Inhalt und

Durchführung

(1) Die besondere Leistungsfeststellung für den 

qualifi zierenden Hauptschulabschluss umfasst 

1. für alle teilnehmenden Schülerinnen und Schü-

ler die Fächer Deutsch, Mathematik und Arbeit-

Wirtschaft-Technik, 

2. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 

der Fächer Englisch, Physik/Chemie/Biologie 

oder Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 

3. das Wahlpfl ichtfach Gewerblich-technischer 

Bereich, Kommunikationstechnischer Bereich 

oder Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich, das die 

Schülerin oder der Schüler besucht hat, 

4. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 

der Fächer Religionslehre, Ethik, Sport, Musik, 

Kunst, Informatik, Buchführung, Werken/Textiles 

Gestalten; hierbei kann nur ein Fach gewählt 

werden, das die Schülerin oder der Schüler als 

benotetes Fach besucht hat. 

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache tritt auf Antrag ihrer Erzie-

hungsberechtigten an die Stelle des Fachs Englisch 

das Fach Muttersprache, wenn muttersprachlicher 

Unterricht besucht wird und das Staatsministerium 

eine besondere Leistungsfeststellung in dieser Mut-

tersprache anbietet. 2Für Schülerinnen und Schüler 

mit nichtdeutscher Muttersprache, die weniger als 

sechs Jahre eine deutsche Schule besucht haben, 

tritt auf Antrag ihrer Erziehungsberechtigten an die 

Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweit-

sprache. 3Für Aussiedlerschülerinnen und Aussied-

lerschüler gilt Satz 2 entsprechend. 

(3) 1Die besondere Leistungsfeststellung besteht 

1. aus einem schriftlichen Teil in den Fächern 

Deutsch, Mathematik, Arbeit-Wirtschaft-Technik, 

Englisch, Physik/Chemie/Biologie, Geschichte/

Sozialkunde/Erdkunde, Deutsch als Zweitspra-

che, Muttersprache, Religionslehre, Ethik, Infor-

matik, Buchführung,

2. zusätzlich aus einem mündlichen Teil in den Fä-

chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache, 

3. aus einem praktischen Teil in den Fächern Sport, 

Musik, Kunst, Gewerblich-technischer Bereich, 

Kommunikationstechnischer Bereich, Hauswirt-

schaftlich-sozialer Bereich, Informatik, Werken/

Textiles Gestalten; in den Fächern Musik und 

Kunst werden auch mündliche, in den Fächern 

Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich und Sport 

auch schriftliche Leistungen verlangt.

2Schülerinnen und Schüler, die nicht die nach § 56 

Abs. 5 erforderliche Gesamtbewertung erzielt haben, 

können sich einer zusätzlichen mündlichen Prüfung 

in den Fächern Deutsch und/oder Mathematik unter-

ziehen. 

(4) 1Die Schülerinnen und Schüler können sich 

auch nur in einem oder mehreren der Fächer Eng-

lisch, Sport, Musik, Kunst, Gewerblich-technischer 

Bereich, Kommunikationstechnischer Bereich, Haus-

wirtschaftlich-sozialer Bereich, Informatik, Buchfüh-

rung und Werken/Textiles Gestalten der besonderen 

Leistungsfeststellung unterziehen. 2Die Teilnahme 

setzt den Besuch des entsprechenden Fachs voraus. 

(5) 1Die Aufgaben werden in den Fächern Deutsch, 

Mathematik, Englisch, Deutsch als Zweitsprache und 

Muttersprache durch das Staatsministerium, in den 

übrigen Fächern durch die Schule gestellt. 2Im Fach 

Arbeit-Wirtschaft-Technik kann das Staatsministeri-

um die Aufgaben stellen. 

(6) Die Aufgaben der besonderen Leistungsfest-

stellung werden im Rahmen der Lehrpläne der Jahr-

gangsstufe 9 gestellt. 

(7) 1Die Arbeitszeit beträgt 

  1. in den Fächern Deutsch und Muttersprache je 

180 Minuten, 

  2. im Fach Mathematik 100 Minuten, 

  3. in den Fächern Englisch und Deutsch als Zweit-

sprache im schriftlichen Teil je 90 Minuten, im 

mündlichen Teil für jeden Schüler je 15 Minu-

ten, 

  4. im Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik 60 Minuten,

 

  5. in den Fächern Physik/Chemie/Biologie und Ge-

schichte/Sozialkunde/Erdkunde je 60 Minuten, 

  6. in den Fächern Religionslehre und Ethik je 50 

Minuten, 

  7. im schriftlichen Teil des Fachs Sport 30 Minuten,

 

  8. im Fach Musik 30 Minuten,

  9. im Fach Gewerblich-technischer Bereich 240 Mi-

nuten, 

10. im Fach Kommunikationstechnischer Bereich 100 

Minuten, 

11. im Fach Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich im 

praktischen Teil 150 Minuten, im schriftlichen 

Teil, einschließlich informationstechnische Bil-

dung, 50 Minuten, 

12. in den Fächern Kunst und Werken/Textiles Ge-

stalten je 150 Minuten, 

13. im Fach Informatik 120 Minuten,

14. im Fach Buchführung 60 Minuten. 

2Die Dauer der zusätzlichen mündlichen Prüfung in 

den Fächern Deutsch und Mathematik beträgt je 10 

Minuten. 
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(8) Im mündlichen Teil der Leistungsfeststellung 

im Fach Englisch können mehrere Schülerinnen und 

Schüler zusammengefasst werden. 

§ 55

Feststellungskommission

(1) 1Zur Durchführung der besonderen Leistungs-

feststellung bildet die Schule eine Feststellungskom-

mission. 2Ihre Mitglieder sind die Schulleiterin oder 

der Schulleiter als Vorsitzende oder Vorsitzender, die 

ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter und 

die Lehrkräfte, die in der Jahrgangsstufe 9 in den für 

die besondere Leistungsfeststellung gewählten Fä-

chern unterrichten. 3Die oder der Vorsitzende kann 

weitere Lehrkräfte in die Feststellungskommission 

berufen. 4Von der Mitgliedschaft in der Feststellungs-

kommission und der Mitwirkung bei der besonderen 

Leistungsfeststellung ist ausgeschlossen, wer das Sor-

gerecht für eine teilnehmende Schülerin oder einen 

teilnehmenden Schüler hat oder zu ihr oder ihm in na-

hen persönlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen 

steht. 5Kommt ein derartiger Ausschluss in Betracht, so 

ist dies spätestens bis zum 1. Oktober des der besonde-

ren Leistungsfeststellung vorausgehenden Jahres dem 

Staatlichen Schulamt anzuzeigen, das eine Sonderre-

gelung trifft. 

(2) 1Die Feststellungskommission entscheidet über 

die Auswahl der vom Staatsministerium gestellten 

Aufgaben, die Festlegung der von der Schule zu stel-

lenden Aufgaben, die Bestellung der Lehrkräfte, die 

die besondere Leistungsfeststellung abnehmen, und 

trifft – soweit erforderlich – Entscheidungen nach § 58 

Abs. 1. 2Für die übrigen Entscheidungen ist die oder 

der Vorsitzende zuständig. 3Sie oder er kann Angele-

genheiten von grundsätzlicher oder erheblicher Be-

deutung der Feststellungskommission zur Entschei-

dung übertragen. 

(3) 1Die Feststellungskommission entscheidet mit 

einfacher Mehrheit. 2Bei Stimmengleichheit entschei-

det die Stimme der oder des Vorsitzenden. 

(4) 1Über die besondere Leistungsfeststellung 

werden eine Niederschrift und ein Verzeichnis er-

stellt, das für jede Schülerin und jeden Schüler in den 

gewählten Fächern die Ergebnisse der besonderen 

Leistungsfeststellung, die Jahresfortgangsnoten in 

diesen Fächern und die Gesamtnoten enthält. 2Die 

schriftlichen Leistungsnachweise sind zwei Schul-

jahre aufzubewahren. 

§ 56

Jahresfortgangsnoten, Bewertung der Leistungen, 

qualifi zierender Hauptschulabschluss

(1) Vor Beginn der besonderen Leistungsfest-

stellung sind den teilnehmenden Schülerinnen und 

Schülern die Jahresfortgangsnoten in den Fächern 

mitzuteilen, in denen sie sich der besonderen Lei-

stungsfeststellung unterziehen. 

(2) 1Die Leistungen werden von je zwei Lehrkräf-

ten bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht überein 

und kommt keine Einigung zustande, wird die Note 

von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden festge-

setzt. 

(3) In Fächern, in denen zu praktischen Leistungen 

auch mündliche oder schriftliche Leistungen verlangt 

werden, wird die Note in pädagogischer Verantwor-

tung festgesetzt. 

(4) 1Im Fall einer zusätzlichen mündlichen Prü-

fung in den Fächern Deutsch und Mathematik wird 

die schriftliche Leistung im Verhältnis zur münd-

lichen Leistung wie 2 : 1 gewichtet. 2Gleiches gilt für 

das Fach Deutsch als Zweitsprache im Verhältnis zu 

den jeweiligen Teilleistungen. 

(5) Der qualifi zierende Hauptschulabschluss ist 

erreicht, wenn die Schülerin oder der Schüler in den 

Fächern der besonderen Leistungsfeststellung eine 

Gesamtbewertung von mindestens 3,0 erzielt hat; da-

bei bleibt die zweite Stelle nach dem Komma unbe-

rücksichtigt. 

(6) 1Die Gesamtbewertung errechnet sich wie folgt: 

Die Jahresfortgangsnoten und die Noten der besonde-

ren Leistungsfeststellung werden für alle Fächer zu-

sammengezählt. 2Dabei sind die Jahresfortgangsnoten 

und die Noten der besonderen Leistungsfeststellung 

in den Fächern Deutsch, Mathematik, Physik/ Che-

mie/Biologie, Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde und 

Muttersprache sowie die Jahresfortgangsnoten in den 

Fächern Englisch und Deutsch als Zweitsprache dop-

pelt zu zählen; die Noten im schriftlichen und münd-

lichen Teil der besonderen Leistungsfeststellung in 

den Fächern Englisch und Deutsch als Zweitsprache 

werden je einfach gewichtet. 3Die erzielte Notensum-

me wird durch den Teiler 18 geteilt. 

§ 57

Zeugnis über den qualifi zierenden Hauptschul-

abschluss

(1) 1Über den Erwerb des qualifi zierenden Haupt-

schulabschlusses erhalten die Schülerinnen und 

Schüler zusätzlich zum Abschlusszeugnis ein beson-

deres Zeugnis. 2Dieses enthält die Gesamtbewertung 

und die Gesamtnoten in den Fächern der besonde-

ren Leistungsfeststellung. 3Bei der Bildung der Ge-

samtnoten werden die Jahresfortgangsnoten und die 

Noten der besonderen Leistungsfeststellung gleich 

gewichtet. 4In den Fächern Englisch und Deutsch als 

Zweitsprache wird die Gesamtnote aus der doppelt 

gewichteten Jahresfortgangsnote und den einfach 

gewichteten Noten des schriftlichen Teils und des 

mündlichen Teils der besonderen Leistungsfeststel-

lung gebildet. 

(2) Bei Schülerinnen und Schülern, die auf Grund 

der Gesamtbewertung den qualifi zierenden Haupt-

schulabschluss nicht erhalten, wird die in den in § 54 

Abs. 4 genannten Fächern jeweils erzielte Gesamt-

note in das Abschluss- oder Jahreszeugnis aufge-

nommen, soweit sie nicht zu einer Verschlechterung 

der Jahresfortgangsnote führt; insoweit wird die Teil-

nahme an der besonderen Leistungsfeststellung im 

Zeugnis wie folgt vermerkt: „Im Fach/In den Fächern 

... hat sie/er sich einer besonderen Leistungsfeststel-

lung unterzogen.“ 
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(3) In den Fällen des § 54 Abs. 4 werden die nach 

Abs. 1 erzielten Gesamtnoten in das Abschluss- oder 

Jahreszeugnis nach Maßgabe des Abs. 2 aufgenom-

men. 

(4) Schülerinnen und Schüler, die in den Fällen der 

Abs. 2 oder 3 im Fach Englisch mindestens die Ge-

samtnote 3 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis über 

den Nachweis erforderlicher Englischkenntnisse für 

den mittleren Schulabschluss der Berufsschule und 

Berufsfachschule und für den qualifi zierten beruf-

lichen Bildungsabschluss. 

§ 58

Nachholung des qualifi zierenden Hauptschulab-

schlusses

(1) 1Wer infolge eines nicht von ihm zu vertre-

tenden Grundes an der besonderen Leistungsfeststel-

lung teilweise nicht teilgenommen hat, kann diese im 

laufenden Schuljahr oder zu Beginn des folgenden 

Schuljahres nachholen. 2Über die näheren Einzel-

heiten, insbesondere die Anrechnung abgelegter 

Teile der besonderen Leistungsfeststellung, die Fest-

legung von Terminen und die Aufgabenstellung ent-

scheidet die Feststellungskommission. 

(2) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertretenden 

Grundes an der gesamten besonderen Leistungs-

feststellung nicht teilgenommen hat, kann diese zu 

einem vom Staatsministerium allgemein festgesetz-

ten Termin nachholen. 

§ 59

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber, 

Gleichwertigkeitsanerkennung

(1) 1An der besonderen Leistungsfeststellung kön-

nen auch Bewerberinnen oder Bewerber teilnehmen, 

die nicht Schülerin oder Schüler einer öffentlichen 

oder staatlich anerkannten Hauptschule sind. 2Schü-

lerinnen oder Schüler einer anderen Schule als einer 

öffentlichen oder staatlich anerkannten Hauptschule 

müssen sich jedoch mindestens in der Jahrgangsstufe 

9 befi nden. 

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen 

den Antrag unter Angabe der von ihnen gewählten 

Fächer (ein Fach nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 und zwei 

Fächer nach § 54 Abs. 1 Nrn. 3 und 4, wobei eines 

der Nr. 4 angehören muss) bis zum 1. März an der 

Hauptschule stellen, in deren Sprengel sie ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt haben. 2Später eingehende 

Anträge können nur in begründeten Ausnahmefällen 

berücksichtigt werden. 

(3) 1Bei der Festlegung der Gesamtnoten werden 

Jahresfortgangsnoten nicht miteinbezogen. 2Zur Er-

rechnung der Gesamtbewertung wird die erzielte 

Notensumme durch den Teiler 9 geteilt. 

(4) 1Anträge mehrerer Bewerberinnen und Bewer-

ber, die gemeinsam an einer staatlich genehmigten 

Hauptschule unterrichtet werden, sollen von dieser 

Schule bei der prüfenden öffentlichen Schule ge-

sammelt eingereicht werden. 2Die Abschlussprüfung 

ist in den Räumen der staatlich genehmigten Schule 

abzunehmen, wenn diese dafür geeignet sind und 

die Belange der prüfenden Schule es zulassen. 3Die 

oder der Vorsitzende der Feststellungskommission 

soll Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule bei 

der Auswahl der zentral gestellten Prüfungsaufgaben 

mitwirken lassen. 4In die Feststellungskommission 

sollen Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule 

mit der Befähigung für das Lehramt an Hauptschu-

len berufen werden. 5Sie sollen, soweit Schülerinnen 

und Schüler der staatlich genehmigten Schule be-

troffen sind, bei der Korrektur der Prüfungsarbeiten 

und bei den mündlichen Prüfungen nach Anweisung 

der oder des Vorsitzenden der Feststellungskommis-

sion mitwirken. 6Entscheidungen nach den Sätzen 2, 

4 und 5 trifft die oder der Vorsitzende der Feststel-

lungskommission. 

(5) 1Für Bewerberinnen und Bewerber, die das 

Gymnasium, die Realschule oder die Wirtschafts-

schule besuchen, stellt das Staatsministerium für das 

Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik Aufgaben, die den 

Lehrplan der Jahrgangsstufe 9 der jeweiligen Schul-

art berücksichtigen. 2Die Aufgaben werden für diese 

Bewerberinnen und Bewerber von zwei Lehrkräften 

der jeweiligen Schulart bewertet. 

(6) 1Schülerinnen und Schüler von Berufsschulen 

und Berufsfachschulen sowie Bewerberinnen und 

Bewerber, die keine Schule mehr besuchen, können 

sich der besonderen Leistungsfeststellung im Fach 

Englisch unterziehen; Abs. 2 gilt entsprechend. 2Be-

werberinnen und Bewerber, die mindestens die Ge-

samtnote 3 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis über 

den Nachweis erforderlicher Englischkenntnisse für 

den mittleren Schulabschluss der Berufsschule und 

Berufsfachschule und für den qualifi zierten beruf-

lichen Bildungsabschluss. 

(7) Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend für Bewerbe-

rinnen und Bewerber, die auf Grund der Gesamtbe-

wertung den qualifi zierenden Hauptschulabschluss 

nicht erhalten. 

(8) Über die Gleichwertigkeit von deutschen 

Schulabschlüssen mit dem qualifi zierenden Haupt-

schulabschluss entscheidet das Staatsministerium. 

Abschnitt 3

Mittlerer Schulabschluss der Hauptschule

(vgl. Art. 7 Abs. 7 Satz 3, Art. 25 Abs. 1 Satz 2 Nr.1 

und Art. 54 BayEUG)

§ 60

Abschlussprüfung: Fächer, Form, Aufgabenstellung, 

Inhalt und Durchführung

(1) Die Abschlussprüfung umfasst 

1. für alle Schülerinnen und Schüler die Fächer 

Deutsch, Mathematik und Englisch, 

2. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers das 

Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik oder das be-

suchte Wahlpfl ichtfach. 
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(2) Die Abschlussprüfung im Fach Englisch wird 

auf Antrag bei Schülerinnen und Schülern mit nicht-

deutscher Muttersprache und bei Aussiedlerschüle-

rinnen und Aussiedlerschülern durch eine Prüfung 

in der nichtdeutschen Muttersprache ersetzt, wenn 

der Antrag bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 9 

oder 10 gestellt und genehmigt worden ist. 

(3) 1Die Abschlussprüfung besteht 

1. im Fach Deutsch aus einer schriftlichen und 

mündlichen Prüfung (Referat),

2. in den Fächern Mathematik und Arbeit-Wirt-

schaft-Technik aus einer schriftlichen Prüfung,

3. im Fach Englisch aus einer schriftlichen und 

mündlichen Prüfung,

4. im Wahlpfl ichtfach aus einer praktischen und 

schriftlichen Prüfung. 

2Die Abschlussprüfung im Fach Muttersprache be-

steht aus einer schriftlichen Prüfung (Fernprüfung). 

(4) 1Die Aufgaben werden für die schriftliche 

Prüfung in den Fächern Deutsch, Mathematik, Eng-

lisch und Muttersprache vom Staatsministerium, in 

den übrigen Fächern durch die Schule gestellt. 2Die 

mündliche Prüfung im Fach Deutsch kann ab Mai ab-

genommen werden. 

(5) Die Aufgaben der Abschlussprüfung werden 

im Rahmen der Lehrpläne der Jahrgangsstufe 10 ge-

stellt. 

(6) Die Arbeitszeit beträgt 

1. im Fach Deutsch für die schriftliche Prüfung 200 

Minuten und für die mündliche Prüfung (Referat) 

15 Minuten, 

2. im Fach Mathematik 150 Minuten, 

3. im Fach Englisch für die schriftliche Prüfung 120 

Minuten und für die mündliche Prüfung 15 Minu-

ten,

4. im Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik 60 Minuten,

5. im Fach Gewerblich-technischer Bereich ins-

gesamt 240 Minuten (210 Minuten praktische 

Prüfung, die informationstechnische Inhalte ein-

schließt, und 30 Minuten schriftliche Prüfung),

6. im Fach Kommunikationstechnischer Bereich 

insgesamt 110 Minuten,

7. im Fach Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich ins-

gesamt 200 Minuten (150 Minuten praktische 

Prüfung und 50 Minuten schriftliche Prüfung, die 

informationstechnische Inhalte einschließt),

8. im Fach Muttersprache 120 Minuten. 

(7) In der mündlichen Prüfung im Fach Englisch 

können mehrere Schülerinnen und Schüler zusam-

mengefasst werden. 

§ 61

Prüfungsausschuss

1Zur Durchführung der Abschlussprüfung bildet 

die Schule einen Prüfungsausschuss. 2§ 55 gilt ent-

sprechend. 

§ 62

Jahresfortgangsnoten, Bewertung der Leistungen, 

freiwillige mündliche Prüfung,

Festsetzung der Noten und des Prüfungsergeb-

nisses, Notenausgleich

(1) Vor Beginn der schriftlichen Abschlussprüfung 

sind die Jahresfortgangsnoten in den Prüfungsfä-

chern festzusetzen und den Schülerinnen und Schü-

lern mitzuteilen. 

(2) 1Die Prüfungsleistungen werden von je zwei 

Lehrkräften bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht 

überein und kommt eine Einigung nicht zustande, 

wird die Note von der Vorsitzenden oder vom Vorsit-

zenden festgesetzt. 

(3) 1Die schriftliche Leistung wird im Verhältnis 

zur mündlichen Prüfung im Fach Deutsch wie 3 : 1, 

im Fach Englisch wie 2 : 1 gewichtet. 2In den Wahl-

pfl ichtfächern wird die Gesamtnote aus den Noten 

der praktischen Prüfung und der schriftlichen Prü-

fung in pädagogischer Verantwortung festgesetzt. 

(4) 1Schülerinnen und Schüler können sich frei-

willig der mündlichen Prüfung unterziehen, 

1. in einem Prüfungsfach, wenn sich Jahresfort-

gangsnote und Prüfungsnote um eine Noten-

stufe unterscheiden und nach Auffassung des 

Prüfungsausschusses die schlechtere Note als 

Gesamtnote festzusetzen wäre, 

2. in einem sonstigen Abschlussfach, wenn die 

Leistungen mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 

bewertet worden sind. 

2Die Note der mündlichen Prüfung wird im Ver-

hältnis zur Prüfungsnote (Satz 1 Nr. 1) oder zur Jah-

resfortgangsnote (Satz 1 Nr. 2) wie 1 : 2 gewichtet. 

(5) 1Der Prüfungsausschuss stellt nach der schrift-

lichen bzw. praktischen Prüfung fest, ob die Voraus-

setzungen für die Teilnahme an der mündlichen 

Prüfung vorliegen. 2Steht fest, dass die Abschlussprü-

fung auch unter Berücksichtigung einer mündlichen 

Prüfung nicht bestanden werden kann, so entfällt die 

mündliche Prüfung. 

(6) Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung; 

sie dauert je Fach 10 Minuten.

(7) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen 

setzt der Prüfungsausschuss die Prüfungsnoten und 

Gesamtnoten fest. 

(8) 1Die Gesamtnote wird in den Prüfungsfächern 

aus der Jahresfortgangsnote und der Prüfungsnote 

ermittelt. 2Dabei gibt in der Regel die Prüfungsnote 

den Ausschlag. 3Die Jahresfortgangsnote kann nur 

dann überwiegen, wenn sie nach dem Urteil des Prü-
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pfl ichtfachs und des gewählten Wahlfachs bis zum 

1. März an der Hauptschule stellen, die eine Jahr-

gangsstufe 10 führt und in deren Einzugsbereich sie 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 2Später einge-

hende Anträge können nur in begründeten Ausnah-

mefällen berücksichtigt werden. 

(3) 1Gegenstand der Abschlussprüfung sind die 

Prüfungsfächer nach § 60 Abs. 1 Nr. 1, ferner die Fä-

cher Arbeit-Wirtschaft-Technik, Geschichte/Sozial-

kunde/Erdkunde und Physik/Chemie/Biologie sowie 

nach Wahl der Bewerberin oder des Bewerbers eines 

der Wahlpfl ichtfächer oder der an der betreffenden 

Hauptschule angebotenen Wahlfächer, ausgenom-

men das Fach Kurzschrift; § 60 Abs. 2 gilt entspre-

chend. 2Die Durchführung der Abschlussprüfung in 

den Fächern nach § 60 Abs. 1 Nr. 1, im Fach Arbeit-

Wirtschaft-Technik und in den Wahlpfl ichtfächern 

richtet sich nach § 60. 3Für die Abschlussprüfung in 

den Wahlfächern gelten § 54 Abs. 3 und 7 entspre-

chend. 4Die Bewerberinnen und Bewerber können 

sich freiwillig einer mündlichen Prüfung in den Fä-

chern unterziehen, in denen sie die Note 5 oder 6 

erzielt haben, höchstens jedoch in zwei Fächern; 

§ 62 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 5In den Fächern 

Geschichte/Sozialkunde/ Erdkunde und Physik/Che-

mie/Biologie fi nden mündliche Prüfungen mit einer 

Dauer von jeweils mindestens 15 Minuten statt; hier-

bei soll auf Lehrplaninhalte der Jahrgangsstufe 10 

eingegangen werden, mit denen sich die Bewerberin 

oder der Bewerber besonders gründlich beschäftigt 

hat; mindestens die Hälfte der Prüfungszeit muss den 

anderen Lerninhalten des Lehrplans der Jahrgangs-

stufe 10 vorbehalten bleiben. 

(4) Für die Teilnahme anderer Bewerberinnen und 

Bewerber, die staatlich genehmigte Hauptschulen 

besuchen, gilt § 59 Abs. 4 entsprechend. 

(5) 1Die Gesamtnoten der Abschlussfächer erge-

ben sich ausschließlich aus den in der Prüfung er-

brachten Leistungen. 2Die Note einer freiwilligen 

mündlichen Prüfungsleistung wird im Verhältnis zur 

Note der bisher erbrachten Prüfungsleistungen wie 

1 : 2 gewichtet. 3Das Bestehen der Abschlussprüfung 

richtet sich nach § 62 Abs. 9 und 10. 

Abschnitt 4

Qualifi zierter berufl icher Bildungsabschluss

(vgl. Art. 7 Abs. 8 BayEUG)

§ 65

Zuerkennung des qualifi zierten berufl ichen 

Bildungsabschlusses

(1) 1Ein überdurchschnittlicher Berufsabschluss 

wird nachgewiesen durch eine Gesamtnote von min-

destens 2,50 im Abschlusszeugnis einer staatlich an-

erkannten Berufsausbildung mit einer Regelausbil-

dungsdauer von mindestens zwei Jahren. 2Teilnoten 

werden gleich gewichtet, wenn im Zeugnis keine 

Gesamtnote festgesetzt ist. 

(2) Die geforderten Englischkenntnisse werden 

nachgewiesen durch die Note „befriedigend“ in die-

sem Fach 

fungsausschusses der Gesamtleistung der Schülerin 

oder des Schülers in dem betreffenden Fach mehr 

entspricht als die Prüfungsnote. 4In Nichtprüfungs-

fächern gelten die Jahresfortgangsnoten als Gesamt-

noten; mündliche Prüfungen werden nach Maßgabe 

des Abs. 4 Satz 2 berücksichtigt. 

(9) 1Auf Grund der Gesamtnoten entscheidet der 

Prüfungsausschuss über das Bestehen der Abschlus-

sprüfung. 2Sie ist nicht bestanden bei 

1. Gesamtnote 6 in einem Abschlussfach, sofern 

nicht Notenausgleich gewährt wird, 

2. Gesamtnote 5 in zwei Abschlussfächern, sofern 

nicht Notenausgleich gewährt wird, 

3. Gesamtnote 6 im Fach Deutsch. 

3Abschlussfächer sind alle Fächer mit Ausnahme des 

Fachs Sport. 

(10) Schülerinnen und Schülern mit Gesamtnote 6 

in einem Abschlussfach oder Gesamtnote 5 in zwei 

Abschlussfächern kann vom Prüfungsausschuss No-

tenausgleich gewährt werden, wenn sie 

1. in einem Abschlussfach die Gesamtnote 1 oder 

2. in zwei Abschlussfächern die Gesamtnote 2 oder 

3. in drei Abschlussfächern die Gesamtnote 3 

erreicht haben. 

§ 63

Nachholung und Wiederholung

(1) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertretenden 

Grundes an der Abschlussprüfung ganz oder teilwei-

se nicht teilgenommen hat, kann diese zu einem vom 

Staatsministerium festgesetzten Termin nachholen. 

(2) 1Eine nicht bestandene Abschlussprüfung 

kann nur einmal zum nächsten Prüfungstermin wie-

derholt werden. 2Voraussetzung ist der nochmalige 

Schulbesuch. 

(3) 1Die Abschlussprüfung kann zur Notenver-

besserung einmal wiederholt werden. 2Soll zu die-

sem Zweck die Jahrgangsstufe wiederholt werden, 

bedarf dies der Genehmigung der Schulleiterin oder 

des Schulleiters.

§ 64

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber

(1) 1An der Abschlussprüfung können auch Be-

werberinnen oder Bewerber teilnehmen, die nicht 

Schülerinnen oder Schüler einer öffentlichen oder 

staatlich anerkannten Hauptschule sind. 2Schüle-

rinnen oder Schüler einer anderen Schule als einer 

öffentlichen oder staatlich anerkannten Hauptschule 

müssen sich jedoch mindestens in der Jahrgangsstufe 

10 befi nden. 

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen den 

Antrag unter Angabe des von ihnen gewählten Wahl-
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1. im Abschlusszeugnis einer Hauptschule (er-

folgreicher oder qualifi zierender Hauptschulab-

schluss) oder 

2. im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 10 

eines Gymnasiums (Englisch als erste Fremdspra-

che), einer Realschule, einer Wirtschaftsschule 

oder einer Schule besonderer Art oder 

3. im Zeugnis über den Nachweis erforderlicher 

Englischkenntnisse für den mittleren Schulab-

schluss der Berufsschule und Berufsfachschule 

und für den qualifi zierten berufl ichen Bildungs-

abschluss (§ 59 Abs. 6) oder 

4. im Abschlusszeugnis der Berufsschule oder Be-

rufsfachschule im Pfl ichtfach oder Wahlfach; dem 

Abschlusszeugnis der Berufsfachschule steht das 

Jahreszeugnis des letzten Schuljahres der Be-

rufsfachschule gleich. 

(3) Liegt dem qualifi zierten berufl ichen Bildungs-

abschluss eine dem qualifi zierenden Hauptschul-

abschluss als gleichwertig anerkannte Schulbil-

dung zugrunde, so sind die vom Staatsministerium 

bestimmten Hauptschulen für die Ausstellung des 

Zeugnisses zuständig. 

Teil 7

Schlussbestimmungen

§ 66

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 

1. September 2008 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2008 tritt die Schul-

ordnung für die Volksschulen in Bayern (Volksschul-

ordnung-VSO) vom 23. Juli 1998 (GVBl S. 516, ber. 

S. 917, BayRS 2232-2-UK),  zuletzt geändert durch 

Verordnung vom 1. September 2005 (GVBl S. 479), 

außer Kraft.

München, den 11. September 2008

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Siegfried S c h n e i d e r

Staatsminister

KWMBl 2008 S. 442
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1. Teil: aus den Maßnahmen Nrn. 1 bis 30: 
 
 
a) Schulorganisation 
 
Nr. Titel erprobt an Schulart Kurzerläuterung 

1 Flexibilisierung der Stundentafel  Gymnasium Die Schule weicht zeitlich begrenzt von der 
Stundentafel ab, um Defizite in der Klasse 
auszugleichen; zusätzliche Stunden werden 
durch vorübergehende Reduzierung in anderen 
Fächern gewonnen. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

2 jahrgangs- und 
klassenübergreifender Unterricht  

Grundschule, 
Gymnasium 

Das Unterrichtsangebot wird erweitert; durch eine 
an der Leistungsfähigkeit orientierte 
Gruppenzusammenstellung kann die einzelne 
Schülerin oder der einzelne Schüler gezielter 
gefördert werden. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

3 Organisation des Unterrichts in 
Doppelstunden 

Gymnasium Schule gewinnt Zeit und Ruhe im Unterrichtstag. 

4 themenbezogene Projektwochen Gymnasium Schülerinnen und Schüler gewinnen Einblick in 
übergeordnete Zusammenhänge; 
Schlüsselqualifikationen werden gefördert. 

5 Einbeziehung externer Partner  alle Praxisbezug wird verstärkt durch Partner aus 
dem Kreis der Eltern, der Hochschule, der 
Kirchen und der Wirtschaft. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem Elternbeirat 
voraus. 

6 Pädagogischer Tag statt 
Wandertag 

Gymnasium Wandertage haben ihre ursprüngliche Zielsetzung 
weitgehend verloren; die Schule setzt selbst das 
Thema eines Pädagogischen Tags fest.  

7 Jahrgangsstufenversammlungen Gymnasium Durch themen- oder anlassbezogene 
Versammlungen der Klassen eines Jahrgangs 
wird der Zusammenhalt der gesamten 
Altersgruppe gestärkt; der Informationsfluss in der 
Schule wird verbessert. 

Anlage 1

MODUS21 – Übersicht

Das Staatsministerium hat mit Bekanntmachungen vom 3. August 2005 (KWMBl I S. 329) und 13. Dezem-
ber 2005 (KWMBl I 2006 S. 6 ff.) insgesamt 60 MODUS21-Maßnahmen für alle bayerischen Schulen frei-
gegeben. 

Wenn die Belange des Aufwandsträgers oder des Aufgabenträgers im Sinn des Art. 1 des Gesetzes über 
die Kostenfreiheit des Schulwegs berührt werden, ist das Einvernehmen mit dem Träger herzustellen. Ge-
gebenenfalls sind die Maßnahmen an die Besonderheiten der Volksschulen anzupassen.

In der nachfolgenden Übersicht werden die Maßnahmen dargestellt, die sich für die Umsetzung an Grund- 
und Hauptschulen eignen:
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8 Jahrgangsstufensprecherinnen 
und –sprecher 

Gymnasium Alle Klassen eines Jahrgangs wählen eine 
Sprecherin oder einen Sprecher; die Identifikation 
mit schulischen Entscheidungen wird gestärkt. 

9 Einrichtung einer 
„Klassenstunde“ 

Realschule Schule verkürzt rollierend an einem Tag in der 
Woche alle Stunden um fünf Minuten: Gewinn 
einer Klassleiterstunde zur Besprechung 
klasseninterner Probleme, Vorbereitung von 
Klassenfahrten, Einsammeln von Geldern etc. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat voraus.  

10 Schülerinnen und Schüler 
gestalten eigenverantwortlich 
Unterricht 

Hauptschule, 
Gymnasium 

Schülerinnen und Schüler dürfen in festgelegten 
Abständen eine Stunde zu selbst gewählten 
Themen gestalten; sie trainieren Präsentation und 
Moderation. 

 
 
 
b) Förderung jeder einzelnen Schülerin oder jedes einzelnen Schülers (Individualförderung) 
 
11 Förderunterricht nach dem 

Zwischenzeugnis 
Realschule, 
Gymnasium 

Durch gezielten Förderunterricht kann die 
Wiederholerquote gesenkt werden. Die Schule 
gewinnt die erforderlichen Stunden durch 
geeignete andere MODUS21-Maßnahme wie z.B. 
Vorlesungsunterricht. 

12 Vorlesungsbetrieb  Gymnasium Die Lehrkräfte arbeiten verstärkt in Teams, 
entwickeln gemeinsam die Grundlagen für die 
Vorlesungen und vermitteln ausgewählte Inhalte 
einer Gruppe aus mehreren Klassen im 
Vorlesungsbetrieb. Die Schule gewinnt Stunden 
für zusätzliche pädagogische Maßnahmen.  
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat voraus. 

13 Schülerinnen und Schüler lehren 
Schülerinnen und Schüler   

Gymnasium Leistungsstarke Schülerinnen und Schüler 
fördern während der Unterrichtszeit in kleinen 
Gruppen außerhalb des Klassenverbandes 
leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler. 

14 Selbsteinschätzung der 
Schülerinnen und Schüler 

Realschule Die Schülerinnen und Schüler bearbeiten 
Auswertungsbogen, mit denen sie die eigene 
Vorbereitung und Leistung einschätzen können 
und übernehmen Verantwortung für ihre Leistung. 

 
 
c) Leistungserhebungen 
 
15 Schulaufgabe mit 

Gruppenarbeitsphase 
Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler erarbeiten z.B. in 

Deutsch im Team eine Rahmengeschichte, die 
die oder der Einzelne anschließend ausgestaltet; 
die individuelle Leistung der Teammitglieder in 
der Gruppenarbeitsphase wird erfasst und geht in 
die Note ein. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 
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16 Angesagte „Tests“ im Turnus 

von sechs Wochen statt 
Schulaufgaben 

Gymnasium Gleichmäßige Verteilung angesagter 
Leistungserhebungen über das Schuljahr 
gewährleisten gleich bleibend hohes 
Leistungsniveau, reduzieren Wissenslücken und 
Prüfungsangst. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

17 Debatte ersetzt je eine 
Schulaufgabe (Aufsatz) in 
Deutsch und/oder 
Fremdsprachen 

Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler müssen ihren 
Standpunkt zu einem vorgegebenen Thema 
vorbereiten, überzeugend vertreten, Toleranz 
gegenüber anderen Meinungen üben; 
sprachliche und argumentative Kompetenzen 
werden gestärkt.  Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

18 Präsentation ersetzt eine 
Aufsatzschulaufgabe  

Gymnasium Durch die Erarbeitung und Darstellung eines 
komplexen Themas werden eigenständiges 
Arbeiten, Umgang mit neuen Medien und 
mündliche Sprachkompetenz gefördert. 

19 Test aus formalsprachlichen und 
Sprachverständnisanteilen in 
Deutsch ersetzt eine 
Aufsatzschulaufgabe 

Gymnasium Klassen mit Schwächen in der formalen 
Sprachbeherrschung werden gezielt gefördert. 

20 Schwerpunkte des Jahresstoffs 
in letzter schriftlicher 
Leistungserhebung 

Gymnasium Vor den Sommerferien wird der Jahresstoff in 
seinen Schwerpunkten abgesichert; die 
Nachhaltigkeit des Lernens wird gefördert. Diese 
Maßnahme setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus. 

21 Leistungserhebungen (auch 
nicht angekündigte) über die 
Lerninhalte mehrerer 
Unterrichtsstunden 

Gymnasium Das Grundwissen wird gesichert, kleinschrittiges 
Lernen wird verhindert, Nachhaltigkeit des 
Lernens wird gefördert. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

22 schulinterne 
Jahrgangsstufentests zum 
Grundwissen  

Gymnasium Die Nachhaltigkeit des Lernens wird gefördert; 
die Klassen einer Jahrgangsstufe können 
verglichen werden. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat voraus. 

23 Neugewichtung schriftlicher und 
mündlicher Leistungen in den 
Fremdsprachen 

Gymnasium Durch andere Gewichtung (z.B. 1:1 statt 2:1) wird 
bei Bedarf die mündliche Sprachkompetenz 
gefördert. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat voraus. 

24 Verstärkte Einbeziehung von 
Grundwissen in schriftliche 
Leistungserhebungen 

Gymnasium Schriftliche Leistungserhebungen prüfen immer 
auch die Verfügbarkeit von Grundwissen und 
Kernkompetenzen; die Nachhaltigkeit des 
Lernens wird gefördert. 

25 Trennung von Unterrichts- und 
Prüfungsphasen  

Gymnasium Z.B. angekündigte Prüfungsphasen statt 
permanenten Abfragens; die Klasse gewinnt 
Ruhe im Unterrichtsalltag. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem Elternbeirat 
voraus. 

26 Ganz- und Halbjahresprojekte in 
der Klasse 

Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler arbeiten über 
längeren Zeitraum fächerübergreifend und 
eigenverantwortlich an ausgewählten Themen; 
Ausdauer, Teamfähigkeit und Kreativität werden 
gestärkt. 
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2. Teil: aus den Maßnahmen: Nrn. 31 bis 60: 
 
 
a) Schulorganisation 
 

Nr. Titel erprobt an Kurzerläuterung 

31 Innerschulischer 
Praxistag 

Förderschule Die Schule führt an einem Tag fächer- und 
klassenübergreifenden Kursunterricht als 
Orientierungshilfe für die Schülerinnen und  
Schüler bei der Berufsfindung durch. 

32 Pflichtwahlfach 
„Business-English“ an 
der Hauptschule 

Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler der 
Regelklasse 9 nehmen fakultativ, die 
Schülerinnen und Schüler der M-Zweige 
obligatorisch am Wahlfach „Business 
English“ teil, das nach zwei Jahren zum 
Erwerb eines Zusatzzertifikates führt.  

33 Rhythmisierung des 
Schultags 

Hauptschule Durch Neustrukturierung und 
Rhythmisierung des Schulvormittags mit 
integrierter Mittagsbetreuung wird der 
Schultag dem Biorhythmus der Kinder 
entsprechend entzerrt. Ein Schultag dauert 
bis 15.30 Uhr, Hausaufgaben werden durch 
individuelles Üben ersetzt. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

34 Zeitungslektüre zur 
Förderung der  
Allgemeinbildung 

Hauptschule Die Maßnahme, die auf der regelmäßigen 
Lektüre von Tageszeitungen beruht, wird 
den Fächern Deutsch und GSE 
(Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde) 
zugeordnet und in den Jgst. 7 und 8 
durchgeführt. 

36 Neues Lernkonzept in 
der Berufsfachschule 
für Kinderpflege 

Berufsfachschule Der Lehrstoff der Jahrgangsstufe 11 wird in 
Modulen („Lernbausteinen“) aufbereitet und 
von den Schülern selbstständig und 
eigenverantwortlich an verschiedenen 
Lernorten erarbeitet. Der Abschluss eines 
Lernbausteins erfolgt in Form eines 
schriftlichen Tests, einer Einzel- oder einer 
Gruppenpräsentation. 

d) Personalmanagement und Personalführung 
 
27 Bildung von jahrgangs- und 

stufenbezogenen 
Pädagogischen Lehrkräfteteams 

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; pädagogische 
Beobachtungen und Maßnahmen werden 
zielführender abgestimmt. 

28 Unterrichtsplanung im 
Lehrkräfteteam 

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 
Gesamtaufwand für die Unterrichtsvorbereitung 
wird verringert. 

29 Planung und Durchführung von 
schriftlichen 
Leistungserhebungen im 
Lehrkräfteteam 

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 
Gesamtaufwand wird verringert; die Ergebnisse 
dienen der internen Evaluation. 

30 „Mitarbeitergespräche“ mit 
Zielvereinbarungen der Lehrkraft 
mit allen Schülerinnen und 
Schülern  

Berufsschule Lehrkräfte leisten gezielte Hilfestellung; 
Schülerinnen und Schüler übernehmen 
Verantwortung für ihre Leistungsentwicklung; 
Schülerinnen und Schüler erfahren individuelle 
Unterstützung bei persönlichen Problemen. 
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b) Individualförderung 
 
37 Einrichtung von 

Partnerklassen 
zwischen Unter- und 
Oberstufe 

Förderschule Die Schülerinnen und Schüler der 5. bis 9. 
Jahrgangsstufe der Förderschule 
unterstützen die Schülerinnen und Schüler 
der ersten und zweiten Klasse. Je nach 
Klassengröße sind die Patinnen und Paten 
ca. alle drei Wochen für eine Stunde im 
Einsatz. 

38 Erweitertes 
Screening zur 
Einschulung 

Grundschule Die Schule erweitert das bestehende 
Screeningverfahren: 
Sprachstandserhebungen werden bei allen 
Schülerinnen und Schülern durchgeführt 
und um den mathematischen Bereich 
erweitert. 

39 Förderung besonders 
begabter 
Grundschülerinnen 
und Grundschüler 

Grundschule Die Schule bietet in Kooperation mit Eltern 
und externen Partnern ein qualitativ 
hochwertiges Zusatzangebot, das begabte 
Schülerinnen und Schüler besonders 
fördert. 

40 Förderung von 
Vorschulkindern mit 
Entwicklungsverzö- 
gerung  

Grundschule Vorschulkinder mit 
Entwicklungsverzögerungen werden auf den 
Unterricht der Regelklasse vorbereitet. 
Durch die intensive Zusammenarbeit der 
Schule mit verschiedenen Einrichtungen 
werden die Kinder im Bereich Sprach-, 
Merk- und Denkfähigkeit, aber auch in ihrem 
Spiel- und Sozialverhalten gefördert. 

41 „Freiwilliges Soziales 
Jahr“ an der Schule 

Grundschule An der Schule leistet eine Freiwillige das 
„Freiwillige Soziale Jahr“ ab. Die Freiwillige 
unterstützt die Lehrkräfte im Unterricht (z.B. 
bei Differenzierungsmaßnahmen und bei der 
Planung und Organisation des Schulalltags). 

42 Zeugnisergänzung 
basierend auf einer 
Schülerberatungs- 
stunde 

Hauptschule Mehrmals im Schuljahr findet eine 
Schülerberatungsstunde als Einzelgespräch 
statt, in der individuelle Probleme der 
Schülerin oder des Schülers besprochen 
und Ziele für die nächste Lern- und 
Entwicklungsphase formuliert werden. 

43 „Unterricht Plus“ Hauptschule In den Nachmittagsstunden werden 
semesterweise in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch (Grund- und 
Hauptschule) projektorientierte Kurse 
angeboten. In leistungsheterogenen 
Gruppen werden Unterrichtsinhalte 
thematisiert, vertieft und geübt. 
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44 Lernen in 

Kleingruppen  
Realschule Einmal wöchentlich werden in den Fächern 

Deutsch, Englisch und Mathematik die 
Klassen gedrittelt; die Schülerinnen und 
Schüler arbeiten in Kleingruppen. Begleitet 
werden sie dabei durch Eltern, 
Praktikantinnen und Praktikanten 
(Exercitium Paedagogicum) oder in 
Seminarschulen durch Referendarinnen und 
Referendare.  
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

45 Module zur Stärkung 
der Selbst- und 
Sozialkompetenz 

Gymnasium Auf der Grundlage eines Curriculums, das 
aus sechs aufeinander aufbauenden 
Modulen besteht (z. B. Kommunikations- 
und Kooperationsbereitschaft, 
Verantwortungsfähigkeit, Problemlösungs- 
und Konfliktfähigkeit), wird Selbst- und 
Sozialkompetenz vermittelt. 

46 Teamtraining im 
Schullandheim 

Gymnasium Der fünftägige Aufenthalt in einem speziell 
ausgestatteten Schullandheim wird für ein 
ca. 25-stündiges Trainingsprogramm 
kooperativer Kompetenzen genutzt. 

47 Erstellung einer 
Referenzmappe für 
Schülerinnen und 
Schüler 

Gymnasium Alle sozialen und fachlichen Kompetenzen, 
die eine Schülerin oder ein Schüler im Laufe 
seiner Gymnasiallaufbahn erwirbt, werden in 
einer Mappe dokumentiert. Die Schülerinnen 
und Schüler erhalten dadurch die 
Möglichkeit, ihren eigenen Lernprozess zu 
reflektieren. 
 

48 Unterricht in 
Notebookklassen 

Berufsschule Das mobile Lernen in der Schule, im Betrieb 
und zu Hause und die hochindividuelle 
Förderung durch interaktive 
Unterrichtsprogramme qualifiziert die 
Schülerinnen und Schüler, um so ihre 
Chancen im Berufsleben zu erhöhen. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

49 Ausbildungsvereinbar-
ung mit Schülerinnen 
und Schülern und 
Eltern 

Berufsfachschule Die Schule vereinbart gemeinsam mit Eltern 
und Schülerinnen und Schülern individuelle 
Ziele der Ausbildung. Stärken und 
Schwächen der Schülerinnen und Schüler 
können frühzeitig diagnostiziert, 
entsprechende Maßnahmen ergriffen 
werden. 

 
 
 
 
c) Leistungserhebungen 
 
50 Besondere mündliche 

Prüfung in den 
Grund- und 
Leistungskursen 
Englisch 

Gymnasium Zusätzlich zu den herkömmlichen 
mündlichen Noten wird am Ende des 
Semesters eine „Besondere mündliche 
Prüfung“ durchgeführt. Sie gibt den 
Schülerinnen und Schülern Gelegenheit, in 
einem längeren Prüfungsgespräch ihr 
sprachliches Können unter Beweis zu 
stellen.  
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 
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e) Inner- und außerschulische Partnerschaften 
 
54 Lehrkräftepraktikum Förderschule Die Lehrkräfte leisten an zwei bis drei Tagen 

pro Jahr ein Praktikum in einem 
Unternehmen vor Ort ab. Sie gewinnen 
dadurch fundierte Einblicke in die 
Berufsanforderungen und knüpfen intensive 
Kontakte zu den Betrieben der Region. 

55 Neigungsorientiertes 
Lernen mit externen 
Fachleuten 

Grundschule Angeleitet durch externe Fachkräfte lernen 
die Schülerinnen und Schüler der zweiten 
und dritten Klassen einmal im Monat in 
interessensgeleiteten und 
jahrgangsübergreifenden Lerngruppen. 
Externe Kräfte arbeiten ehrenamtlich. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

56 Berufsorientierung 
„Brückenschlag“ 

Hauptschule Unternehmerinnen und Unternehmer aus 
der Region, die Ausbildungsplätze anbieten, 
begleiten Schülerinnen und Schüler von der 
7. bis zur 9. Jahrgangsstufe. Ein 
Expertenteam von Pädagoginnen und 
Pädagogen, Psychologinnen und 
Psychologen sowie Unternehmerinnen und 
Unternehmern bereitet die Schülerinnen und 
Schüler drei Jahre lang auf den Sprung ins 
Berufsleben vor. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

57 „Economy Tutorial“ Realschule Das „Economy Tutorial“ ist ein Forum für 
den Ideenaustausch zwischen Schule und 
Wirtschaft. Dazu gehört die direkte 
Umsetzung eines gemeinsam erarbeiteten 
Maßnahmenkatalogs mit jährlichem 
Feedback der Schule an die Unternehmen. 

58 Arbeit im Alten- und 
Pflegeheim als 
Praxismodul des 
Unterrichts 

Realschule Die Schülerinnen und Schüler besuchen in 
einem Zeitraum von drei Monaten 
wöchentlich die Bewohnerinnen und 
Bewohner eines Pflegeheims und leisten 
Hilfestellung im Alltag der pflegebedürftigen 
Menschen. Die Erfahrungen werden mit 
Lehrplanthemen verknüpft. 
Diese Maßnahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus. 

d) Personalmanagement und Personalführung 
 
51 Methoden- und 

Teamtraining 
Volksschule Das gesamte Kollegium wird nach dem 

Methodentraining von Klippert geschult und 
das Methodenrepertoire aufbauend in allen 
Jahrgangsstufen umgesetzt. 

52 Begleitung neuer 
Lehrkräfte im ersten 
Jahr 

Realschule Den neuen Lehrkräften werden durch 
Fachkollegen und Schulleiterin bzw. 
Schulleiter, Unterrichtsbesuche, Feedback 
und Beratung konkrete Hilfestellungen 
gegeben. 

53 „Runder Tisch“ für 
Lehrkräfte einer 
Schule 

Gymnasium Zu vom Kollegium gewünschten Themen 
wird ein offenes Fortbildungsangebot 
erarbeitet, z. B. Handhabung des mobilen 
Laptopklassenzimmers, Prävention und 
Krisenintervention, Schulung im EFQM-
Modell und Zeitmanagement.  
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59 Integration des 
Programms 
„Erwachsen werden“ 
in die Erziehungs- 
und Unterrichtsarbeit 

Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler absolvieren 
das Programm „Erwachsen werden“ von 
Lions Quest nicht wie üblich als 
Zusatzangebot, sondern es findet Eingang 
in die verschiedenen Fächer. So wird es 
unmittelbar im sozialen Gefüge des 
Unterrichtsalltags wirksam. 

 
 
 
f) Sachmittelverantwortung 
 
60 Eigenverantwortliche 

Sachmittelbeschaffung 
und -verwaltung 

Grundschule Die Schule und der Sachaufwandsträger 
beschließen einvernehmlich ein Budget im 
Rahmen der Haushaltssatzungen. Die 
Finanzverantwortung über die 
Ausschreibung, die Beschaffung, die 
Verwaltung und die Verwendung der 
Sachmittel geht an die Schulleiterin oder 
den Schulleiter über. 

 
 



KWMBl Nr. 23/2008 475

Stundentafel der Grundschule 

 

Fächer Jgst 1 Jgst 2 Jgst 3 Jgst 4 
Religionslehre/Ethik 2 2 3 3 
Grundlegender Unterricht: 

Deutsch 
Mathematik 
Heimat- und Sachunterricht 
Musikerziehung 
Kunsterziehung 

 
 
 
 

16 
 
 

 
 
 
 

16 

 

6 
5 
3 
2 
1 

 

6 
5 
4 
2 
1 

     
Fremdsprachen - - 2 2 
Werken/Textiles Gestalten 1 2 2 2 
Sporterziehung 2 3 3 3 
Unterricht zur individuellen und 
gemeinsamen Förderung 

2 1 1 1 

Gesamtstundenzahl 23 24 28 29 

 

Bestimmungen zur Stundentafel 

 
1. Zahl der Unterrichtsstunden 

Die Zahl der Pflichtstunden ist zugleich die Höchstzahl der Unterrichtsstunden, soweit 
nicht der Schüler den Förderkurs für Schüler mit besonderen Schwierigkeiten beim 
Erlernen des Lesens und Rechtschreibens, den Sonderunterricht für sprachbehinderte 
Schüler, den Förderunterricht für deutsche Sprache, den Sportförderunterricht oder den 
muttersprachlichen Ergänzungsunterricht besucht. 

  
2. Bewegungsübungen 

In den Jahrgangsstufen 1 bis 4 sind innerhalb des Unterrichts regelmäßig 
Bewegungsübungen nach dem Konzept der bewegten Grundschule durchzuführen. 
 

3. Unterricht zur individuellen und gemeinsamen Förderung 
Der Unterricht zur individuellen und gemeinsamen Förderung dient in allen 
Jahrgangsstufen der Behebung von individuellen Lernrückständen einzelner Schüler und 
Gruppen sowie der allseitigen zusätzlichen Förderung. Er ist für alle Schüler 
Pflichtunterricht. 

  
4. Unterrichtserteilung 

An Grundschulen hält der Klassenleiter grundsätzlich den gesamten Unterricht. In den 
Jahrgangsstufen 1 und 2 müssen mindestens der Grundlegende Unterricht und der 
Unterricht zur individuellen und gemeinsamen Förderung vom Klassenleiter erteilt 
werden. 
 
 

Anlage 2
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Das Staatliche Schulamt kann Ausnahmen von Satz 2 in Fällen von dringender 
dienstlicher Notwendigkeit genehmigen, wenn insbesondere anders die Verwendung von 
Lehramtsanwärtern nicht möglich ist. Dabei soll der Klassenleiter grundsätzlich täglich 
einen zusammenhängenden Block von mindestens drei Unterrichtsstunden in seiner 
Klasse erteilen. Davon kann nur in dienstlich begründeten Fällen abgewichen werden. 
 
Eine gezielte Förderung von Schülern mit vergleichbarem Leistungsstand kann auch 
klassenübergreifend im Rahmen des stundenplanmäßigen Unterrichts ermöglicht 
werden. Dies setzt eine Stundenplangestaltung voraus, die das klassenübergreifende 
Zusammenfassen von Schülern in Lerngruppen ermöglicht. Die Dauer eines solchen 
Kurses und die Teilnahme einzelner Schüler liegt im Ermessen der Schule. 

  
5. Unterrichtsbeginn für Schulanfänger 

Der Unterricht in den ersten vier Wochen des Schuljahrs berücksichtigt in Methoden und 
Inhalten den Übergang vom Kindergarten in die Grundschule. In diesen Wochen sollen 
verstärkt gemeinschaftsfördernde Maßnahmen sowie Inhalte der Verkehrserziehung, z.B. 
Schulwegsicherheit durchgeführt werden. 
 

6. Fremdsprache 
Der Unterricht in der Fremdsprache wird nicht benotet. Die Teilnahme wird im Zeugnis 
mit einer Bemerkung festgehalten. 
 

7. Arbeitsgemeinschaften 
Klassen- oder jahrgangsstufenübergreifende 1-2stündige Arbeitsgemeinschaften, die für 
Unterricht und Erziehung in der Grundschule förderlich sind, insbesondere Schulspiel, 
Schulchor, Instrumentalspiel und Schulgarten, können angeboten werden, sofern an der 
Schule die personellen, räumlichen und organisatorischen Voraussetzungen gegeben 
sind. 
 

8. Für die vom Staatsministerium genehmigten Klassen mit erweitertem Musikunterricht gilt: 
Zusätzlich zu den in der Stundentafel ausgewiesenen Musikstunden werden in der 
Jahrgangsstufe 1 bis zu zwei, in den Jahrgangsstufen 2, 3 und 4 je bis zu drei 
Wochenstunden mit erweitertem Musikunterricht angeboten. Dieser zusätzliche 
Unterricht kann auch in Gruppen erfolgen. 
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Fächer  Jgst. 5 Jgst. 6 Jgst. 7 Jgst. 8 Jgst. 9 Jgst. 10
1. Pflichtfächer        
 Religionslehre/Ethik 2 2 2 2 2 2 
 Deutsch 5 5 5 1)  5 1)  4 1)  5 
 Mathematik 5 5 5 1)  4 1)  5 1)  5 
 Englisch 4 4 3 3 3 5 
 Arbeit-Wirtschaft-Technik 1 1 1 2 2 2 
 Physik/Chemie/Biologie 2 2 2 3 3 3 
 Geschichte/Sozialkunde/ Erdkunde 2 2 3 3 3 3 
 Sport 2+2 2)  2+2 2)  2+2 2)  2+2 2)  2+2 2)  2+1 3)  
 Musik 2 2 - - - - 
 Kunst 2 2 - - - - 
 Werken/Textiles Gestalten 2 2 - - - - 
 Gewerblich-technischer Bereich  - - 2 - - - 
 Kommunikationstechnischer 

Bereich  
- - 1 - - - 

 Hauswirtschaftlich- sozialer Bereich - - 2 - - - 
 Förderunterricht 1 - - - - - 

Gesamtstundenzahl im Bereich der 
Pflichtfächer 

30+2 2) 29+2 2) 28+2 2) 24+2 2)  24+2 2) 27+1 3) 

 
 
 

2. Wahlpflichtfächer       
 Musik - - 2 2 2 - 
 Kunst - - 2 2 2 - 
 Gewerblich-technischer Bereich  - - - 2 4 3 
 Kommunikationstechnischer 

Bereich  
- - - 2 4 3 

 Hauswirtschaftlich- sozialer Bereich - - - 2 4 3 
Gesamtstundenzahl im Bereich der 
Wahlpflichtfächer 

- - 2 6 6 3 

3. Wahlfächer       
 alle Fächer des Wahlpflichtbereichs - - 2 2 2/4 - 
 Informatik - - - 2 2 2 
 Buchführung - - - - 2 2 
 Kurzschrift - - - 2 2 2 
 Werken/Textiles/Gestalten - - 2 2 2 2 
 Musik - - - - - 2 
 Kunst - - - - - 2 

Stundentafel der Hauptschule 

Anlage 3
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1) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nr. 1.1. und 4.3
2) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nr. 1.2 
3) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10 Nr. 1 

4. Arbeitsgemeinschaften 
Klassen- oder jahrgangsstufenübergreifende 1-2-stündige Arbeitsgemeinschaften können 
angeboten werden, wenn sie für Unterricht und Erziehung in der Hauptschule förderlich sind 
und die personellen, räumlichen und organisatorischen Voraussetzungen gegeben sind. 

5. Muttersprache  
Für Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache kann anstelle des Faches Englisch 
auch das Fach Muttersprache angeboten werden. 

- 

Bestimmungen zur Stundentafel

I.  Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 

1. Pfl ichtfächer

1.1 In den Fächern Deutsch und Mathematik kann je 1 Stunde in den Jahrgangsstufen 
7 bis 9 für klassenübergreifende Stütz- und Förderkurse verwendet werden.

1.2 Zu den genannten zwei Pfl ichtstunden kommen in den Jahrgangsstufen 5 und 6 
noch je zwei Stunden erweiterter Basissportunterricht und in den Jahrgangsstufen 7 
bis 9 noch je zwei Stunden differenzierter Sportunterricht hinzu, bei deren Durchfüh-
rung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berücksich-
tigen sind.

2 Wahlpfl ichtfächer

2.1 In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schüler Musik oder Kunst; ein Wechsel 
ist jeweils zu Beginn des neuen Schuljahrs möglich.

2.2 In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schüler zwei, in der Jahrgangsstufe 9 eines der 
Wahlpfl ichtfächer Gewerblich-technischer Bereich, Kommunikationstechnischer Be-
reich und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich.

3. Wahlfächer

 Durch Wahlunterricht - auch in der Form des § 33 Abs. 6 VSO - ermöglicht die 
Schule den Schülern die individuelle Ergänzung des Unterrichtsangebots.
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4. Differenzierung und Gruppenbildung

4.1 In den Fächern Mathematik und Englisch können im Rahmen der verfügbaren 
Lehrerstunden Lerngruppen gebildet werden.

4.2 In den Fächern Werken/Textiles Gestalten sowie Gewerblich-technischer Bereich, 
Kommunikationstechnischer Bereich und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich kön-
nen im Rahmen der verfügbaren Lehrerstunden Gruppen gebildet werden. Im Fach 
Englisch können diese auch leistungsdifferenziert eingerichtet werden (§ 33 Abs. 9 
VSO)

4.3 Klassenübergreifende Stütz- und Förderkurse ermöglichen die gezielte Förderung 
von Schülern mit vergleichbarem Leistungsstand. Sie setzen eine Stundenplange-
staltung voraus, die klassenübergreifendes, ausnahmsweise auch jahrgangsstu-
fenübergreifendes Zusammenfassen von Schülern in Lerngruppen ermöglicht. Die 
Dauer liegt im Ermessen der Schule.

4.4 Die Einrichtung besonderer Fördermaßnahmen richtet sich nach § 33 Abs. 8 VSO.

5. Lehrereinsatz

5.1 Der Klassenleiter unterrichtet nach Möglichkeit überwiegend in seiner Klasse. Der 
Einsatz der Lehrkräfte erfolgt nach dem Grundsatz des fächerübergreifenden Ler-
nens; jedoch sollen die individuellen Qualifi kationen und Schwerpunkte der Lehr-
kräfte, insbesondere im Fach Englisch, genutzt werden.

5.2 Der Klassenleiter hält grundsätzlich an jedem Unterrichtstag Unterricht in seiner 
Klasse. Die Lehrkräfte in den Fächern Arbeitslehre, Gewerblich-technischer Bereich, 
Kommunikationstechnischer Bereich und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich arbei-
ten zusammen.

6. Erweiterter Musikunterricht

 Für die vom Staatsministerium genehmigten Klassen mit erweitertem Musikunter-
richt gilt: Zusätzlich zu den im Fach Musik ausgewiesenen Unterrichtsstunden wer-
den in den Jahrgangsstufen 5 und 6 je bis zu drei, in den Jahrgangsstufen 7 und 8 
bis zu zwei Wochenstunden und in der Jahrgangsstufe 9 eine Wochenstunde mit 
erweitertem Musikunterricht angeboten. Dieser zusätzliche Unterricht kann auch in 
Gruppen erfolgen.

7. Förderunterricht

 Der Förderunterricht in der Jahrgangsstufe 5 hat als Ziel die Stärkung der Kernkom-
petenzen in den Fächern Deutsch und Mathematik.
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II Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10

1. Pfl ichtfächer

 Zu den genannten zwei Pfl ichtstunden kommt noch eine Stunde differenzierter 
Sportunterricht hinzu, bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und 
organisatorischen Verhältnisse zu berücksichtigen sind.

2. Wahlpfl ichtfächer

 Die Schüler wählen eines der Wahlpfl ichtfächer.

3. Wahlfächer

 Durch Wahlunterricht ermöglicht die Schule den Schülern die individuelle Ergänzung 
des Unterrichtsangebots.

4. Gruppenbildung

 In den Wahlpfl ichtfächern können im Rahmen der verfügbaren Lehrerstunden 
Gruppen gebildet werden.
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Stundentafel für die zweisprachigen Klassen 

Jahrgangsstufen 
Fächer 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

            

1. Pflichtfächer          

Religionslehre/Ethik 2 2 2 2 2 2 2 2 2 

Deutsch1) Deutsch als 
Zweitsprache 

5* 5* 8* 8* 7* 7* 7* 7* 7* 

Muttersprache 5 5 5 5 5 5 5 4 4 

Mathematik 5 5 3*+2 5* 6* 5 5 5 5 

Heimat- und Sachunterricht 3 3 2*+1 2*+1 - - - - - 

Arbeit-Wirtschaft-Technik - - - - - - 2* 2* 2* 

Physik/Chemie/Biologie - - - - 2* 2* 2* 3* 3* 

Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde - - - - 2 2 3* 3* 3* 

Musikerziehung/Musik 2)  1 1 1 1 1 1 1 1 1 

Kunst 1 1 1* 1* 2* 2* - - - 

Sporterziehung/Sport 2)  2 3 3 3 2*+2 3) 2*+2 3) 2*+2 3) 2*+2 3) 2*+2 3) 

Werken/Textiles Gestalten 1* 1* 2* 2* 2* 2* - - - 

2. Wahlpflichtfächer          

Gewerblich-technischer Bereich - - - - - - 2* 2* 2* 

Kommunikationstechnischer  
Bereich 

- - - - - - 2* 2* 2* 

Hauswirtschaftlich-sozialer 
Bereich 

- - - - - - 2* 2* 2* 

Gesamtstundenzahl 25 26 30 30 31+2 
 3)  

30+2 
 3)  

31+2 
 3)  

31+2 
 3)  

31+2 
 3)  

davon in Deutsch 6 6 16 18 23 22 25 26 26 

davon in der Muttersprache 19 20 14 12 10 10 8 7 7 

die mit * gekennzeichneten Unterrichtsstunden werden in deutscher Sprache erteilt. 

1) siehe Bestimmung Nr.   2 
2) siehe Bestimmung Nr. 11 
3) siehe Bestimmung Nr.   5 

Bestimmungen zur Stundentafel 

1. Das Staatliche Schulamt kann in den Fächern Mathematik und Heimat- und 
Sachunterricht für die Jahrgangsstufen 1 bis 6 Verschiebungen hinsichtlich der 
Unterrichtssprache genehmigen. Die Änderungen sind ausschließlich 

Anlage 4



482 KWMBl Nr. 23/2008

2. Schüler, die noch nicht sechs Jahre eine deutsche Schule besucht haben, 
können auf Antrag der Erziehungsberechtigten im Fach Deutsch als 
Zweitsprache unterrichtet werden. 

3. Für Schüler, die in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 noch Sprachdefizite aufweisen, 
kann unter Berücksichtigung der personellen, räumlichen und organisatorischen 
Verhältnisse zusätzlich Förderunterricht bis zu drei Wochenstunden im Fach 
Deutsch als Zweitsprache erteilt werden. Der übrige Unterricht kann für diese 
Schüler entsprechend gekürzt werden. In besonderen Fällen kann das 
Staatliche Schulamt für die Schüler weitere Verschiebungen innerhalb der 
Stundentafel, insbesondere hinsichtlich der Unterrichtssprache, genehmigen. 

4. Der Unterricht in der Muttersprache wird auf Grund der unterschiedlichen 
Vorkenntnisse der Schüler in ihrer Muttersprache in der Jahrgangsstufe 1 in 
zwei Stunden, in der Jahrgangsstufe 2 in einer Stunde, in Gruppen differenziert 
erteilt. 

5. Zu den in der Stundentafel genannten Unterrichtsstunden kommen in den 
Jahrgangsstufen 5 und 6 je zwei Stunden erweiterter Basissportunterricht und in 
den Jahrgangsstufen 7 bis 9 je zwei Stunden differenzierter Sportunterricht 
hinzu, bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und 
organisatorischen Verhältnisse zu berücksichtigen sind. 

6. Der Unterricht im Fach Sport ab der Jahrgangsstufe 5, im differenzierten 
Sportunterricht sowie in allen Wahlpflichtfächern soll mit deutschen Schülern 
gemeinsam durchgeführt werden. 

7. Im Rahmen des muttersprachlichen Unterrichts und des Deutschunterrichts ist 
der Verkehrserziehung besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

8. Im Pflichtfach Deutsch als Zweitsprache/Deutsch (Jahrgangsstufen 1 bis 9) und 
in den Pflichtfächern Mathematik und Physik/Chemie/Biologie (Jahrgangsstufen 
5 und 6) sollen, in den Pflichtfächern Mathematik (Jahrgangsstufen 7 bis 9) und 
Physik/Chemie/Biologie (Jahrgangsstufen 7 bis 9) können Lerngruppen gebildet 
werden. 

9. In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schüler eines der Wahlpflichtfächer 
Gewerblich-technischer Bereich, Kommunikationstechnischer Bereich oder 
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich. 

10. In den Fächern Werken/Textiles Gestalten (Jahrgangsstufen 5 und 6) sowie 
Gewerblich-technischer Bereich, Kommunikationstechnischer Bereich und 
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich können im Rahmen der verfügbaren 
Lehrerstunden Gruppen gebildet werden. 

11. Die Fächerbezeichnung lautet in den Jahrgangsstufen 1 bis 4 Musikerziehung 
und Sporterziehung, in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 Musik und Sport. 
 

entsprechend dem Sprachstand der Schüler nach pädagogischer 
Verantwortung vorzunehmen. 
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Stundentafel für die Übergangsklassen  

Grundschule 

Jahrgangsstufen 
Fächer 

1 und 2 3 und 4 

Religionslehre/Ethik 2 2 
Grundlegender Unterricht:  - 
 Deutsch als Zweitsprache  10 
 Mathematik  5 
 Heimat- und Sachunterricht 16 3 
 Musikerziehung  1 
 Kunsterziehung  1 
Werken/Textiles Gestalten 2 2 
Sporterziehung 2 3 
Gesamtstundenzahl 22 27 

Anlage 5
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1. Das Staatliche Schulamt kann entsprechend der Zusammensetzung der 
Schüler einer Klasse (Alter, Vorkenntnisse) mit Ausnahme des Faches 
Deutsch als Zweitsprache hinsichtlich der Fächer und der Stundenanteile 
Verschiebungen innerhalb der Stundentafel vornehmen. 

2. In den Fächern Deutsch als Zweitsprache, Mathematik und 
Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/Geschichte/Sozialkunde können 
Lerngruppen gebildet werden. 

3. Zu den zwei Unterrichtsstunden kommen in den Jahrgangsstufen 5 und 6 je 
zwei Stunden erweiterter Basissportunterricht und in den Jahrgangsstufen 7 
bis 9 je zwei Stunden differenzierter Sportunterricht hinzu, bei deren 
Durchführung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse 
zu berücksichtigen sind. 

4. Im Rahmen des Unterrichts ist der Verkehrserziehung besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen. 

 

 

Hauptschule 

 
Jahrgangsstufen 

Fächer 
5 und 6 7 bis 9 

1. Pflichtfächer   
 Religionslehre/Ethik 2 2 
 Deutsch als Zweitsprache 10 10 
 Mathematik 5 5 
 Arbeit-Wirtschaft-Technik - 1 
 Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/   
 Geschichte/Sozialkunde 5 6 
 Kunst 2 - 
 Werken/Textiles Gestalten 2 - 
 Sport 2+2 1) 2+2 1) 
Gesamtstundenzahl im Bereich der 
Pflichtfächer 28+2 1)  26+2 1)  

2. Wahlpflichtfächer   
Gewerblich-technischer Bereich, 
Kommunikationstechnischer Bereich 
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 
(gemäß Stundentafel für die 
Regelklassen der Hauptschule) - 5/4/4 

1) siehe Bestimmung Nr. 3 

 

Bestimmungen zur Stundentafel 
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1. Die Stundentafel für die Praxisklasse ist flexibel umzusetzen. Sowohl bei der 
Ausgestaltung des Unterrichts als auch beim Praxistag ist auf die Bedarfslage der 
Schüler und auf die Möglichkeiten der außerschulischen Partner Rücksicht zu 
nehmen (z.B. wöchentlichen Praxistag oder Praxis im Block). 

2. Der Unterricht wird auf der Grundlage ausgewählter Bereiche des Lehrplans für die 
Hauptschule und einer auf die Klasse sowie die Leistungsmöglichkeiten der 
schülerbezogenen Jahresplanung (klassenbezogener Lehrplan) in enger Verzahnung 
mit dem praktischen Bereich erteilt. Dabei sind anhand einer Überprüfung des 
Lernstands der Schüler die Leistungsrückstände in den Grundkenntnissen und 
Grundfertigkeiten, insbesondere in den Fächern Deutsch und Mathematik, zu 
berücksichtigen. 

3. Die zweistündige Arbeitsgemeinschaft dient der spezifischen Förderung der 
Schülerinteressen, der zweistündige Förderunterricht der Verbesserung der 
Lernergebnisse insbesondere in den Fächern Deutsch und Mathematik. 

4. Zu den genannten zwei Unterrichtsstunden kommen noch zwei Stunden 
differenzierter Sportunterricht hinzu, bei deren Durchführung die personellen, 
räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berücksichtigen sind. 

5. Der Unterricht in den Fächern Religionslehre/Ethik und Sport soll in Kooperation mit 
einer Regelklasse erteilt werden. 

 

Stundentafel für die Praxisklassen 

Anzahl der Fächer 
Unterrichtsstunden 

Religionslehre/Ethik 2 

Deutsch 
Mathematik 10 

Arbeit-Wirtschaft-Technik, 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde,  
Physik/Chemie/Biologie 

4 

Sport 2+2 

Arbeitsgemeinschaft 2 

Förderunterricht   2 

Gesamtstundenzahl der Unterrichtstunden 22+2 

Praxistag 8 

Gesamtstundenzahl (Schule + Praxis) 30+2  

Bestimmungen zur Stundentafel 

Anlage 6
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g
 
Schülerliste 
          
Familienname, Rufname, weitere Vornamen 
 

 

       Geschlecht 

Geburtsdatum Bekenntnis Staatsangehörigkeit 

Geburtsort (Landkreis, Land) 
 

 

Anschrift, Telefon 
 
 
 
 
 

Erziehungsberechtigte/r: Name, Anschrift (nur falls von Schüleranschrift abweichend) 
 
 
 
 
 
 
 

Telefon 

                Datum                                        Änderungen (Erziehungsberechtigte, Adresse, Telefon etc.) 
1.   

2.   

3.   

4.   

Besondere Hinweise (z. B. Wiederholung, Körperliche oder geistige Besonderheiten, Befreiung, keine hinreichenden Deutschkenntnisse) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ordnungsmaßnahmen 
 
        Datum                        Lehrkraft                   Art/Grund 
   

   

   

   

   

   

überwiesen von 
 
  

am Schulwechsel 

überwiesen nach 
 
 

am 

 

Vollzeitschulpflicht bis 

Anlage 7
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noch Anlage 7
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§ 15 Förderschwerpunkt Sehen

§ 16 Förderschwerpunkt Hören 

§ 17 Förderschwerpunkt körperliche und 

 motorische Entwicklung 

§ 18 Förderschwerpunkt geistige Entwicklung

§ 19 Förderschwerpunkt Sprache 

§ 20 Förderschwerpunkt Lernen 

§ 21 Förderschwerpunkt emotionale und soziale 

 Entwicklung 

§ 22 Schülerinnen und Schüler mit sonderpäd-

agogischem Förderbedarf in mehreren 

Förderschwerpunkten

§ 23 Sonderpädagogische Förderzentren 

§ 24 Sonderpädagogische Diagnose- und 

 Förderklassen 

§ 25 Mobile Sonderpädagogische Dienste 

§ 26 Mittlere-Reife-Klassen, Mittlere-Reife-Kurse

§ 27 Vorbereitung auf das Berufs- und 

Arbeitsleben

Abschnitt 2

Aufnahme und Schulwechsel

§ 28 Anmelde- und Aufnahmeverfahren 

§ 29 Zurückstellung von der Aufnahme 

§ 30 Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 

 ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 

§ 31 Erstellung eines Förderplans und 

 Überprüfung des sonderpädagogischen 

 Förderbedarfs

§ 32 Überweisung an eine Förderschule für 

 einen anderen Förderschwerpunkt 

§ 33 Überweisung an eine Volksschule

§ 34 Übertritt an eine andere Schule, Wechsel 

aus anderen weiterführenden Schularten, 

Schülerinnen und Schüler ohne ständigen 

festen Aufenthalt

§ 35 Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen und in 

 Mittlere-Reife-Kurse

§ 36 Beteiligung der Schülerinnen und Schüler   

Teil 4

Schulbetrieb

§ 37 Klassen- und Gruppenbildung 

§ 38 Außenklassen

§ 39 Wahlpfl ichtfächer, Wahlfächer, 

 Arbeitsgemeinschaften, Therapieunterricht, 

 besondere Fördermaßnahmen 

§ 40 Einsatz von Pfl egekräften 

§ 41 Unterricht für Schülerinnen und Schüler 

 mit nichtdeutscher Muttersprache

§ 42 Teilnahme

§ 43 Freiwilliger Besuch der Volksschule zur 

 sonderpädagogischen Förderung

§ 44 Beaufsichtigung 

Auf Grund von Art. 24 Nrn. 1 bis 7, Art. 30 Abs. 1 

Satz 7, Art. 43 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 4 Satz 1, Art. 

45 Abs. 2 Sätze 1 und 4, Art. 46 Abs. 4 Satz 3,  Art. 

65 Abs. 1 Satz 4, Art. 68, Art. 69 Abs. 7, Art. 86 Abs. 

15, Art. 89, Art. 117, 122 Abs. 3 und Art. 128 Abs. 1 

des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. 

S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 467) erlässt das Ba-

yerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

Teil 1

Allgemeines

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Schulaufsicht, Abweichung von einzelnen 

 Vorschriften

Teil 2

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, 

Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, 

Erziehungsberechtigte, Schulforum

§ 3 Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung, 

 Schulleiterin und Schulleiter

§ 4 Lehrerkonferenz, Ausschüsse 

§ 5 Schülerinnen und Schüler

§ 6 Ordnungsmaßnahmen und sonstige 

 Erziehungsmaßnahmen

§ 7 Zusammenarbeit der Schule mit den 

 Erziehungsberechtigten 

§ 8 Amtszeit des Elternbeirats und 

 Mitgliedschaft

§ 9 Geschäftsgang 

§ 10 Wahl des Elternbeirats

§ 11 Gemeinsamer Elternbeirat

§ 12 Schulforum

§ 13 Finanzielle Abwicklung sonsti-

ger schulischer Veranstaltungen, 

Sammlungen und Spenden,  Erhebungen, 

Schülerhaftpfl ichtversicherung 

Teil 3

Schulische Förderung, Aufnahme und Schulwechsel

Abschnitt 1

Schulische Förderung

§ 14 Verpfl ichtung und Berechtigung zum 

Besuch einer Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung

2233-2-1-UK

Schulordnung für die Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung

(Volksschulordnung – F, VSO-F)

Vom 11. September 2008 (GVBl S. 731, ber. GVBl S. 907)
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§ 45 Alkoholverbot, Sicherstellung von 

 Gegenständen

§ 46 Stundentafeln und Stundenpläne

§ 47 Unterrichtszeit

§ 48 Religiöse Erziehung, Religionsunterricht 

Teil 5

Hausaufgaben, Probearbeiten, 

Vorrücken und Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt 1

Hausaufgaben und Probearbeiten

§ 49 Hausaufgaben

§ 50 Probearbeiten 

§ 51 Bewertung der Leistungen 

§ 52 Nachteilsausgleich

Abschnitt 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 53 Vorrücken und Wiederholen

§ 54 Freiwilliges Wiederholen, Überspringen  

 einer Jahrgangsstufe 

Abschnitt 3

Schülerbogen, Schülerliste, Zeugnisse

§ 55 Schülerbogen und Schülerliste 

§ 56 Zwischen- und Jahreszeugnisse

Teil 6

Abschlüsse

Abschnitt 1

Erfolgreicher Abschluss der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung, 

erfolgreicher Hauptschulabschluss

§ 57 Erfolgreicher Abschluss der Volksschule zur 

 sonderpädagogischen Förderung

§ 58 Nachträglicher Erwerb des erfolgreichen 

 Hauptschulabschlusses

§ 59 Sonderregelungen für den Förder-

 schwerpunkt geistige Entwicklung 

Abschnitt 2

Qualifi zierender Hauptschulabschluss

§ 60 Besondere Leistungsfeststellung

§ 61 Fächer, Form, Aufgabenstellung, Inhalt und 

 Durchführung 

§ 62 Feststellungskommission, Jahresfortgangs-

noten, Bewertung der Leistungen, 

qualifi zierender Hauptschulabschluss 

§ 63 Zeugnis über den qualifi zierenden 

 Hauptschulabschluss

§ 64 Nachholung des qualifi zierenden 

 Hauptschulabschlusses

§ 65 Teilnahme anderer Bewerberinnen und 

 Bewerber, Gleichwertigkeitsanerkennung 

Abschnitt 3

Mittlerer Schulabschluss der Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung

§ 66 Abschlussprüfung: Fächer, Form, 

 Aufgabenstellung, Inhalt und Durchführung

§ 67 Prüfungsausschuss

§ 68 Jahresfortgangsnoten, Bewertung der 

Leistungen, freiwillige mündliche Prüfung, 

Festsetzung der Noten und des Prüfungser-

gebnisses, Notenausgleich

§ 69 Nachholung und Wiederholung

§ 70 Teilnahme anderer Bewerberinnen oder 

 Bewerber 

Abschnitt 4

Qualifi zierter berufl icher Bildungsabschluss

§ 71 Zuerkennung des qualifi zierten berufl ichen 

 Bildungsabschlusses

Teil 7

Vorschulische Förderung

Abschnitt 1

Förderformen und Fördervoraussetzungen

§ 72 Förderformen und Fördervoraussetzungen 

Abschnitt 2

Mobile Sonderpädagogische Hilfe

§ 73 Aufgaben und Ziele der Förderung 

§ 74 Förderorte 

§ 75 Organisation der Mobilen 

 Sonderpädagogischen Hilfe

§ 76 Abstimmungspfl ichten 

Abschnitt 3

Schulvorbereitende Einrichtungen

§ 77 Personenkreis

§ 78 Aufgaben und Ziele der Förderung 

§ 79 Organisation der Schulvorbereitenden 

 Einrichtungen

§ 80 Aufnahme in die Schulvorbereitende 

 Einrichtung

§ 81 Beendigung des Besuchs der 

 Schulvorbereitenden Einrichtung 

§ 82 Grundsätze des Betriebs

§ 83 Übergang in die Schule

§ 84 Mitwirkung der Erziehungsberechtigten
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Teil 8

Schlussvorschriften

§ 85 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen:

Anlage 1 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Sehen, Grundschulstufe

Anlage 2 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Sehen, Hauptschulstufe

Anlage 3 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Hören, Grundschulstufe für die 

Sprachlerngruppen II, III, IV und V

Anlage 4 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Hören, Hauptschulstufe

Anlage 5 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt körperliche und motorische Ent-

wicklung, Grundschulstufe

Anlage 6 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt körperliche und motorische Ent-

wicklung, Hauptschulstufe

Anlage 7 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt geistige Entwicklung, Grund-

schulstufe

Anlage 8 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt geistige Entwicklung, Haupt-

schulstufe

Anlage 9 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt geistige Entwicklung, Berufs-

schulstufe

Anlage 10 Stundentafel für die Förderschwer-

punkte Sprache, Lernen, emotionale 

und soziale  Entwicklung, Grundschul-

stufe, Jahrgangsstufen 1, 1A und 2

Anlage 11 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Sprache, Grundschulstufe, Jahr-

gangsstufen 3 und 4

Anlage 12 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Sprache, Hauptschulstufe

Anlage 13 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Lernen, Grundschulstufe, 

Jahrgangsstufen 3 und 4

Anlage 14 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Lernen, Hauptschulstufe, Jahr-

gangsstufen 5 und 6

Anlage 15 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt Lernen, Hauptschulstufe, Jahr-

gangsstufen 7 bis 9

Anlage 16 Stundentafel für den Förderschwer-

punkt emotionale und soziale Entwick-

lung, Grundschulstufe, Jahrgangsstu-

fen 3 und 4

Anlage 17  Stundentafel für den Förderschwer-

punkt emotionale und soziale Entwick-

lung, Hauptschulstufe

Teil 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG)

1Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen Volks-

schulen zur sonderpädagogischen Förderung und 

die staatlich anerkannten Ersatzschulen zur sonder-

pädagogischen Förderung mit dem Charakter einer 

öffentlichen Schule. 2§ 1 Satz 2 der Schulordnung für 

die Volksschulen in Bayern, VSO, gilt entsprechend.

§ 2

Schulaufsicht, Abweichung von einzelnen 

Vorschriften 

(vgl. Art. 111 bis 117 BayEUG)

§ 2 VSO gilt entsprechend.

Teil 2

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, 

Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, 

Erziehungsberechtigte, Schulforum

§ 3

Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung, 

Schulleiterin und Schulleiter

(vgl. Art. 2, 57, 84 und 85 BayEUG)

(1) Zur Wahrnehmung der besonderen Erzie-

hungs- und Förderaufgaben der Volksschule zur son-

derpädagogischen Förderung wirken alle Beteiligten 

der Schulgemeinschaft vertrauensvoll zusammen. 

(2) §§ 3 und 4 VSO gelten entsprechend.

§ 4

Lehrerkonferenz, Ausschüsse

(vgl. Art. 51, 53, 58 und 59 BayEUG)

1Zur Teilnahme an den Sitzungen der Lehrerkon-

ferenz sind auch die in der zur Schule gehörenden 

Schulvorbereitenden Einrichtung, in den Mobilen 

Sonderpädagogischen Diensten und in der Mobilen 

Sonderpädagogischen Hilfe eingesetzten Lehrkräfte 

und heilpädagogischen Kräfte verpfl ichtet. 2Im Üb-

rigen gelten §§ 5 bis 9 VSO entsprechend.

§ 5

Schülerinnen und Schüler

(vgl. Art. 62 und 63 BayEUG)

(1) 1Die §§ 10 bis 13 VSO gelten entsprechend. 
2Soweit der sonderpädagogische Förderbedarf 

der Schülerinnen und Schüler dies erfordert, sind 

diese bei der Festlegung der Verfahrensfragen 

(§ 11 Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz, § 12 Abs. 1 Satz 2 

VSO) durch die Schule zu unterstützen.

(2) 1An Schulen für den Förderschwerpunkt gei-

stige Entwicklung werden regelmäßig Klassenspre-

cherinnen und Klassensprecher sowie Schülerspre-

cherinnen und Schülersprecher gewählt, es sei denn, 

dass die Lehrerkonferenz aufgrund der Schwere 

des sonderpädagogischen Förderbedarfs der Schü-

lerinnen und Schüler beschließt, davon abzusehen; 

in diesem Fall obliegt die Verwaltung der Gelder im 

Sinne des § 13 Abs. 3 VSO einer von der Schullei-
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terin oder dem Schulleiter beauftragten Lehrkraft. 
2Die Verbindungslehrkraft wird von der Lehrerkonfe-

renz gewählt, wenn keine Klassensprecherinnen und 

Klassensprecher gewählt sind.

§ 6

Ordnungsmaßnahmen und sonstige 

Erziehungsmaßnahmen

1§§ 14 und 15 VSO gelten entsprechend. 2Zustän-

dige Schulaufsichtsbehörde im Sinne des Art. 87 Abs. 1 

Satz 6 BayEUG ist die jeweilige Regierung.

§ 7

Zusammenarbeit der Schule mit den 

Erziehungsberechtigten

(vgl. Art. 64 bis 68, 74 und 76 BayEUG)

(1) § 16 VSO gilt entsprechend. 

(2) Fachlehrerinnen und Fachlehrer, Heilpädago-

gische Förderlehrerinnen und Förderlehrer, Werk-

meisterinnen und Werkmeister und sonstiges Per-

sonal für heilpädagogische Unterrichtshilfe (Art. 60 

BayEUG) halten monatlich eine Elternsprechstunde 

außerhalb ihrer Unterrichtszeit ab. 

§ 8

Amtszeit des Elternbeirats und Mitgliedschaft

(1) 1Die Amtszeit des Elternbeirats beträgt zwei 

Jahre. 2Sie beginnt am Ersten des Monats, der auf die 

Wahl folgt. 3Zur gleichen Zeit endet die Amtszeit des 

bisherigen Elternbeirats. 4§ 19 Abs. 3 VSO gilt ent-

sprechend.

(2) 1Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf der 

Amtszeit, dem Ausscheiden des Kindes aus der Schu-

le, der Niederlegung des Ehrenamtes oder dem Ver-

lust der Wählbarkeit. 2An die Stelle ausgeschiedener 

Mitglieder rücken für die restliche Dauer der Amts-

zeit die Ersatzleute in der Reihenfolge ihrer Stimmen-

zahlen nach.

§ 9

Geschäftsgang

§ 20 VSO gilt für den Elternbeirat entsprechend.

§ 10

Wahl des Elternbeirats

(1) Die Wahlen zum Elternbeirat werden nach Un-

terrichtsbeginn des Schuljahres durchgeführt.

(2) 1Wahlberechtigt sind alle Erziehungsberechtig-

ten, die wenigstens ein Kind haben, das die betreffen-

de Schule besucht, die vormals Erziehungsberechtig-

ten volljähriger Schülerinnen und Schüler, ferner die in 

Art. 66 Abs. 3 Satz 3 BayEUG genannte Leitung eines 

Schülerheims oder einer ähnlichen Einrichtung; die 

Wahlberechtigung bleibt bei einer Beurlaubung oder 

Erkrankung des Kindes bestehen. 2Wahlberechtigt 

sind auch die Erziehungsberechtigten von Kindern, 

die die Schulvorbereitende Einrichtung der Schule be-

suchen. 3Wählbar sind die Wahlberechtigten mit Aus-

nahme der an der betreffenden Schule Beschäftigten.

(3) 1Über Ort, Zeit und Verfahren der Wahl ent-

scheidet der Elternbeirat im Einvernehmen mit der 

Schulleiterin oder dem Schulleiter; besteht an der 

Schule kein Elternbeirat, entscheidet die Schulleiterin 

oder der Schulleiter allein. 2Das Wahlverfahren regelt 

der Elternbeirat im Einvernehmen mit der Schullei-

terin oder dem Schulleiter in einer Wahlordnung, die 

den allgemeinen demokratischen Grundsätzen ent-

sprechen muss. 3§ 17 Abs. 7 VSO gilt entsprechend.

(4) Hinsichtlich der Ermächtigung einer anderen 

volljährigen Person zur Teilnahme an der Wahl des 

Elternbeirats gilt § 17 Abs. 8 VSO entsprechend. 

§ 11

Gemeinsamer Elternbeirat

(vgl. Art. 66 Abs. 4 BayEUG)

 

(1) 1Der gemeinsame Elternbeirat wird im Fall des 

Art. 66 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 BayEUG in einem 

Wahlgang gewählt. 2Die Regierung setzt im Einver-

nehmen mit den Vorsitzenden der beteiligten Eltern-

beiräte Ort und Zeit der Wahl fest und lädt ein. 3§ 8 

gilt entsprechend.

(2) § 20 Abs. 1 bis 4, Abs. 6, § 21 Abs. 1 Satz 2, 

Abs. 2 Sätze 2 bis 7 VSO gelten entsprechend.

§ 12

Schulforum

(vgl. Art. 69 BayEUG)

(1) 1§ 22 Abs. 1 bis 3 VSO gelten entsprechend. 
2Bei der Behandlung einzelner Tagesordnungs-

punkte können auch Heilpädagogische Förderlehre-

rinnen und Förderlehrer, Werkmeisterinnen und 

Werkmeister oder sonstige Personen zur heilpädago-

gischen Unterrichtshilfe oder Pfl egekräfte hinzuge-

zogen werden.

(2) Ein Schulforum wird an Schulen für den För-

derschwerpunkt geistige Entwicklung gebildet, so-

weit an der Schule Schülersprecherinnen und Schü-

lersprecher gewählt worden sind.

§ 13

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 

Veranstaltungen, Sammlungen und Spenden, 

Erhebungen, Schülerhaftpfl ichtversicherung

1Die §§ 23 bis 25 VSO gelten entsprechend. 2Eine 

Schülerhaftpfl ichtversicherung (§ 23 Abs. 3 VSO) ist 

auch für Praxismaßnahmen nach § 27 Abs. 1 und 2 

abzuschließen. 3Für die Genehmigung von Erhe-

bungen entsprechend § 25 Abs. 1 Satz 1 VSO ist die 

jeweilige Regierung zuständig.
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Teil 3

Schulische Förderung, Aufnahme und Schulwechsel
(vgl. Art. 19 bis 24, 35 bis 38, 41 bis 43, 49 Abs. 2 

Sätze 2 und 3 BayEUG)

Abschnitt 1

Schulische Förderung

§ 14

Verpfl ichtung und Berechtigung zum Besuch 

einer Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung

(1) 1Volksschulen zur sonderpädagogischen 

Förderung sind von vollzeitschulpfl ichtigen Schü-

lerinnen und Schüler zu besuchen, die am Unter-

richt der allgemeinen Schule nicht aktiv teilnehmen 

können oder deren sonderpädagogischer Förder-

bedarf an der allgemeinen Schule auch mit Unter-

stützung durch Mobile Sonderpädagogische Diens-

te nicht oder nicht hinreichend erfüllt werden kann. 
2Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung 

können Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-

gischem Förderbedarf besuchen, wenn sie zwar aktiv, 

aber nicht mit Erfolg am Unterricht der allgemeinen 

Schule teilnehmen können, oder wenn ihrem son-

derpädagogischen Förderbedarf an der allgemeinen 

Schule mit den dort verfügbaren Möglichkeiten nicht 

so weit entsprochen werden kann, dass sie dem Unter-

richt ohne wesentliche Einschränkungen folgen kön-

nen (Wahlrecht zwischen den Förderorten Volksschule 

und Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung). 
3Sind die Voraussetzungen der Sätze 1 oder 2 nicht ge-

geben, besteht keine Berechtigung, die Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung zu besuchen. 4

§ 30 bleibt unberührt.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler einer Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung ist an die 

Volksschule zu überweisen, sofern die individuellen 

Möglichkeiten hierzu gegeben sind (§ 31 Abs. 2).

§ 15

Förderschwerpunkt Sehen

(Art. 20 Abs. 1 Nr. 1 BayEUG)

 (1) Im Förderschwerpunkt Sehen bilden die Kern-

punkte sonderpädagogischer Förderung – je nach 

dem individuellen Förderbedarf – 

– Erschließung der Umwelt, Mobilitätserziehung 

und Orientierungshilfen, 

– Erwerb von lebenspraktischen Fähigkeiten und  

Selbstständigkeit in der persönlichen Lebensge-

staltung, 

– Aneignungsweisen über das Gehör, den Tastsinn 

und andere Sinne, 

– Blindenhilfen, blindengemäße Lehr-, Lern- und 

Arbeitsmittel und Blindentechniken, 

– Brailleschrift mit ihren unterschiedlichen Syste-

men,

– Vermittlung von Schrift- und Kommunikations-

techniken,

– Aktivierung des Restsehvermögens und  Förde-

rung der Sprache,

– Seherziehung und Wahrnehmungsfi ndung,

– Nutzung von Hilfsmitteln.

(2) 1Im Förderschwerpunkt Sehen wird nach 

den Lehrplänen für den Förderschwerpunkt Sehen, 

die dem Anforderungsniveau der Lehrpläne für die 

Grund- und Hauptschule entsprechen,  unterrichtet. 
2Um dem spezifi schen Förderbedarf der Schülerinnen 

und Schüler, vor allem dem speziellen Förderbedarf 

blinder Schülerinnen und Schüler, bestmöglich ge-

recht zu werden, können unterschiedliche Förder-

gruppen eingerichtet werden.  

§ 16

Förderschwerpunkt Hören

(Art. 20 Abs. 1 Nr. 2 BayEUG)

 (1) Im Förderschwerpunkt Hören bilden die Kern-

punkte sonderpädagogischer Förderung – je nach 

dem individuellen Förderbedarf – 

– Hörerziehung, Sprachaufbau, Schulung des Ab-

sehens und der Artikulation,

– bilinguale Erziehung vor allem für gehörlose 

Schülerinnen und Schüler, die neben der Hör-, 

Sprach- und Sprecherziehung der Lautspra-

che die Deutsche Gebärdensprache und deren 

Sprachpfl ege zur Unterstützung des Lernens und 

der Identitätsfi ndung berücksichtigt,

– Förderung des taktilen Empfi ndens und der visu-

ellen Orientierung,

– bestmögliche Nutzung von Hörhilfen,

– Ausbildung einer möglichst verständlichen Laut-

sprache,

– Erfassung von Wortinhalten und Satzstrukturen, 

Einübung kommunikativer Verhaltens- und 

Ausdrucksweisen sowie Förderung sprachlicher 

Leistungsbereitschaft (auch bei zentralauditiven 

Wahrnehmungs- und Verarbeitungsstörungen),

– Beseitigung oder Minderung sprachlicher Fehl-

leistungen und Erziehung zu sachbezogenem 

und situationsgerechtem Sprachgebrauch.

(2) 1Im Förderschwerpunkt Hören wird nach den 

Lehrplänen für den Förderschwerpunkt Hören und 

gegebenenfalls nach dem Lehrplan für die Deutsche 

Gebärdensprache unterrichtet; diese Lehrpläne ent-

sprechen dem Anforderungsniveau der Lehrpläne für 

die Grund- und Hauptschule. 2Um dem spezifi schen 

Förderbedarf der Schülerinnen und Schüler, vor 

allem dem speziellen Förderbedarf gehörloser Schü-

lerinnen und Schüler, bestmöglich gerecht zu wer-

den, können unterschiedliche Fördergruppen oder 

Sprachlerngruppen eingerichtet werden.
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§ 17

Förderschwerpunkt körperliche und motorische 

Entwicklung

(Art. 20 Abs. 1 Nr. 3 BayEUG)

(1) 1Im Förderschwerpunkt körperliche und mo-

torische Entwicklung bilden Kernpunkte sonderpä-

dagogischer Förderung – je nach dem individuellen 

Förderbedarf – 

– Bewegungsförderung,

– Hilfen zur Ausweitung der Wahrnehmungs- und 

Erlebnisfähigkeit, 

– Entwicklung eigener Handlungsmöglichkeiten, 

– Nutzung von spezifi schen Lernmitteln sowie pro-

thetischer Hilfen,

– selbstständiges Bewältigen alltäglicher Anforde-

rungen,

– Aufbau sozialer Beziehungen und sprachlichen 

Handelns, 

– Hinführung zu einer realistischen Selbsteinschät-

zung der individuellen Leistungsmöglichkeiten,

– Akzeptanz der eigenen Beeinträchtigung. 

(2) 1Im Förderschwerpunkt körperliche und mo-

torische Entwicklung wird nach den Lehrplänen für 

den Förderschwerpunkt körperliche und motorische 

Entwicklung, die dem Anforderungsniveau der Lehr-

pläne für die Grund- und Hauptschule entsprechen, 

unterrichtet; § 24 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 2Um 

dem spezifi schen Förderbedarf der Schülerinnen und 

Schüler bestmöglich gerecht zu werden, können un-

terschiedliche Fördergruppen eingerichtet werden.

§ 18

Förderschwerpunkt geistige Entwicklung
(Art. 20 Abs. 1 Nr. 4 BayEUG)

(1) 1Im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 

bilden die Kernpunkte sonderpädagogischer Förde-

rung – je nach dem individuellen Förderbedarf –

– aktive Lebensbewältigung in sozialer Integration,

– motorische, sprachliche, emotionale und soziale 

Entwicklung,

– Zugang zur Umwelt und Mitwelt über Aktivie-

rung aller Körpersinne,

– Zugang zu den Kulturtechniken,

– Erwerb von Fähigkeiten und Techniken zu einer 

möglichst selbstständigen Lebensgestaltung,

– Vorbereitung auf größtmögliche Teilhabe am 

Leben als Erwachsener, insbesondere am Ar-

beitsleben.

2Im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung sollen, 

von den vorhandenen Fähigkeiten der Schülerinnen 

und Schüler ausgehend, Unterstützungsmaßnahmen 

zur Verfügung gestellt werden, die zu einer mög-

lichst selbstbestimmten und selbstständigen Lebens-

gestaltung hinführen; diesem Ziel, einschließlich der 

Vorbereitung auf eine spätere Arbeitstätigkeit, dient 

insbesondere die Berufsschulstufe. 3Im Mittelpunkt 

des Lerngeschehens stehen die Entwicklung perso-

naler Identität, der Erwerb fachlicher Kompetenzen 

sowie weiterer Kompetenzen insbesondere aus den 

Bereichen Kommunikation und soziale Beziehungen, 

Wahrnehmung, Bewegung sowie Denken.

(2) 1Im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 

wird nach den Lehrplänen für den Förderschwer-

punkt geistige Entwicklung unterrichtet. 2§ 17 Abs. 2 

Satz 2 gilt entsprechend.

§ 19

Förderschwerpunkt Sprache
(Art. 20 Abs. 1 Nr. 5 BayEUG)

(1) 1Im Förderschwerpunkt Sprache bilden die 

Kernpunkte sonderpädagogischer Förderung – je 

nach dem individuellen Förderbedarf –

– diagnosegeleiteter, sprachtherapeutischer Unter-

richt mit vielfältigen Gelegenheiten, sprachliche 

Fähigkeiten anzuwenden und situationsbezogen 

zu erproben,

– individuelle Sprachförderung mit dem Ziel der 

Entfaltung, Verbesserung und Erweiterung 

sprachlicher und sozialer Handlungsfähigkeit 

verbunden mit Hilfen für die personale und sozi-

ale Entwicklung,

– Prävention von Schwierigkeiten beim Erwerb der 

Schriftsprache,

– Förderung basaler Leistungen wie Sensorik und 

Motorik,

– Förderung sprachtragender Leistungen wie Ge-

dächtnis, Kognition und Aufmerksamkeit,

– Hilfen zur Kompensation und Akzeptanz einge-

schränkter sprachlicher Handlungsfähigkeit.

(2) Im Förderschwerpunkt Sprache wird nach den 

Lehrplänen für den Förderschwerpunkt Sprache, 

die dem Anforderungsniveau der Lehrpläne für die 

Grund- und Hauptschule entsprechen, unterrichtet; 

§ 24 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 20

Förderschwerpunkt Lernen

(Art. 20 Abs. 1 Nr. 6 BayEUG)

(1) Im Förderschwerpunkt Lernen bilden die Kern-

punkte sonderpädagogischer Förderung – je nach 

dem individuellen Förderbedarf – 

– Erschließen und Entwickeln individueller Lern-

wege, um Aufnahme, Verarbeitung sowie han-

delnde und sprachliche Durchdringung von Bil-

dungsinhalten zu ermöglichen,



494 KWMBl Nr. 23/2008

– sonderpädagogische Maßnahmen zum Lerntrai-

ning,

– Bereitstellung von lernanregendem Erfahrungs-

raum,

– Vermittlung von Lern- und Leistungserfolgen,

– Stärkung von Selbstvertrauen, Leistungsbe-

reitschaft, Durchhaltevermögen und Belast-

barkeit,

– Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit der Schü-

lerin oder des Schülers mit dem Ziel größtmög-

licher Selbstständigkeit in der Gesellschaft, ins-

besondere auch im Arbeitsleben.

(2) 1Im Förderschwerpunkt Lernen wird nach dem 

Lehrplan für den Förderschwerpunkt Lernen und 

dem Lehrplan zur Berufs- und Lebensorientierung 

(BLO) unterrichtet; § 24 Abs. 1 Satz 3 bleibt unbe-

rührt. 2Für Schülerinnen und Schüler nach § 39 Abs. 5 

können Lerngruppen gebildet werden, in denen nach 

den Lehrplänen für die Grund- und Hauptschule un-

terrichtet wird.

§ 21

Förderschwerpunkt emotionale 

und soziale Entwicklung

(Art. 20 Abs. 1 Nr. 7 BayEUG)

(1) Im Förderschwerpunkt emotionale und soziale 

Entwicklung bilden die Kernpunkte sonderpädago-

gischer Förderung – je nach dem individuellen För-

derbedarf – 

– Erwerb und Festigung sozialer Fähigkeiten so-

wie Befähigung zu einer sozial angemessenen 

Lebensführung,

– Stärkung der Wahrnehmung für eigenes und 

fremdes Empfi nden, Entwicklung von Ich-Iden-

tität und Ich-Stärke,

– Aktivierung von Selbsterkennungskräften und 

Motivation für ein stabiles Verhalten,

– Erwerb von Kompetenzen in den Bereichen 

Verhalten, Kommunikation, Selbstregulation im 

emotionalen Erleben sowie Kognition.

(2) 1Im Förderschwerpunkt emotionale und soziale 

Entwicklung wird nach den Lehrplänen für den För-

derschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung, 

die dem Anforderungsniveau der Lehrpläne für die 

Grund- und Hauptschule entsprechen, unterrichtet; 

§ 24 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 2Um dem spezi-

fi schen Förderbedarf bestmöglich gerecht zu werden, 

können unterschiedliche Fördergruppen eingerich-

tet werden. 3Für Schülerinnen und Schüler mit sehr 

hohem Förderbedarf im Förderschwerpunkt emotio-

nale und soziale Entwicklung sowie gegebenenfalls 

weiterem Förderbedarf können Sonderpädagogische 

Stütz- und Förderklassen bei erzieherischem Bedarf 

nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch in integra-

tiver Verzahnung und Kooperation mit Maßnahmen 

der Jugendhilfe oder bei entsprechendem Rehabili-

tationsbedarf in integrativer Verzahnung und Koope-

ration mit Maßnahmen des überörtlichen Sozialhil-

feträgers nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 

gebildet werden. 

§ 22

Schülerinnen und Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf in 

mehreren Förderschwerpunkten

(1) Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-

gischem Förderbedarf in mehreren Förderschwer-

punkten werden in die Schule aufgenommen, die 

ihren sonderpädagogischen Förderbedarf am besten 

erfüllen kann; bei der Entscheidung soll auch die 

konkrete Situation der Schülerin oder des Schülers in 

seinem Umfeld berücksichtigt werden. 

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler nach Abs. 1 

werden die Lehrpläne herangezogen, die ihrem be-

sonderen Förderbedarf am besten entsprechen. 2Die 

Erziehungsberechtigten können zu Beginn eines 

Schuljahres beantragen, dass ihr Kind nach einem 

Lehrplan für einen anderen Förderschwerpunkt un-

terrichtet wird. 3Für die erstmalige Entscheidung 

der Schulleiterin oder des Schulleiters über den an-

zuwendenden Lehrplan gilt § 28 Abs. 6 sowie Abs. 

7 Sätze 1 bis 10 entsprechend, für den Wechsel des 

anzuwendenden Lehrplans gilt § 32 Abs. 1, 2 und 5 

bis 7  entsprechend; zuständige Schulaufsichtsbehör-

de ist die Regierung. 4Aus den Zeugnissen muss sich 

der Lehrplan ergeben, nach dessen Maßstäben die 

Leistungsbewertung erfolgt; nach Beratung der Er-

ziehungsberechtigten können mit deren Zustimmung 

in einzelnen Fächern unterschiedliche Lehrpläne zu 

Grunde gelegt werden. 5Ein erfolgreicher Abschluss 

ist nur möglich, wenn in allen Fächern nach dem ge-

forderten Lehrplan oder einem Lehrplan mit höherem 

Anforderungsniveau unterrichtet wurde.

(3) 1Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf im Grenzbereich zwischen 

den Förderschwerpunkten Lernen und geistige Ent-

wicklung haben den Förderschwerpunkt, der ihrem 

Förderbedarf am weitesten entspricht. 2Sie können in 

einzelnen Fächern nach dem Lehrplan für den jeweils 

anderen Förderschwerpunkt unterrichtet werden, 

wenn dieser dem Förderbedarf in dem jeweiligen 

Fach besser entspricht; Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Förderzentren für den Förderschwerpunkt Se-

hen, Hören oder körperliche und motorische Entwick-

lung können als besondere Schulen zur Unterrich-

tung und Förderung von Schülerinnen und Schülern 

mit Förderbedarf in mehreren Förderschwerpunkten 

gebildet werden. 2Sie können in der Bezeichnung 

nach der Angabe des Förderschwerpunkts den Zu-

satz „und weiterer Förderbedarf“ oder den weiteren 

Förderschwerpunkt führen. 3Im Einzelfall können 

auch andere Schulen für Schülerinnen und Schüler 

mit Förderbedarf in mehreren Förderschwerpunkten 

eingerichtet werden. 4Die Schulen unterrichten und 

fördern im Rahmen ihrer Möglichkeiten nach einem 

ganzheitlichen Ansatz.
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§ 23

Sonderpädagogische Förderzentren 

(Art. 20 Abs. 2 BayEUG)

1In Sonderpädagogischen Förderzentren wirken 

Sonderschullehrerinnen und Sonderschullehrer ver-

schiedener sonderpädagogischer Fachrichtungen 

interdisziplinär zusammen; dies gilt auch für die Mit-

glieder der Schulleitung. 2Die Förderung von Schü-

lerinnen und Schülern in den Förderschwerpunkten 

Lernen und Sprache sowie gegebenenfalls im Förder-

schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung er-

folgt entweder innerhalb des Sonderpädagogischen 

Förderzentrums oder gegebenenfalls mit Hilfe der 

Mobilen Sonderpädagogischen Dienste an der allge-

meinen Schule; die Förderung an Volksschulen zur 

sonderpädagogischen Förderung im Sinne des Art. 20 

Abs. 2 Satz 2 BayEUG bleibt unberührt. 3Jede Schü-

lerin und jeder Schüler am Sonderpädagogischen 

Förderzentrum ist auf der Lehrplangrundlage zu 

unterrichten, die ihrem bzw. seinem individuellen 

sonderpädagogischen Förderbedarf angemessen ist. 
4Die Sonderpädagogische Diagnose- und Förderklas-

se sowie Mobile Sonderpädagogische Dienste sind 

wesentliche Bestandteile des Sonderpädagogischen 

Förderzentrums.

§ 24

Sonderpädagogische Diagnose- und Förderklassen

(Art. 24 Nr. 7 BayEUG)

(1) 1Sonderpädagogische Diagnose- und Förder-

klassen werden gebildet, um diagnosegeleitet den 

sonderpädagogischen Förderbedarf der Schülerinnen 

und Schüler zu erfüllen. 2Aufgabe der Sonderpäda-

gogischen Diagnose- und Förderklasse ist es, für die 

Schülerinnen und Schüler die Grundlage einer wei-

teren individuellen Förderung an einer Förderschule 

zu schaffen oder sie nach Abschluss der Förderphase 

an die Grundschule zurück zu führen. 3Dem Unter-

richt in Sonderpädagogischen Diagnose- und Förder-

klassen wird der Lehrplan der Grundschule zu Grun-

de gelegt.

(2) 1Auf Grund des individuellen Förderbedarfs 

ist für jede Schülerin und für jeden Schüler zu ent-

scheiden, ob sie bzw. er die Förderphase in der Son-

derpädagogischen Diagnose- und Förderklasse zwei 

oder drei Jahre durchlaufen soll. 2Für Schülerinnen 

und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

in den Förderschwerpunkten Sehen oder Hören ist 

der Besuch des Schuljahres 1 A verpfl ichtend, soweit 

nicht im Einzelfall ein Überspringen dieser Jahr-

gangsstufe in Betracht kommt. 3Der Besuch dieses 

eingeschobenen Schuljahres gilt nicht als Wiederho-

lung einer Jahrgangsstufe.

§ 25

Mobile Sonderpädagogische Dienste

(Art. 21, 41 Abs. 1 Sätze 1 und 2 BayEUG)

1Mobile Sonderpädagogische Dienste an allgemei-

nen Schulen werden eingesetzt, wenn zu erwarten 

ist, dass Schülerinnen und Schüler mit einer sonder-

pädagogischen Unterstützung mindestens aktiv am 

Unterricht der allgemeinen Schule teilnehmen kön-

nen (Art. 41 Abs. 1 Sätze 1 und 2 BayEUG) und ihr 

sonderpädagogischer Förderbedarf dort hinreichend 

erfüllt werden kann. 2Der Umfang der Unterstützung 

durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste ist 

zwischen der allgemeinen Schule und der Förder-

schule beziehungsweise zwischen den Förderschulen 

vor Beginn der Förderphase abzustimmen.

§ 26

Mittlere-Reife-Klassen, Mittlere-Reife-Kurse

(1) 1Mittlere-Reife-Klassen (M-Klassen) können 

an Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung 

eingerichtet werden, soweit dort in der Hauptschul-

stufe Klassen gebildet sind, in denen auf der Grund-

lage des Lehrplans für die Hauptschule bzw. Lehrplä-

nen unterrichtet wird, die dem Anforderungsniveau 

des Lehrplans für die Hauptschule entsprechen, 

und sofern zu erwarten ist, dass dauerhaft folgende 

Mindestschülerzahlen für einen Mittlere-Reife-Zug 

(M-Zug) zu erwarten sind: 

– bei Förderzentren für die Förderschwerpunkte 

Sehen oder Hören: 8 Schülerinnen und Schüler,

– bei Schulen für die Förderschwerpunkte körper-

liche und motorische Entwicklung, Sprache oder 

soziale und emotionale Entwicklung: 10 Schüle-

rinnen und Schüler.

2Der M-Zug umfasst die Jahrgangsstufen 7 bis 10. 
3Mittlere-Reife-Kurse (M-Kurse) können für die Jahr-

gangsstufen 7 und 8 nur errichtet werden, wenn an 

einem Schulstandort mindestens die Hälfte der in Satz 

1 genannten Mindestschülerzahlen erreicht wird und 

festgelegt ist, in welche M-Klassen die Schülerinnen 

und Schüler dieser Kurse in den Jahrgangsstufen 9 

und 10 aufgenommen werden können.

(2) Über die Errichtung von M-Klassen und M-

Kursen entscheidet die Regierung auf Antrag der 

Schule und nach Anhörung des Schulaufwandsträ-

gers.

(3) 1Für Lerninhalte und Anforderungen in M-Zü-

gen der Förderschulen gelten die Festlegungen für 

die M-Züge an der Hauptschule entsprechend. 2Für 

den jeweiligen Förderschwerpunkt notwendige An-

passungen des Lehrstoffs und der Lernzielkontrollen 

dürfen nicht zu einer Absenkung der Anforderungen 

oder einer Reduzierung des Umfangs des Lehrstoffs 

führen.

§ 27

Vorbereitung auf das Berufs- und Arbeitsleben

(1) 1Schülerinnen und Schüler, die in den Jahr-

gangsstufen 7 bis 9 nach dem Lehrplan zur Berufs- 

und Lebensorientierung unterrichtet werden, werden 

im Rahmen des vorhandenen Raumbestands in Son-

derpädagogischen Diagnose- und Werkstattklassen 

ausgebildet, um verstärkt praxisbezogene Anteile in 

den Unterricht einzubeziehen. 2Dabei handelt es sich 

in der 7. Jahrgangsstufe insbesondere um Betriebser-

kundungen, in der 8. Jahrgangsstufe um Berufsorien-
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tierung durch Praktika an Berufsschulen zur sonder-

pädagogischen Förderung, Berufsbildungswerken, 

überbetrieblichen Werkstätten und Betrieben, in der 

9. Jahrgangsstufe um individuell ausgewählte Prak-

tika zur Berufsfi ndung. 3Die Zuweisung zu den ein-

zelnen Praktikumsmaßnahmen erfolgt aufgrund des 

individuell festzustellenden sonderpädagogischen 

Förderbedarfs. 4In den Jahrgangsstufen 8 und 9 der 

Hauptschulstufe ist darüber hinaus eine enge Zusam-

menarbeit mit der Berufsberatung vorgesehen. 5Die 

Schule führt über die Leistungen und Fähigkeiten der 

Schüler in den Erkundungen und Praktika während 

der Jahrgangsstufen 7 bis 9 Aufzeichnungen und 

erstellt auf dieser Grundlage einen zusammenfas-

senden Entwicklungs- und Leistungsbericht; dieser 

ist spätestens mit dem Abschlusszeugnis der 9. Jahr-

gangsstufe, auf Verlangen der Erziehungsberechtig-

ten oder der volljährigen Schülerin oder des volljäh-

rigen Schülers schon früher, der Schülerin oder dem 

Schüler auszuhändigen.

(2) 1Zur Vorbereitung auf die Berufs- und Arbeits-

welt aller Schülerinnen und Schüler der Volksschu-

le zur sonderpädagogischen Förderung werden die 

praxisbezogenen Anteile nach Abs. 1 Satz 2 und 3 

nach Maßgabe der jeweiligen Lehrpläne angeboten; 

Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 2Für Schülerinnen 

und Schüler im Förderschwerpunkt geistige Entwick-

lung erfolgt die Vorbereitung auf die Arbeitswelt im 

Rahmen der Berufsschulstufe; dabei kann zur Prü-

fung einer möglichen Tätigkeit im regulären Arbeits-

markt mit integrativen Fachdiensten zusammengear-

beitet werden. 

(3) 1Spätestens mit dem Zwischenzeugnis der 9. 

Jahrgangsstufe ist ein sonderpädagogisches Gutachten 

in doppelter Ausfertigung beizufügen;  soweit für eine 

Bewerbung erforderlich, kann es bereits dem Jahres-

zeugnis am Ende der 8. Jahrgangsstufe beigefügt wer-

den. 2Dieses Gutachten beinhaltet Feststellungen zum 

sonderpädagogischen Förderbedarf, Aussagen über 

Möglichkeiten der berufl ichen Eingliederung bzw. 

eventuell notwendige berufsvorbereitende Maßnah-

men sowie Empfehlungen zur weiteren Beschulung 

nach der Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung einschließlich Aussagen zur möglichen Beschu-

lung an der allgemeinen Berufsschule. 3Das Gutachten 

wird unter Beteiligung der Berufsberatung erstellt und 

dient dort zur Feststellung des individuellen Förderbe-

darfs und zur Steuerung von Maßnahmen der Arbeits-

verwaltung. 4Es wird den Erziehungsberechtigten und 

den Jugendlichen insbesondere zur Vorlage für Maß-

nahmen der berufl ichen Ausbildung und Förderung 

gegeben. 5Für Schülerinnen und Schüler mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung wird das sonderpädagogische 

Gutachten nach den Sätzen 1 und 2 spätestens zum 

Zwischenzeugnis der 12. Jahrgangsstufe (Berufsschul-

stufe) erstellt; im Förderplan ist zum Ende der 9. Jahr-

gangsstufe auf Möglichkeiten und Notwendigkeiten 

zur berufl ichen Eingliederung unter Einbeziehung der 

Arbeitsverwaltung einzugehen.

Abschnitt 2

Aufnahme und Schulwechsel

§ 28

Anmelde- und Aufnahmeverfahren 

(Art. 24 Nr. 2 BayEUG)

(1) 1Ein Kind mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf, das nach Art. 37 Abs. 1 BayEUG schulpfl ichtig 

wird oder werden soll, kann an der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung angemeldet wer-

den, wenn die Grundschule, in deren Sprengel das 

Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuvor ge-

prüft hat, ob die Voraussetzungen für eine Beschu-

lung an der Grundschule gegeben sind und das Er-

gebnis schriftlich festgehalten hat; das Kind ist von 

den Erziehungsberechtigten an der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung anzumelden, wenn 

die Grundschule schriftlich festgestellt hat, dass die 

Voraussetzungen für eine Unterrichtung und Förde-

rung an der Grundschule gemäß Art. 41 Abs. 1 Sät-

ze 1 und 2 BayEUG nicht gegeben sind. 2Ein Kind 

mit sehr hohem sonderpädagogischen Förderbedarf  

kann von den Erziehungsberechtigten unmittelbar an 

der Volksschule zur sonderpädagogischen  Förderung 

angemeldet werden, wenn auf Grund von Stellung-

nahmen aus der vorschulischen Förderung nach den 

Maßstäben des Art. 41 Abs. 1 BayEUG zwingend nur 

eine Beschulung an einer Förderschule in Betracht 

kommt. 3Die Anmeldung erfolgt an einer öffentlichen 

oder an einer privaten Volksschule zur sonderpäda-

gogischen Förderung mit dem Förderschwerpunkt, 

in dem der wesentliche Förderbedarf des Kindes 

liegt; die Erziehungsberechtigten sind von der Schu-

le nachweislich über die Voraussetzungen einer Be-

schulung an der allgemeinen Schule zu informieren. 
4Soll eine Aufnahme an eine öffentliche Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung erfolgen,  ist die 

Anmeldung an der Schule vorzunehmen, in deren 

Sprengel das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

hat.

(2) 1Der Anmeldetermin soll im Zeitraum Mitte 

April bis Mitte Mai liegen. 2Ort und Zeit werden von 

der Schulleiterin oder dem Schulleiter, in Gemeinden 

mit mehreren öffentlichen Volksschulen zur sonder-

pädagogischen Förderung von der dienstältesten 

Schulleiterin oder dem dienstältesten Schulleiter 

festgesetzt und ortsüblich bekannt gemacht. 

(3) 1Mindestens eine Erziehungsberechtigte oder 

ein Erziehungsberechtigter soll persönlich mit dem 

Kind zur Schulanmeldung kommen, es sei denn die 

Erziehungsberechtigten machen von der Rücktritts-

möglichkeit nach Art. 37 Abs. 2 Satz 6 BayEUG Ge-

brauch. 2Sie haben die erforderlichen Angaben zur 

Person des Kindes zu machen und erforderlichen-

falls durch entsprechende Urkunden zu belegen. 
3Ferner sollen ärztliche Zeugnisse, Stellungnahmen 

aus der vorschulischen Förderung und andere Gut-

achten, die für die schulische Förderung von Be-

deutung sein können, mitgebracht werden; darüber 

hinaus gelten § 26 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz sowie 

Sätze 3 und 4 VSO entsprechend.  4Ein in einem 

Heim untergebrachtes Kind kann von der Heimlei-

tung angemeldet werden. 5Hinsichtlich eines An-

trags auf vorzeitige Einschulung nach Art. 37 Abs. 

1 Satz 2 BayEUG gelten § 26 Abs. 4 Sätze 1 und 2 
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VSO entsprechend. 6Eine Erklärung der Erziehungs-

berechtigten, erst den nächsten Einschulungster-

min wahrnehmen zu wollen (Art. 37 Abs. 2 Satz 6 

BayEUG), muss der Schule spätestens am 1. Juni zu-

gegangen sein.

(4) 1Nach der Anmeldung sind in einem sonder-

pädagogischen Gutachten der Volksschule zur son-

derpädagogischen Förderung unter Verwendung 

geeigneter Diagnoseverfahren der sonderpädago-

gische Förderbedarf des Kindes zu beschreiben, die 

erforderlichen Fördermaßnahmen aufzuzeigen und 

eine Empfehlung für den geeigneten schulischen 

Förderort zu geben; gegebenenfalls kann eine Zu-

rückstellung von der Aufnahme empfohlen werden. 
2Die Erziehungsberechtigten sind mindestens eine 

Woche vorher über Zeitpunkt, Art und Umfang der 

erforderlichen Eingangsdiagnostik zu informieren; 

im Rahmen der Eingangsdiagnostik wird mit den 

Erziehungsberechtigten der bisherige Entwicklungs-

verlauf des Kindes erörtert. 3Das Ergebnis der Ein-

gangsdiagnostik ist den Erziehungsberechtigten zu 

erläutern.

(5) Auf der Grundlage des sonderpädagogischen 

Gutachtens und der Erörterungen mit den Erzie-

hungsberechtigten entscheidet die Schulleiterin oder 

der Schulleiter über die Aufnahme in eine öffentliche 

Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung; er 

oder sie kann bei Bedarf ergänzend ärztliche oder 

schulpsychologische Gutachten anfordern. 

(6) 1Stimmen die Erziehungsberechtigten einer 

auf Grund des diagnostizierten sonderpädagogischen 

Förderbedarfs gebotenen Aufnahme ihres Kindes in 

die Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

nicht zu, können sie eine mündliche Erörterung im 

Staatlichen Schulamt beantragen. 2Das Staatliche 

Schulamt lädt hierzu die Erziehungsberechtigten, ei-

nen Vertreter der Volksschule, in deren Sprengel das 

Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, und einen 

Vertreter der nach dem Ergebnis der Eingangsdia-

gnostik zuständigen Volksschule zur sonderpädago-

gischen Förderung ein; weitere Fachkräfte können 

hinzugezogen werden. 3Das Staatliche Schulamt 

prüft, ob unter Abwägung der Stellungnahmen der 

Beteiligten und unter Berücksichtigung der Aussa-

gen des sonderpädagogischen Gutachtens, gegebe-

nenfalls auch weiterer Gutachten, eine Unterrichtung 

und Förderung an der Volksschule – unter Beachtung 

der Grundsätze des Art. 41 Abs. 1 BayEUG – möglich 

erscheint, und teilt das Ergebnis den Beteiligten mit.

(7) 1Kann in dem Verfahren nach Abs. 6 kein Ein-

vernehmen mit den Erziehungsberechtigten erreicht 

werden, können diese eine Überprüfung der Feststel-

lungen und Empfehlungen des sonderpädagogischen 

Gutachtens durch eine überörtliche, unabhängige 

Fachkommission verlangen. 2Die Kommission wird 

für den Einzelfall von der zuständigen Regierung 

einberufen. 3Als Mitglieder der Kommission kommen 

in Betracht Sonderschullehrerinnen und Sonder-

schullehrer – möglichst mit einer Ausbildung in der 

einschlägigen sonderpädagogischen Fachrichtung –, 

erfahrene Grundschullehrerinnen und Grundschul-

lehrer, Schulpsychologinnen und Schulpsychologen, 

Schulaufsichtsbeamtinnen und Schulaufsichtsbeam-

te, staatliche Schulberaterinnen und Schulberater, 

gegebenenfalls auch medizinische oder psycholo-

gische Fachkräfte. 4Die Mitglieder der Kommission 

dürfen am bisherigen Verfahren nicht beteiligt ge-

wesen sein und sind bei ihrer Tätigkeit weisungsun-

abhängig. 5Die Kommission überprüft in geeigneter 

Weise Schlüssigkeit und Transparenz der Feststel-

lungen des sonderpädagogischen Gutachtens, fasst 

das Ergebnis der Überprüfung in einer schriftlichen 

Stellungnahme zusammen und leitet diese dem Staat-

lichen Schulamt zu; sie kann dem Staatlichen Schul-

amt zusätzliche Gutachten oder Beobachtungen vor 

Ort empfehlen. 6Das Staatliche Schulamt informiert 

die Erziehungsberechtigten über das Ergebnis der 

Überprüfung durch die Kommission und gibt ihnen 

nochmals Gelegenheit zur Stellungnahme. 7Unter 

Würdigung der Stellungnahme der Kommission und 

gegebenenfalls einer Äußerung der Erziehungsbe-

rechtigten hierzu entscheidet das Staatliche Schulamt  

abschließend über die Aufnahme des Kindes in eine 

Volksschule oder in eine Volksschule zur sonderpä-

dagogischen Förderung mit einem Förderschwer-

punkt nach Art. 20 Abs. 1 BayEUG; die Entscheidung 

ist zu begründen und den Erziehungsberechtigten 

zuzustellen. 8Bleibt zweifelhaft, ob die Volksschu-

le oder eine Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung die richtige Schulart ist, kann das Kind 

für die Dauer von bis zu drei Monaten probeweise in 

die Grundschule oder in die Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung aufgenommen werden; es 

wird für diese Zeit Schülerin oder Schüler der probe-

weise besuchten Schule. 9Die Probezeit kann um bis 

zu drei Monate, jedoch längstens bis zum Ende des 

Schulhalbjahres verlängert werden. 10Nach Ablauf 

der Probezeit entscheidet das Staatliche Schulamt 

abschließend über den geeigneten Förderort. 11Abs. 6 

und Abs. 7 Sätze 1 bis 10 gelten entsprechend, wenn 

lediglich zweifelhaft ist, welche Förderschulform dem 

sonderpädagogischen Förderbedarf eines Kindes am 

besten entspricht; die Entscheidung trifft in diesem 

Fall die Regierung. 

(8) Abs. 6 und 7 gelten entsprechend für den Fall, 

dass die Volksschule zur sonderpädagogischen För-

derung die Voraussetzungen für eine Aufnahme in 

die Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung nach § 14 Abs. 1 nicht für gegeben hält und die 

Grundschule oder die Erziehungsberechtigten eine 

Aufnahme in die Volksschule ablehnen.

(9) Die Aufnahme in eine Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung sowie einen Rücktritt nach 

Art. 37 Abs. 2 Satz 6 BayEUG hat die Leiterin oder 

der Leiter dieser Schule der Grundschule, in deren 

Sprengel die Schülerin oder der Schüler seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat, mitzuteilen. 

§ 29

Zurückstellung von der Aufnahme 

(Art. 37 Abs. 2, 41 Abs. 2 BayEUG)

1Hinsichtlich des Antrages der Erziehungsberech-

tigten auf Zurückstellung von der Aufnahme gilt 

§ 26 Abs. 4 Sätze 1 und 2 VSO entsprechend. 2Wird 

ein Kind von der Aufnahme in die Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung zurückgestellt, sind 

die Erziehungsberechtigten auf geeignete vorschu-

lische Fördereinrichtungen, insbesondere auf Schul-

vorbereitende Einrichtungen, die Mobile Sonderpä-

dagogische Hilfe, Frühförderstellen und integrative 

Kindergärten hinzuweisen. 3Eine zweite Zurückstel-
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lung nach Art. 41 Abs. 2 BayEUG ist mit einem son-

derpädagogischen Gutachten zu begründen. 4Sie ist 

regelmäßig nur zu vertreten, wenn zugleich sonder-

pädagogische Fördermaßnahmen eingeleitet werden. 
5Eine nach Art. 41 Abs. 2 BayEUG zu treffende Emp-

fehlung zur Förderung richtet sich nach den örtlichen 

Möglichkeiten der Förderung. 

§ 30

Aufnahme von Schülerinnen und Schülern ohne 

sonderpädagogischen Förderbedarf

(Art. 20 Abs. 5, 24 Nr. 3 BayEUG)

(1) 1Volksschulen zur sonderpädagogischen För-

derung können, soweit sie auf der Grundlage der 

Lehrpläne für die Grundschule und/oder für die 

Hauptschule unterrichten, nach Maßgabe von Art. 20 

Abs. 5 BayEUG im Rahmen der vorhandenen Stel-

len und Mittel auch Schülerinnen und Schüler ohne 

sonderpädagogischen Förderbedarf aufnehmen, die 

ihren ständigen Aufenthalt im Sprengel der Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung haben; 

bei privaten Volksschulen zur sonderpädagogischen 

Förderung tritt anstelle des Sprengels der Einzugsbe-

reich. 2Dabei ist sicherzustellen, dass in jeder Jahr-

gangsstufe nicht mehr als die Hälfte der Schülerinnen 

und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 

sind. 3Schülerinnen und Schüler ohne sonderpäda-

gogischen Förderbedarf, die unter Beachtung dieser 

Grundsätze an einer Volksschule zur sonderpädago-

gischen Förderung aufgenommen worden sind, kön-

nen dort verbleiben, auch wenn die Voraussetzungen 

des Satzes 2 später nicht mehr gegeben sind. 4Schü-

lerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen 

Förderbedarf müssen an die Volksschule übertreten, 

wenn an der Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung in einer Jahrgangsstufe keine Schüle-

rinnen oder Schüler mit sonderpädagogischem För-

derbedarf mehr sind, die nach den Lehrplänen der 

Grundschulstufe oder Hauptschulstufe unterrichtet 

werden können.

(2) 1Über die Aufnahme von Schülerinnen und 

Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbe-

darf entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-

leiter. 2Fallen mit der Aufnahme einer Schülerin 

oder eines Schülers ohne sonderpädagogischen 

Förderbedarf zusätzliche Aufwendungen für die 

Schülerbeförderung an, ist die Zustimmung des 

zur Kostentragung verpfl ichteten Schulaufwands-

trägers erforderlich. 

(3) 1Die aufgenommenen Schülerinnen und Schü-

ler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf sind 

Schülerinnen und Schüler der Volksschule zur son-

derpädagogischen Förderung. 2In den Zeugnissen 

ist jedoch zu vermerken, dass sie als Schülerinnen 

und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbe-

darf eine Klasse der Volksschule zur sonderpädago-

gischen Förderung besuchen und auf der Grundlage 

des Lehrplans für die Grundschule beziehungsweise 

des Lehrplans für die Hauptschule unterrichtet wer-

den.

§ 31 

Erstellung eines Förderplans und Überprüfung des 

sonderpädagogischen Förderbedarfs

(1) 1Mit der Aufnahme eines Kindes mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf in eine Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung ist zum Zweck ei-

ner diagnosegeleiteten Förderung ein Förderplan zu 

erstellen. 2In diesem sind die auf der Grundlage des 

sonderpädagogischen Gutachtens festgelegten Ziele 

der Förderung sowie die zu treffenden wesentlichen 

sonderpädagogischen Fördermaßnahmen (§ 28 

Abs. 4 Satz 1) aufzunehmen. 3Der Förderplan ist re-

gelmäßig, mindestens halbjährlich, fortzuschreiben 

und soll mit den Erziehungsberechtigten erörtert 

werden. 

(2) Mindestens vor Ablauf eines Schuljahres ist 

von der Klassenkonferenz für jede Schülerin und je-

den Schüler zu prüfen, ob auf Grund des bestehenden 

sonderpädagogischen Förderbedarfs ein Verbleib in 

der Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

notwendig ist oder ob dem sonderpädagogischen För-

derbedarf an der allgemeinen Schule – gegebenenfalls 

mit Unterstützung durch Mobile Sonderpädagogische 

Dienste – entsprochen werden kann; für die Eintra-

gung des Prüfungsergebnisses im Schülerbogen gilt 

§ 55 Abs. 2 Satz 2.

§ 32

Überweisung an eine Förderschule für einen 

anderen Förderschwerpunkt

(1) 1Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter 

meldet der Schulleiterin oder dem Schulleiter nach 

eingehender Erörterung mit den Erziehungsberech-

tigten Schülerinnen und Schüler, die für eine Über-

weisung an eine Förderschule für einen anderen 

Förderschwerpunkt in Betracht kommen. 2Sie bzw. er 

teilt dabei ihre bzw. seine Beobachtungen über die 

Schulleistungen und das Lernverhalten sowie über 

den sonderpädagogischen Förderbedarf schriftlich 

mit und geht auf die bisher durchgeführten Förder-

maßnahmen ein.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter unter-

richtet die Erziehungsberechtigten über die beab-

sichtigte Überweisung, erörtert mit ihnen die wesent-

lichen Gründe hierfür und gibt ihnen Gelegenheit 

zur Stellungnahme. 2Die Erziehungsberechtigten 

können verlangen, dass die Beratungslehrkraft oder 

die Schulpsychologin oder der Schulpsychologe ge-

hört werden.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter übermit-

telt den Förderplan, die Stellungnahme der Klassen-

leiterin oder des Klassenleiters und gegebenenfalls 

die Stellungnahme der Erziehungsberechtigten und 

weitere Unterlagen der in Betracht kommenden Schu-

le und bittet diese um Mitteilung, ob sie einer Auf-

nahme der Schülerin oder des Schülers zustimmt.

(4) Liegt das Einvernehmen der Erziehungsbe-

rechtigten vor und stimmt die in Aussicht genommene 

Schule der Überweisung zu, nimmt diese die Schü-

lerin oder den Schüler auf und unterrichtet hierüber 

die Volksschule, in deren Sprengel die Schülerin oder 

der Schüler seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
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(5) 1Lehnen die Erziehungsberechtigten die Über-

weisung an eine andere Volksschule zur sonderpä-

dagogischen Förderung ab oder stimmt die in Aus-

sicht genommene Schule der Aufnahme nicht zu, 

beantragt die Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung, die die Schülerin oder der Schüler bisher 

besucht, eine Entscheidung der Regierung. 2Für das 

Verfahren bei der Regierung gelten § 28 Abs. 4, 6, 7 

und 9 entsprechend. 

(6) 1Den Antrag auf Überweisung können auch 

die Erziehungsberechtigten stellen. 2Will die Schule, 

die die Schülerin oder der Schüler bisher besucht, der 

beantragten Überweisung nicht entsprechen, legt sie 

den Antrag mit einer Stellungnahme der Regierung 

zur Entscheidung vor. 3Für das  Verfahren bei der Re-

gierung gelten § 28 Abs. 4, 6, 7 und 9 entsprechend.

(7) 1Die Überweisung soll zu Beginn eines Schul-

jahres oder eines Schulhalbjahres wirksam werden. 
2In Zweifelsfällen können Schülerinnen und Schüler 

für die Dauer von höchstens drei Monaten probewei-

se an eine Förderschule für einen anderen Förder-

schwerpunkt überwiesen werden. 3Soweit kein Ein-

vernehmen mit den Erziehungsberechtigten besteht, 

entscheidet nach Ablauf der Probezeit die Regierung 

abschließend über den geeigneten Förderort.

(8) Abs. 1, 2 und 5 bis 7 gelten entsprechend für 

den Wechsel der Förderschulform innerhalb einer 

Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung.

§ 33

Überweisung an eine Volksschule

(Art. 24 Nr. 2, 41 Abs. 8 BayEUG)

(1) 1Die Klassenleiterin bzw. der Klassenleiter 

meldet der Schulleiterin oder dem Schulleiter nach 

Erörterung mit den Erziehungsberechtigten Schü-

lerinnen und Schüler, die für eine Überweisung an 

eine Volksschule in Betracht kommen. 2Sie bzw. er 

teilt dabei ihre bzw. seine Beobachtungen über die 

Schulleistungen und das Lernverhalten sowie ihre 

bzw. seine Empfehlungen zu weiteren Fördermaß-

nahmen schriftlich mit.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter unter-

richtet die Erziehungsberechtigten über die beab-

sichtigte Überweisung, erörtert mit ihnen die wesent-

lichen Gründe hierfür und gibt ihnen Gelegenheit 

zur Stellungnahme. 2Die Schulleiterin oder der Schul-

leiter informiert die Volksschule, in deren Sprengel 

die Schülerin oder der Schüler ihren bzw. seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat, über die beabsichtigte 

Überweisung, fügt die Stellungnahme der Klassen-

leiterin bzw. des Klassenleiters sowie gegebenenfalls 

die Stellungnahme der Erziehungsberechtigten und 

weitere Unterlagen bei und teilt mit, ob und gegebe-

nenfalls in welchem Umfang Mobile Sonderpädago-

gische Dienste geleistet werden können.

(3) Stimmen die Erziehungsberechtigten sowie 

die aufnehmende Volksschule der Überweisung zu, 

nimmt die Volksschule die Schülerin oder den Schü-

ler auf und unterrichtet hierüber schriftlich das zu-

ständige Staatliche Schulamt.

(4) 1Stimmen die Erziehungsberechtigten oder 

die Sprengelvolksschule der Überweisung nicht zu, 

beantragt die Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung eine Entscheidung der Regierung. 2Für 

das Verfahren bei der Regierung gelten § 28 Abs. 4, 

6 und 7 entsprechend; das sonderpädagogische Gut-

achten erstellt die Förderschule.

(5) 1Die Erziehungsberechtigten können einen 

Antrag auf Überweisung stellen. 2Will die Volksschu-

le zur sonderpädagogischen Förderung dem Antrag 

nicht entsprechen, legt sie den Antrag mit einer Stel-

lungnahme der Regierung zur Entscheidung vor. 3Für 

das Verfahren bei der Regierung gelten § 28 Abs. 4, 6 

und 7 entsprechend.

(6) 1Die Überweisung soll zu Beginn eines Schul-

jahres oder eines Schulhalbjahres wirksam werden. 
2In Zweifelsfällen können Schülerinnen und Schüler 

für die Dauer von bis zu drei Monaten probeweise an 

die Volksschule überwiesen werden. 3§ 28 Abs. 7 Satz 

9 gilt entsprechend. 4Befürwortet die Volksschule am 

Ende der Probezeit eine Rückführung an die Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung, ent-

scheidet, soweit über eine solche Rückführung kein 

Einvernehmen zwischen den Beteiligten besteht, die 

Regierung.

(7) 1Soll die Schülerin oder der Schüler an eine an-

dere als die Sprengelvolksschule überwiesen werden, 

ist zugleich mit dem Überweisungsantrag ein Verfah-

ren zur Genehmigung eines Gastschulverhältnisses 

einzuleiten. 2Soll die Aufnahme an einer anderen als 

der Sprengelvolksschule erfolgen, damit die Schüle-

rin oder der Schüler dort eine Kooperationsklasse be-

suchen kann, ist eine Entscheidung des Staatlichen 

Schulamtes über die erforderliche Zuweisung nach 

Art. 43 Abs. 2 Nr. 1 BayEUG herbeizuführen.

§ 34

Übertritt an eine andere Schule,

Wechsel aus anderen weiterführenden Schularten,

Schülerinnen und Schüler ohne ständigen festen 

Aufenthalt

(1) Für den Übertritt an eine andere Schule gilt 

§ 27 VSO entsprechend. 

(2) Tritt eine Schülerin oder ein Schüler von einer 

Volksschule an eine Volksschule zur sonderpädago-

gischen Förderung oder von einer Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung an eine Förder-

schule mit einem anderen Förderschwerpunkt über 

oder wird sie oder er dorthin überwiesen, stellt die 

Schulleiterin oder der Schulleiter der aufnehmenden 

Schule fest, welcher Jahrgangsstufe die Schülerin 

oder der Schüler unter Berücksichtigung ihres oder 

seines sonderpädagogischen Förderbedarfs und ihres 

oder seines Leistungsstandes zugeordnet wird.

(3) 1Schülerinnen und Schüler öffentlicher oder 

staatlich anerkannter Volksschulen zur sonderpä-

dagogischen Förderung, die in die unterste Jahr-

gangsstufe des Gymnasiums oder der Realschule 

einschließlich der entsprechenden Schulen zur son-

derpädagogischen Förderung übertreten wollen, er-

halten auf Antrag der Erziehungsberechtigten am 

ersten Unterrichtstag des Monats Mai ein Übertritts-

zeugnis; für den Übertritt in die Wirtschaftsschule 

einschließlich der Wirtschaftsschule zur sonderpäda-
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gogischen Förderung gilt § 29 Abs. 2 Satz 2 VSO ent-

sprechend. 2Eine Eignung zum Übertritt kann nach 

Maßgabe des § 29 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und 5 VSO 

festgestellt werden, sofern die Schülerin oder der 

Schüler in der für den Übertritt entscheidenden Jahr-

gangsstufe in allen Fächern nach einem Lehrplan un-

terrichtet worden ist, der dem Anforderungsniveau 

der Lehrpläne der Grund- bzw. Hauptschule ent-

spricht. 3§ 29 Abs. 1 und 6 VSO gelten entsprechend. 
4Für das Übertrittszeugnis gilt § 56 Abs. 5 Satz 1.

(4) §§ 31 und 32 VSO gelten entsprechend.

§ 35 

Aufnahme in Mittlere-Reife-Klassen und in 

Mittlere-Reife-Kurse

1In die Jahrgangsstufe 7 einer Mittlere-Reife-Klas-

se oder eines Mittlere-Reife-Kurses einer Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung können Schüle-

rinnen und Schüler aufgenommen werden, die in der 

Jahrgangsstufe 6 nach einem Lehrplan unterrichtet 

worden sind, der dem Anforderungsniveau des Lehr-

plans der Hauptschule entspricht. 2§ 30 VSO gilt ent-

sprechend.

§ 36 

Beteiligung der Schülerinnen und Schüler

(1) Schülerinnen und Schüler sollen, soweit es ihr 

Alter und ihr Entwicklungsstand zulassen, in Ent-

scheidungen der Schule über ihre Schullaufbahn ein-

bezogen werden.

(2) Volljährige Schülerinnen und Schüler können 

bei der Wahrnehmung ihrer Rechte Personen ihres 

Vertrauens hinzuziehen.

Teil 4

Schulbetrieb

§ 37

Klassen- und Gruppenbildung

(1) 1Die Klassenbildung einschließlich der mög-

lichen Bildung jahrgangskombinierter Klassen erfolgt 

nach sonderpädagogischen und schulorganisatorischen 

Erfordernissen. 2Zur Sicherstellung des Unterrichtsan-

gebots oder aus sonderpädagogischen Erwägungen 

kann die Schulleiterin oder der Schulleiter auch für 

Jahrgangsklassen klassenübergreifenden oder jahr-

gangsstufenübergreifenden Unterricht zulassen. 

(2) In einzelnen Fächern oder Unterrichtsbe-

reichen können Schülerinnen und Schüler von der 

Schulleiterin oder dem Schulleiter nach Anhörung 

der Erziehungsberechtigten einer niedrigeren oder 

höheren Jahrgangsstufe zugewiesen werden, soweit 

sie nicht durch innere Differenzierung nach den Lehr-

plänen einer niedrigeren oder höheren Jahrgangsstu-

fe unterrichtet werden können.

(3) 1Unterricht in Wahlpfl ichtfächern und Wahlfä-

chern, Förderunterricht, Arbeitsgemeinschaften, The-

rapieunterricht sowie besondere Fördermaßnahmen 

können klassenübergreifend, in besonderen Fällen 

auch jahrgangsstufenübergreifend eingerichtet wer-

den. 2Sie können in unabweisbaren Fällen auch für 

Schülerinnen und Schüler mehrerer Schulen gemein-

sam durchgeführt werden. 3Arbeitsgemeinschaften 

können für das ganze Schuljahr oder für Teile des 

Schuljahres eingerichtet werden. 4Über die Einrich-

tung und den Umfang von Wahlpfl ichtfächern, Wahl-

fächern, Arbeitsgemeinschaften, Therapieunterricht 

und besonderen Fördermaßnahmen entscheidet die 

Lehrerkonferenz unter Berücksichtigung des zur Ver-

fügung stehenden Lehrpersonals.

§ 38

Außenklassen

1Außenklassen von Volksschulen zur sonderpäda-

gogischen Förderung an allgemeinen Schulen können 

gebildet werden nach Beteiligung der Erziehungsbe-

rechtigten mit Zustimmung der beteiligten Schulauf-

wandsträger und Schulen. 2Der Schulaufwandsträger 

der Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

zeigt der Regierung die beabsichtigte Errichtung ei-

ner Außenklasse an. 3Für die Außenklasse wird in der 

Regel kein eigener Sprengel gebildet. 4Der Standort 

der Gastschule muss innerhalb des Sprengels der 

Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

liegen; bei privaten Volksschulen zur sonderpäda-

gogischen Förderung tritt anstelle des Sprengels der 

Einzugsbereich. 5Die Regierung kann in besonderen 

Fällen Ausnahmen von Satz 4 genehmigen. 6Außen-

klassen sollen jeweils mit einer bestimmten Partner-

klasse der Gastschule in möglichst vielen Bereichen 

des Unterrichts und im Schulleben eng zusammen-

arbeiten.

§ 39

Wahlpfl ichtfächer, Wahlfächer, 

Arbeitsgemeinschaften,

Therapieunterricht, besondere Fördermaßnahmen

(1) Ein Wahlpfl ichtfach kann während des Schul-

jahres nur in besonderen Fällen mit Genehmigung 

der Schulleiterin oder des Schulleiters gewechselt 

werden.

(2) Ein an der Schule eingerichtetes Wahlpfl icht-

fach kann auch als Wahlfach besucht werden.

(3) 1Der Besuch von Wahlfächern und Arbeits-

gemeinschaften darf während ihrer Dauer nur mit 

Genehmigung der Schulleiterin oder des Schullei-

ters abgebrochen oder begonnen werden. 2Über den 

Ausschluss einer Schülerin oder eines Schülers vom 

Besuch eines Wahlfaches  oder einer Arbeitsgemein-

schaft entscheidet die Schulleiterin oder der Schullei-

ter nach Anhörung der Schülerin oder des Schülers 

und der Erziehungsberechtigten.

(4) 1Kann eine Schülerin oder ein Schüler wegen 

ihres bzw. seines besonders hohen sonderpädago-

gischen Förderbedarfs in einzelnen Pfl icht- oder 

Wahlpfl ichtfächern dauerhaft oder zeitweise am Un-

terricht nicht teilnehmen oder kann sie bzw. er dort 

nicht hinreichend gefördert werden, kann sie bzw. 
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er statt des stundenplanmäßigen Unterrichts in die-

sen Fächern am Therapieunterricht teilnehmen. 2Der 

Therapieunterricht wird in der Regel in Gruppen er-

teilt, wobei auch Schülerinnen und Schüler mehre-

rer Klassen und Jahrgangsstufen zusammengefasst 

werden können. 3Über die Zuteilung einer Schülerin 

oder eines Schülers zum Therapieunterricht entschei-

det die Schulleiterin oder der Schulleiter im Rahmen 

der verfügbaren personellen Möglichkeiten im Be-

nehmen mit den Erziehungsberechtigten. 4Als Thera-

pieunterricht kommen insbesondere in Betracht phy-

siotherapeutische, ergotherapeutische, logopädische, 

verhaltenstherapeutische und entwicklungspädago-

gische Angebote.

(5) Je nach Förderbedarf der Schülerinnen und 

Schüler können besondere Fördermaßnahmen (För-

derunterricht, Förderkurse) eingerichtet werden, z. B. 

für Schülerinnen und Schüler, die an die Volksschule 

zurückgeführt werden sollen oder für Schülerinnen 

und Schüler, die in Teilbereichen einen besonderen 

Förderbedarf aufweisen. 

§ 40

Einsatz von Pfl egekräften

(1) 1Zum Personalaufwand im Sinne von Art. 2 

Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Schulfi nanzierungs-

gesetzes gehörende Pfl egekräfte (schulische Pfl e-

gekräfte) können in Schulen für die Förderschwer-

punkte körperliche und motorische Entwicklung 

oder geistige Entwicklung eingesetzt werden. 2Die 

schulischen Pfl egekräfte übernehmen pfl egerische 

Aufgaben und gegebenenfalls unterstützende Hil-

festellungen, die in einer oder in mehreren Klassen 

oder Gruppen anfallen.

(2) 1Die Zuteilung der schulischen Pfl egekräfte zu 

den einzelnen Schulen erfolgt nach Maßgabe der im 

Staatshaushalt ausgebrachten Stellen und Mittel. 2Bei 

der Bemessung der Pfl egestunden je Schule sind die 

Stundentafeln zu berücksichtigen; Schulen, die einen 

erheblichen Anteil von Schülerinnen und Schülern 

oder Kindern haben, die für alle Verrichtungen des 

täglichen Lebens auf fremde Hilfe angewiesen sind, 

sollen einen erhöhten Anteil an Pfl egestunden erhal-

ten.

(3) 1Neben den schulischen Pfl egekräften können 

auch Pfl ege- und Betreuungskräfte, die nicht nach 

schulrechtlichen Bestimmungen bereitgestellt oder 

bezahlt werden, zur Betreuung von Kindern und 

Schülerinnen und Schülern in der Schule eingesetzt 

werden. 2Der Einsatz dieser Kräfte in der Schule be-

darf der Genehmigung der Schulleiterin oder des 

Schulleiters, bei privaten Schulen auch des Schulträ-

gers.

§ 41

Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit 

nichtdeutscher Muttersprache

(Art. 37a BayEUG)

(1) 1Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher 

Muttersprache werden nur dann an einer Volksschu-

le zur sonderpädagogischen Förderung unterrichtet, 

wenn sie einen sonderpädagogischen Förderbedarf im 

Sinne des § 14 Abs. 1 Sätze 1 und 2 haben. 2Mangeln-

de Kenntnisse der deutschen Sprache allein sind kein 

Grund für die Aufnahme oder Überweisung an eine 

Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung. 

(2) Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf und nichtdeutscher Mutter-

sprache können Maßnahmen nach § 35 VSO auch an 

der Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

angeboten werden; die Entscheidung trifft jeweils die 

Schulleiterin oder der Schulleiter unter Beachtung 

der verfügbaren personellen Möglichkeiten.

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Schülerinnen und 

Schüler, die die Deutsche Gebärdensprache als Mut-

tersprache verwenden.

§ 42

Teilnahme

(vgl. Art. 56 BayEUG)

§ 36 VSO über die Teilnahme am Unterricht und 

sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen gilt 

entsprechend.

§ 43

Freiwilliger Besuch der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung

(Art. 41 Abs. 5 BayEUG)

(1) 1Die Entscheidung über den freiwilligen Schul-

besuch nach Art. 41 Abs. 5 BayEUG trifft die Schul-

leiterin oder der Schulleiter unter Berücksichtigung 

des sonderpädagogischen Förderbedarfs und der für 

die Schülerin oder den Schüler möglichen weiteren, 

insbesondere berufl ichen Ausbildungswege. 2Bei pri-

vaten Schulen entscheidet der Schulträger oder in 

seinem Auftrag die Schulleiterin oder der Schullei-

ter. 

(2) Konnte eine Schülerin oder ein Schüler wäh-

rend ihrer bzw. seiner bisherigen Schulzeit mehrfach 

für längere Zeit krankheitsbedingt den Unterricht 

nicht besuchen und konnte auch kein Kranken-

haus- oder Hausunterricht gewährt werden, kann 

die Schulleiterin oder der Schulleiter im Einzelfall im 

Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten fest-

stellen, dass höchstens ein Schuljahr nicht als Schul-

besuchsjahr im Rahmen der Vollzeitschulpfl icht gilt.

§ 44

Beaufsichtigung 

(1) 1Zum Umfang der Aufsichtspfl icht gelten 

§ 37 Abs. 1 Sätze 1, 2 und 4 1. Halbsatz VSO entspre-

chend. 2Darüber hinaus werden Schülerinnen und 

Schüler der Grundschulstufe bei Bedarf eine halbe 

Stunde vor dem regelmäßigen Unterrichtsbeginn be-

aufsichtigt. 3Während sonstiger Zeiten, in denen sich 

Schülerinnen und Schüler berechtigt im Schulgebäu-

de aufhalten, hat die Schule für eine angemessene 

Beaufsichtigung zu sorgen, sofern keine anderwei-

tige Beaufsichtigung besteht. 



502 KWMBl Nr. 23/2008

(2) 1Der Umfang der Aufsichtspfl icht richtet sich 

nach der geistigen und charakterlichen Reife der zu 

beaufsichtigenden Schülerinnen und Schüler; die Er-

ziehung zur Selbstständigkeit ist angemessen zu be-

rücksichtigen. 2§ 37 Abs. 2 Sätze 2 und 3 VSO gelten 

entsprechend.

§ 45

Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen

§ 38 VSO gilt entsprechend.

§ 46

Stundentafeln und Stundenpläne

(1) 1Für die Volksschulen zur sonderpädago-

gischen Förderung gelten die als Anlagen angefügten 

Stundentafeln einschließlich der Bestimmungen zu 

den Stundentafeln. 2Das Staatsministerium kann bei 

Vorliegen besonderer Umstände Abweichungen von 

der Stundentafel für die Dauer eines Schuljahres vor-

nehmen. 3Um einzelne Klassen in einem Fach oder 

in mehreren Fächern besonders zu fördern, kann die 

Schule zeitlich begrenzt von der Stundentafel abwei-

chen. 4Die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz im 

Benehmen mit dem Elternbeirat; dabei ist auf die Be-

lange der Schülerbeförderung Rücksicht zu nehmen.

(2) Der Klassenstundenplan ist den Schülerinnen 

und Schülern zur Unterrichtung der Erziehungsbe-

rechtigten bekannt zu geben.

(3) Änderungen des Klassenstundenplanes be-

dürfen der Zustimmung der Schulleiterin oder des 

Schulleiters und sind den Schülerinnen und Schülern 

bekannt zu geben.

§ 47

Unterrichtszeit

1§ 40 VSO gilt entsprechend mit der Maßgabe, 

dass im Rahmen der Gesamtunterrichtszeit Abwei-

chungen von § 40 Abs. 2 Satz 1 VSO vorgenommen 

werden können. 2Zuständige Schulaufsichtsbehörde 

im Sinne des § 40 Abs. 3 Satz 2 VSO ist die Regie-

rung. 

§ 48

Religiöse Erziehung, Religionsunterricht

§ 41 VSO gilt entsprechend.

Teil 5

Hausaufgaben, Probearbeiten, 
Vorrücken und Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt 1

Hausaufgaben und Probearbeiten
(vgl. Art. 52 BayEUG)

§ 49

Hausaufgaben

§ 42 VSO gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass 

bei der Bemessung des Umfanges der Hausaufgaben 

auch die individuelle Leistungsfähigkeit der einzel-

nen Schülerin oder des einzelnen Schülers zu be-

rücksichtigen ist.

§ 50

Probearbeiten

(1) § 43 Abs. 1 VSO gilt entsprechend.

(2) 1Schriftliche Leistungsnachweise werden 

durch Probearbeiten erbracht. 2Sie müssen angekün-

digt werden, wenn größere Lernabschnitte bearbeitet 

werden sollen. 3An einem Tag darf nur eine Probear-

beit, in der Woche sollen nicht mehr als zwei Probe-

arbeiten abgehalten werden. 4§ 43 Abs. 2 Satz 5 VSO 

gilt entsprechend.

(3) 1In den Jahrgangsstufen 1 und 1 A werden 

keine Probearbeiten geschrieben. 2§ 43 Abs. 3 Satz 2 

VSO gilt entsprechend.

(4) 1§ 43 Abs. 4 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass bewertete Probearbeiten auf Antrag 

der Erziehungsberechtigten mit nach Hause zu ge-

ben sind. 2Die Probearbeiten der Schülerinnen und 

Schüler der Jahrgangsstufen 9 und 10 sind zwei 

Schuljahre aufzubewahren.

(5) Bei Unterrichtung nach den Lehrplänen für 

den Förderschwerpunkt geistige Entwicklung  sollen 

an Stelle von Probearbeiten im Unterricht individu-

elle Entwicklungs- und Leistungsfeststellungen ge-

troffen werden.

§ 51

Bewertung der Leistungen

(Art. 52 BayEUG)

(1) 1Auf eine Bewertung durch Noten kann aus 

sonderpädagogischen Gründen ganz oder zeitweilig 

verzichtet werden; die Erziehungsberechtigten sind 

vorher anzuhören. 2Im Förderschwerpunkt geistige 

Entwicklung fi ndet keine Bewertung durch Noten 

statt.

(2) § 44 Abs. 4 bis 6 VSO gelten entsprechend.
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§ 52 

Nachteilsausgleich

1Bei Leistungsnachweisen sowie bei Abschlussprü-

fungen können die besonderen Belange des sonder-

pädagogischen Förderbedarfs die Zulassung spezi-

eller Hilfen oder die Stellung von Alternativaufgaben, 

die förderschwerpunktspezifi sch ausgewählt und im 

Anforderungsniveau gleichwertig zu den regulären 

Aufgaben sind, erforderlich machen. 2Sofern ein be-

sonders ausgewiesener sonderpädagogischer För-

derbedarf dadurch nicht ausgeglichen werden kann, 

ist eine Verlängerung der vorgesehenen Arbeitszeit 

um bis zu 50 v. H. möglich. 3Nachteilsausgleich nach 

den Sätzen 1 und 2 kann auch bei Schülerinnen und 

Schülern mit einer erheblichen, vorübergehenden 

Beeinträchtigung der Motorik gewährt werden. 4Die 

Entscheidung über die Verlängerung und die Zulas-

sung erforderlicher spezieller Hilfen trifft die Klas-

senleiterin oder der Klassenleiter bzw. die für die Prü-

fung eingesetzte Kommission. 5Bei Schülerinnen und 

Schülern mit zusätzlichem Förderbedarf kann der 

entsprechende Mobile Sonderpädagogische Dienst 

beigezogen werden.

Abschnitt 2

Vorrücken und Wiederholen

§ 53

Vorrücken und Wiederholen

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu-
fen 1, 1 A und 2, die nach einem Lehrplan unterrichtet 
wurden, der dem Anforderungsniveau des Lehrplans 
der Grundschule entspricht, rücken ohne besonde-
re Entscheidung vor. 2Ergeben sich aus dem Bericht 
nach § 56 Abs. 1 Zweifel, ob die Schülerin oder der 
Schüler dem Unterricht in der nächsten Jahrgangsstu-
fe folgen kann, entscheidet die Klassenleiterin oder 
der Klassenleiter im Benehmen mit den in der Klasse 
unterrichtenden Lehrkräfte einschließlich der Heil-
pädagogischen Förderlehrerinnen und Förderlehrer 
und sonstigen Mitarbeiter für heilpädagogische Un-
terrichtshilfe und mit Zustimmung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters.

(2) § 46 Abs. 2 VSO gilt entsprechend vorbehalt-
lich der nachfolgenden Regelungen.

(3) Für Schülerinnen und Schüler, die in allen Fä-
chern nach einem Lehrplan unterrichtet werden, der 
dem Anforderungsniveau des Lehrplans der Grund- 
bzw. Hauptschule entspricht, gelten § 46 Abs. 3 und 
4 sowie § 47 VSO entsprechend.

(4) 1Eine Schülerin oder ein Schüler, die bzw. 
der auf der Grundlage der Lehrpläne für den För-
derschwerpunkt Lernen unterrichtet wird, rückt 
in den Jahrgangsstufen 3 bis 8 in die nächsthöhere 
Jahrgangsstufe entsprechend seinem allgemeinen 
Leistungsstand vor, der sich aus den Noten des Jah-
reszeugnisses ergibt. 2Die Entscheidung, dass eine 
Schülerin oder ein Schüler eine Jahrgangsstufe zu 
wiederholen hat, ist im Jahreszeugnis zu begründen.

 
(5) 1Eine Schülerin oder ein Schüler, die bzw. der 

auf der Grundlage der Lehrpläne für den Förder-

schwerpunkt geistige Entwicklung unterrichtet wird, 

soll grundsätzlich alle Jahrgangsstufen, insbesondere 

die Berufsschulstufe durchlaufen. 2Sie bzw. er wech-

selt in die nächsthöhere Jahrgangsstufe oder in die 

Berufsschulstufe auf Grund seines Entwicklungs-

standes über, der in einer allgemeinen Würdigung 

ihrer bzw. seiner Leistungen im Zeugnis Ausdruck 

fi ndet. 

(6) § 46 Abs. 5 VSO gilt entsprechend.

(7) 1§ 46 Abs. 6 und 8 Satz 2 VSO gelten entspre-

chend. 2Satz 1 gilt auch dann, wenn es sich bei den in 

§ 46 Abs. 6 Satz 5 VSO genannten Schulen um solche 

zur sonderpädagogischen Förderung handelt. 

(8) Über das Vorrücken entscheidet die Klassen-

leiterin oder der Klassenleiter im Benehmen mit den 

in der Klasse im betreffenden Fach unterrichtenden 

Lehrkräften einschließlich der Heilpädagogischen 

Förderlehrerinnen und Förderlehrer und dem son-

stigen Personal für heilpädagogische Unterrichtshil-

fe.

§ 54

Freiwilliges Wiederholen, Überspringen einer 

Jahrgangsstufe

§ 48 VSO gilt entsprechend; der sonderpädago-

gische Förderbedarf ist zu berücksichtigen.

Abschnitt 3

Schülerbogen, Schülerliste, Zeugnisse

(vgl. Art. 52 Abs. 3 BayEUG)

§ 55

Schülerbogen und Schülerliste

(1) 1§ 49 Abs. 1 Sätze 1, 4 und 5 VSO gelten ent-

sprechend. 2In den Schülerbogen werden die für 

den schulischen Bildungsweg wesentlichen Feststel-

lungen, Beobachtungen, bisher durchgeführten son-

derpädagogischen Fördermaßnahmen und Empfeh-

lungen aufgenommen.

(2) 1Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter er-

stellt im Benehmen mit den Lehrerinnen und Leh-

rern, den Heilpädagogischen Förderlehrerinnen und 

Förderlehrern, den Werkmeisterinnen und Werk-

meistern und dem sonstigen Personal für heilpäda-

gogische Unterrichtshilfe, die die Schülerin oder den 

Schüler unterrichten, sowie den in der Klasse tätigen 

Förderlehrerinnen und Förderlehrern im Schülerbo-

gen zum Ende eines jeden Schuljahres eine zusam-

menfassende Beurteilung, in der die Entwicklung 

und die Gesamtpersönlichkeit der Schülerin oder des 

Schülers dargestellt werden. 2Auf den sonderpädago-

gischen Förderbedarf der Schülerin oder des Schü-

lers und die Möglichkeit der Überweisung an eine 

Volksschule oder des Übertritts an andere Schulen ist 

einzugehen, in den drei letzten Schulbesuchsjahren 

auch auf die Entwicklung im Hinblick auf die Berufs-

fi ndung, außerdem auf die Gründe, wenn das Vorrü-

cken in die nächste Jahrgangsstufe versagt wird.
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(3) 1Der Schülerbogen (Original oder beglaubi-

gte Ablichtung), die Zeugnisdurchschriften und ein 

gegebenenfalls bereits  vorhandenes sonderpäda-

gogisches Gutachten nach § 27 Abs. 3 werden beim 

Schulwechsel an die aufnehmende Schule weiterge-

leitet. 2Beim Übertritt an die Berufsschule oder die 

Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung 

wird nur der Schülerbogen weitergeleitet; die Wei-

tergabe des sonderpädagogischen Gutachtens nach 

§ 27 Abs. 3 an die Berufsschule oder Berufsschule zur 

sonderpädagogischen Förderung bleibt der Schü-

lerin oder dem Schüler bzw. zusammen mit den Er-

ziehungsberechtigten bei nicht volljährigen Schüle-

rinnen und Schülern vorbehalten. 3Die übrigen Teile 

des Schüleraktes verbleiben mindestens zwanzig 

Jahre bei der zuletzt besuchten Schule. 4Bei einem 

Übertritt an eine Ergänzungsschule oder eine Schule 

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland verbleibt 

der Schülerbogen mindestens zwanzig Jahre bei der 

zuletzt besuchten Schule; die aufnehmende Schule 

erhält eine beglaubigte Abschrift.

(4) § 49 Abs. 3 VSO gilt entsprechend. 

§ 56

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) Die Zwischen- und Jahreszeugnisse der Jahr-

gangsstufen 1 und 1 A sowie das Zwischenzeugnis 

der Jahrgangsstufe 2 enthalten beschreibende Be-

wertungen des Sozial-, Lern- und Arbeitsverhaltens 

sowie zum Leistungsstand in den einzelnen Fächern. 

(2) 1In den Jahrgangsstufen 3 und 4 werden Zwi-

schenzeugnisse und Jahreszeugnisse ausgestellt, die 

beschreibende Bewertungen zum Sozial-, Lern- und 

Arbeitsverhalten, Noten in den Pfl ichtfächern sowie 

Bemerkungen gemäß Art. 52 Abs. 3 Satz 3 BayEUG 

enthalten; das Gleiche gilt für das Jahreszeugnis der 

Jahrgangsstufe 2, wenn die Erziehungsberechtigten 

bis zum 31. Oktober des Schuljahres einen schrift-

lichen Antrag auf Notengebung gestellt haben, an-

sonsten erfolgt auch zum Leistungsstand eine be-

schreibende Bewertung. 2Für die Zwischenzeugnisse 

und Jahreszeugnisse in den Jahrgangsstufen 5 bis 8 

gilt § 50 Abs. 2 VSO entsprechend; zusätzlich aufge-

nommen werden die Leistungen der Schülerin oder 

des Schülers im Förderunterricht. 3Ist eine Schülerin 

oder ein Schüler gemäß § 37 Abs. 2 in einem Fach 

oder Unterrichtsbereich einer höheren oder nied-

rigeren Jahrgangsstufe zugewiesen, so wird dies im 

Zeugnis vermerkt.

(3) 1Zwischenzeugnisse sowie Abschlusszeugnisse 

werden in den Jahrgangsstufen 9 und 10 in doppelter 

Fertigung ausgestellt. 2Abs. 2 Sätze 2 und 3 gelten 

entsprechend. 3Für Schülerinnen und Schüler im För-

derschwerpunkt geistige Entwicklung werden die 

Abschlusszeugnisse bei erfolgreichem Abschluss der 

Berufsschulstufe erteilt. 

(4) 1Für Schülerinnen und Schüler, die mit Erfüllung 

der Vollzeitschulpfl icht den erfolgreichen Abschluss 

der Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

nicht erreicht haben, gelten Abs. 2 Sätze 2 und 3 so-

wie § 50 Abs. 4 Satz 1 VSO entsprechend. 2Für Schü-

lerinnen und Schüler, die die Jahrgangsstufe 10 ohne 

Erfolg besucht haben, gelten Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie 

§ 50 Abs. 4 Satz 2 VSO entsprechend. 3Sätze 1 und 2 

gelten nicht für Schülerinnen und Schüler im Förder-

schwerpunkt geistige Entwicklung.

(5) 1Für das Übertrittszeugnis gilt § 29 Abs. 3 VSO 

entsprechend mit der Maßgabe, dass hinsichtlich des 

Sozial-, Lern- und Arbeitsverhaltens eine beschrei-

bende Bewertung nach Abs. 2 Satz 1 erfolgt. 2Für das 

Zeugnis über den qualifi zierenden Hauptschulab-

schluss gilt § 63.

(6) Schülerinnen und Schüler, die während des 

Schuljahres die Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung verlassen, erhalten ein Zwischenzeugnis, 

das als Abgangszeugnis zu kennzeichnen ist.

(7) 1Für Schülerinnen und Schüler, die auf der 

Grundlage eines Lehrplans unterrichtet werden, der 

dem Anforderungsniveau des Lehrplans der Haupt-

schule entspricht, geben die Zeugnisse nach ent-

sprechendem Antrag der Erziehungsberechtigten im 

vorletzten und letzten Schuljahr bei der amtlichen 

Schulbezeichnung als Schulart „Volksschule“ an. 
2Entsteht hierdurch eine zur örtlichen Volksschule 

gleichlautende Schulbezeichnung, ist eine Verwechs-

lungsgefahr durch den Zusatz eines Schulnamens 

auszuschließen, der nicht den Bestandteil „Volks-

schule“ enthalten darf. 3Bei privaten Schulen ist in 

der Schulbezeichnung entweder der private Schul-

träger zu benennen oder die Schule als „privat“ zu 

kennzeichnen. 

(8) 1Zwischenzeugnisse und Jahreszeugnisse für 

Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung erhalten an Stelle der Noten 

und Bewertungen eine allgemeine Würdigung der 

Leistungen in den verschiedenen Bereichen des Un-

terrichtes. 2Ferner ist eine Bemerkung über ihre bzw. 

seine personale und soziale Entwicklung in der Schu-

le sowie über ihr bzw. sein Lern- und Arbeitsverhalten 

aufzunehmen. 3Das Jahreszeugnis vor Eintritt in die 

Berufsschulstufe enthält folgenden Vermerk: „Sie/

Er hat die Hauptschulstufe erfolgreich abgeschlossen 

und wechselt in die Berufsschulstufe.“

(9) Bei der Entlassung als Ordnungsmaßnahme 

(Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 in Verbindung mit Abs. 4 

Satz 3 BayEUG) gilt § 50 Abs. 6 VSO entsprechend.

(10) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-

scher Muttersprache mit Unterricht im Fach Deutsch 

als Zweitsprache gilt § 50 Abs. 7 VSO entsprechend.  
2Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf im Förderschwerpunkt Hören, die das 

Fach Deutsche Gebärdensprache anstelle des Pfl icht-

faches Englisch besuchen, erhalten eine Note für das 

Fach Deutsche Gebärdensprache.

(11) Hinsichtlich der Jahres- und Abschlusszeug-

nisse gelten § 50 Abs. 8 und 9 VSO entsprechend; 

§ 50 Abs. 8 Satz 2 VSO gilt auch für die Jahrgangstu-

fe 1 A entsprechend.

(12) Die Zeugnisse müssen den vom Staatsmini-

sterium herausgegebenen Mustern entsprechen.

(13) 1Die beschreibenden Bewertungen nach Abs. 1 

und 2, die Würdigung nach Abs. 8 und die Zeugnisnoten 

werden von der Klassenleiterin oder dem Klassenleiter 

im Benehmen mit den in der Klasse im betreffenden 

Fach unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern ein-
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schließlich der Heilpädagogischen Förderlehrerinnen 

und Förderlehrer, Werkmeisterinnen und Werkmeister 

und dem sonstigen Personal für heilpädagogische Un-

terrichtshilfe festgesetzt. 2Die beschreibenden Bewer-

tungen nach Abs. 1 sowie die Zeugnisnoten werden 

auf Grund der Einzelnoten für schriftliche, mündliche 

und praktische Leistungsnachweise in pädagogischer 

Verantwortung festgesetzt. 3Hat die Schülerin oder der 

Schüler in einem Fach keine Leistungsnachweise er-

bracht, so erhält sie bzw. er anstelle einer Zeugnisnote 

eine Bemerkung. 4Für Schülerinnen und Schüler ohne 

sonderpädagogischen Förderbedarf ist der Vermerk 

nach § 30 Abs. 3 Satz 2 aufzunehmen.

(14) 1§ 50 Abs. 12, 14 und 15 VSO gelten entspre-

chend. 2§ 50 Abs. 15 Sätze 1 und 2 VSO gelten nicht 

für Jahreszeugnisse nach Abs. 4.

Teil 6

Abschlüsse

Abschnitt 1

Erfolgreicher Abschluss der Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung,
erfolgreicher Hauptschulabschluss

§ 57

 Erfolgreicher Abschluss der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler, die bzw. der 

nach dem Lehrplan für den Förderschwerpunkt Ler-

nen und nach dem Lehrplan zur Berufs- und Lebens-

orientierung unterrichtet wurde, hat die Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung mit Erfolg abge-

schlossen, wenn ihre oder seine in der Jahrgangsstu-

fe 9 erzielten Noten den Vorrückungsbestimmungen 

des § 53 Abs. 4 entsprechen.

(2) Für Schülerinnen und Schüler, die in der Jahr-

gangsstufe 9 nach einem Lehrplan unterrichtet wer-

den, der dem Anforderungsniveau des Lehrplans der 

Hauptschule entspricht, gilt § 51 VSO entsprechend; 

für Prüfung und Bestätigung des erfolgreichen 

Hauptschulabschlusses bei staatlich genehmigten 

Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung 

ist das Staatliche Schulamt zuständig.

(3) Bei einer Schülerin oder einem Schüler, die 

bzw. der auf der Grundlage der Lehrpläne für den 

Förderschwerpunkt geistige Entwicklung unter-

richtet wurde, stellt die Lehrerkonferenz den er-

folgreichen Abschluss fest, wenn sie oder er alle für 

Schulpfl ichtige mit einem besonderen Förderbedarf 

im Bereich der geistigen Entwicklung vorgesehenen 

Jahrgangsstufen sowie die Berufsschulstufe erfolg-

reich durchlaufen hat.

(4) 1Für die Voraussetzungen, unter denen eine 

dem erfolgreichen Hauptschulabschluss entspre-

chende Schulbildung erworben ist, gilt § 52 Abs. 1 

VSO. 2Dies gilt auch dann, wenn es sich bei den in 

§ 52 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 VSO genannten Schulen um 

solche zur sonderpädagogischen Förderung handelt; 

zusätzliche Anforderungen aufgrund der für die Be-

rufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung gel-

tenden Schulordnung bleiben unberührt. 3Eine dem 

erfolgreichen Hauptschulabschluss entsprechende 

Schulbildung erwirbt ferner, wer eine Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung, in der er oder 

sie auf der Grundlage der Lehrpläne für den Förder-

schwerpunkt Lernen unterrichtet wurde, und ein ein-

jähriges Vollzeitschuljahr an der Berufsschule oder 

Berufsfachschule, ausgenommen Ergänzungsschule, 

jeweils erfolgreich abgeschlossen hat; Leistungen im 

fachpraktischen Bereich bleiben insoweit unberück-

sichtigt. 4Eine dem erfolgreichen Hauptschulabschluss 

entsprechende Schulbildung erwirbt ferner, wer eine 

wöchentlich mindestens zweitägige Unterrichtung 

an der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung in Verbindung mit einer berufsvorbereitenden 

Maßnahme der Arbeitsverwaltung erfolgreich abge-

schlossen hat. 5Das einjährige Vollzeitschuljahr nach 

Satz 3 kann auch an einer Berufsschule zur sonder-

pädagogischen Förderung abgeleistet worden sein; 

Satz 2 2. Halbsatz gilt entsprechend. 

 

§ 58

Nachträglicher Erwerb des erfolgreichen Haupt-

schulabschlusses

(1) 1Der erfolgreiche Hauptschulabschluss kann 

nachträglich durch eine Leistungsfeststellung an ei-

ner Volksschule zur sonderpädagogischen Förderung 

erworben werden, die eine der Hauptschule gleich-

wertige Bildung vermittelt und eine Jahrgangsstufe 

9 führt. 2Zur Leistungsfeststellung an der Volksschu-

le zur sonderpädagogischen Förderung werden nur 

Bewerberinnen und Bewerber mit sonderpädago-

gischem Förderbedarf zugelassen, die die Vollzeit-

schulpfl icht erfüllt haben und eine Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung nach Art. 41 Abs. 5 

BayEUG besuchen oder zuletzt besucht haben. 

(2) Für die Leistungsfeststellung gilt § 53 Abs. 2 

VSO entsprechend, mit der Maßgabe, dass das Wahl-

recht nach § 53 Abs. 2 Satz 1 VSO auch das Fach 

Deutsche Gebärdensprache einschließt.

(3) 1Für die Leistungsfeststellung gilt § 53 Abs. 3 

VSO entsprechend. 2Im Fach Deutsche Gebärden-

sprache werden schriftlich/praktische und mündlich/

kommunikative Leistungsnachweise verlangt. 

(4) § 53 Abs. 5 und 6 VSO gelten entsprechend.

(5) 1Der erfolgreiche Hauptschulabschluss ist auch 

nachgewiesen, wenn in der besonderen Leistungs-

feststellung nach §§ 60, 61 die Gesamtdurchschnitts-

note entsprechend § 53 Abs. 7 Satz 1 VSO erzielt 

wurde. 2§ 53 Abs. 7 Satz 2 VSO gilt entsprechend.

§ 59

 Sonderregelungen für den Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung 

Die §§ 53, 56 bis 58 fi nden für Schülerinnen und 

Schüler im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 

nur insoweit Anwendung, als dort für diese Schüle-

rinnen und Schüler besondere Regelungen getroffen 

sind.
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Abschnitt 2

Qualifi zierender Hauptschulabschluss

§ 60

Besondere Leistungsfeststellung

Schülerinnen und Schüler, die in der Jahrgangs-

stufe 9 einer Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung auf der Grundlage eines Lehrplans un-

terrichtet werden, der dem Anforderungsniveau des 

Lehrplans der Hauptschule entspricht, sind, können 

sich zum Erwerb des qualifi zierenden Hauptschul-

abschlusses einer besonderen Leistungsfeststellung 

unterziehen.

§ 61

Fächer, Form, Aufgabenstellung, 

Inhalt und Durchführung

(1) § 54 Abs. 1 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass das Wahlrecht nach Nr. 4 nicht das 

Fach Buchführung, jedoch die Fächer Rhythmisch-

musikalische Erziehung und Musik/Chor/Instrumen-

talunterricht umfasst.

(2) Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Förder-

schwerpunkt Hören können an Stelle des Faches 

Englisch das Fach Deutsche Gebärdensprache wäh-

len, wenn sie das Fach Deutsche Gebärdensprache  

besucht haben. 

(3) § 54 Abs. 2 VSO gilt entsprechend.

(4) 1§ 54 Abs. 3 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass Nr. 3 auch die Fächer Rhythmisch-

musikalische Erziehung und Musik/Chor/Instru-

mentalunterricht umfasst. 2In den Fächern Rhyth-

misch-musikalische Erziehung und Musik/Chor/

Instrumentalunterricht werden auch mündliche 

Leistungen verlangt; in den Fächern Gewerblich-

technischer Bereich und Kommunikationstechnischer 

Bereich können mündliche Fragen gestellt werden. 
3Im Fach Deutsche Gebärdensprache besteht die be-

sondere Leistungsfeststellung aus einem schriftlich/

praktischen und einem mündlich/kommunikativen 

Teil. 4Die mündlichen Fragen nach Satz 2 sowie nach 

§ 54 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 VSO können für 

Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt Hö-

ren auch schriftlich gestellt und beantwortet werden.

(5) § 54 Abs. 4 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass Satz 1 auch die Fächer Rhythmisch-

musikalische Erziehung, Musik/Chor/Instrumental-

unterricht und Deutsche Gebärdensprache umfasst.

(6) § 54 Abs. 5 und 6 VSO gelten entsprechend.

(7) 1§ 54 Abs. 7 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass Nr. 8 auch die Fächer Rhythmisch-

musikalische Erziehung und Musik/Chor/Instru-

mentalunterricht umfasst. 2Im Fach Deutsche Ge-

bärdensprache beträgt die Arbeitszeit im schriftlich/

praktischen Teil 30 Minuten, im mündlich/kommuni-

kativen Teil 15 Minuten. 3Die Dauer der zusätzlichen 

mündlichen Prüfung im Förderschwerpunkt Hören 

beträgt bis zu 15 Minuten.

(8) § 54 Abs. 8 VSO gilt entsprechend mit der 

Maßgabe, dass auch der mündlich/kommunikative 

Teil der Leistungsfeststellung im Fach Deutsche Ge-

bärdensprache umfasst ist.

§ 62

Feststellungskommission, Jahresfortgangsnoten, 

Bewertung der Leistungen, qualifi zierender 

Hauptschulabschluss

(1) §§ 55 und 56 VSO gelten entsprechend.

(2) Bei der Gesamtbewertung ist die Jahres-

fortgangsnote im Fach Deutsche Gebärdenspra-

che doppelt zu zählen; die Noten im schriftlich/

praktischen und im mündlich/kommunikativen Teil 

der besonderen Leistungsfeststellung im Fach Deut-

sche Gebärdensprache werden je einfach gewichtet.

§ 63

Zeugnis über den qualifi zierenden 

Hauptschulabschluss

§ 57 VSO gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass 

die Gesamtnote im Fach Deutsche Gebärdensprache 

aus der doppelt gewichteten Jahresfortgangsnote 

und den einfach gewichteten Noten des schriftlich/

praktischen Teils und des mündlich/kommunikativen 

Teils der besonderen Leistungsfeststellung gebildet 

wird.

§ 64

Nachholung des qualifi zierenden 

Hauptschulabschlusses

§ 58 VSO gilt entsprechend.

§ 65

Teilnahme anderer Bewerberinnen und Bewerber, 

Gleichwertigkeitsanerkennung 

(1) 1An der besonderen Leistungsfeststellung 

können auch Bewerberinnen und Bewerber mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf teilnehmen, 

die nicht Schülerin oder Schüler einer öffentlichen 

oder staatlich anerkannten Volksschule zur sonder-

pädagogischen Förderung sind; dies gilt nicht für 

Schülerinnen und Schüler der Volksschule. 2Schüle-

rinnen oder Schüler einer anderen Schule als einer 

öffentlichen oder staatlich anerkannten Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung müssen sich je-

doch mindestens in der Jahrgangsstufe 9 befi nden. 
3Für Bewerberinnen und Bewerber, die nicht Schüle-

rinnen oder Schüler sind, hat die Feststellungskom-

mission zu entscheiden, ob ein sonderpädagogischer 

Förderbedarf besteht.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen 

den Antrag unter Angabe der von ihnen gewählten 

Fächer bis zum 1. März an der öffentlichen Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung mit 

Hauptschulstufe stellen, in deren Sprengel sie ihren 
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gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder an einer staat-

lich anerkannten privaten Volksschule zur sonderpä-

dagogischen Förderung; § 59 Abs. 2 Satz 2 VSO gilt 

entsprechend. 2In Betracht kommen nur Schulen, die 

in der Hauptschulstufe auf der Grundlage des Lehr-

plans für die Hauptschule unterrichten. 3Für die Wahl 

der Fächer gilt § 59 Abs. 2 Satz 1 VSO in Verbindung 

mit § 61 entsprechend.

(3) § 59 Abs. 5 VSO gilt entsprechend einschließ-

lich der entsprechenden Schulen zur sonderpädago-

gischen Förderung. 

(4) § 59 Abs. 6 Satz 1 1. Halbsatz und Satz 2 VSO 

gelten entsprechend für die Schülerinnen und Schüler 

der genannten Schularten oder der entsprechenden 

Schulen zur sonderpädagogischen Förderung; Abs. 2 

gilt entsprechend. 

(5) § 59 Abs. 3, 7 und 8 VSO gelten entsprechend.

Abschnitt 3

Mittlerer Schulabschluss der Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung

§ 66

Abschlussprüfung: Fächer, Form, Aufgabenstellung, 

Inhalt und Durchführung

(1) § 60 VSO gilt entsprechend.

(2) Die Abschlussprüfung im Fach Englisch wird 

auf Antrag bei Schülerinnen und Schülern, die die 

Deutsche Gebärdensprache verwenden, durch eine 

Prüfung im Fach Deutsche Gebärdensprache ersetzt, 

wenn der Antrag bei der Aufnahme in die Jahrgangs-

stufe 10 gestellt und genehmigt worden ist. 

(3) Im Fach Deutsche Gebärdensprache be-

steht die Abschlussprüfung aus einer schriftlich/

praktischen und einer mündlich/kommunikativen 

Prüfung; die Arbeitszeit beträgt für die schriftlich/

praktische Prüfung 45 Minuten und für die münd-

lich/kommunikative Prüfung 15 Minuten; in der 

mündlich/kommunikativen Prüfung können mehrere 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer zusammengefasst 

werden. 

§ 67

Prüfungsausschuss

§ 61 VSO gilt entsprechend.

§ 68

Jahresfortgangsnoten, Bewertung der Leistungen, 

freiwillige mündliche Prüfung, Festsetzung 

der Noten und des Prüfungsergebnisses, 

Notenausgleich

(1) § 62 VSO gilt entsprechend. 

(2) 1Im Fach Deutsche Gebärdensprache wird 

die schriftlich/praktische Leistung im Verhältnis zur 

mündlich/kommunikativen Prüfung wie 2 : 1 gewich-

tet. 2Soweit sich die mündliche Prüfung nach § 62 

Abs. 4 VSO auf das Fach Deutsche Gebärdensprache 

erstreckt, ist die mündliche Prüfung als mündlich/

kommunikative Prüfung zu gestalten.

§ 69 

Nachholung und Wiederholung 

§ 63 VSO gilt entsprechend.

§ 70

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber

(1) 1An der Abschlussprüfung können auch Be-

werberinnen oder Bewerber mit sonderpädago-

gischem Förderbedarf teilnehmen, die nicht Schüle-

rinnen oder Schüler einer öffentlichen oder staatlich 

anerkannten Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung sind; dies gilt nicht für Schülerinnen oder 

Schüler der Volksschule. 2Schülerinnen oder Schü-

ler einer anderen Schule als einer öffentlichen oder 

staatlich anerkannten Volksschule zur sonderpädago-

gischen Förderung müssen sich jedoch mindestens in 

der Jahrgangsstufe 10 befi nden. 3Für Bewerberinnen 

oder Bewerber, die nicht Schülerinnen oder Schüler 

sind, hat der Prüfungsausschuss zu entscheiden, ob 

ein sonderpädagogischer Förderbedarf besteht.

(2) 1Die Bewerberinnen oder Bewerber müssen 

den Antrag unter Angabe des von ihnen gewählten 

Wahlpfl ichtfachs bis zum 1. März an der Volksschu-

le zur sonderpädagogischen Förderung mit Haupt-

schulstufe stellen, in deren Einzugsbereich sie ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. 2In Betracht kom-

men nur Schulen, die in der Hauptschulstufe nach 

Lehrplänen unterrichten, die dem Anforderungsni-

veau des Lehrplans der Hauptschule entsprechen. 
3§ 64 Abs. 2 Satz 2 VSO gilt entsprechend.

(3) 1Gegenstand der Abschlussprüfung sind 

die Prüfungsfächer nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 VSO, 

ferner die Fächer Arbeit/Wirtschaft/Technik, Ge-

schichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Che-

mie/Biologie sowie nach Wahl der Bewerberin 

oder des Bewerbers eines der Wahlpfl ichtfächer 

oder Wahlfächer, soweit sie an den betreffenden 

Schulen angeboten werden; § 60 Abs. 2 VSO und 

§ 66 Abs. 2 gelten entsprechend. 2Die Durchführung  

der Abschlussprüfung in den Fächern nach § 60 Abs. 1 

Nr. 1 VSO, im Fach Arbeit/Wirtschaft/Technik und 

in den Wahlpfl ichtfächern richtet sich nach § 66. 3Für 

die Abschlussprüfung in den Wahlfächern gelten § 61 

Abs. 4 und 7 entsprechend. 4§ 64 Abs. 3 Sätze 4 und 5 

VSO gelten entsprechend.

(4) § 62 Abs. 9 und 10 VSO sowie § 64 Abs. 5 Sätze 

1 und 2 VSO gelten entsprechend. 
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Abschnitt 4

Qualifi zierter berufl icher Bildungsabschluss

§ 71

Zuerkennung des qualifi zierten berufl ichen 

Bildungsabschlusses

(vgl. Art. 7 Abs. 8 BayEUG)

(1) Für die Zuerkennung des qualifi zierten be-

rufl ichen Bildungsabschlusses durch die Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung gilt 

§ 65 Abs. 1 VSO entsprechend.

(2) Die geforderten Englischkenntnisse werden 

nachgewiesen 

1. durch die Note „befriedigend“ in diesem Fach 

im Abschlusszeugnis einer Hauptschule oder ei-

ner Hauptschulstufe einer Volksschule zur son-

derpädagogischen Förderung, soweit sie auf der 

Grundlage oder nach dem Anforderungsniveau 

des Lehrplans für die Hauptschule unterrichtet 

(erfolgreicher oder qualifi zierender Hauptschul-

abschluss) oder 

2. entsprechend § 65 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 VSO ein-

schließlich der entsprechenden Schulen zur son-

derpädagogischen Förderung. 

(3) § 65 Abs. 3 VSO gilt entsprechend.

Teil 7

Vorschulische Förderung

Abschnitt 1

Förderformen und Fördervoraussetzungen

§ 72

Förderformen und Fördervoraussetzungen

(1) Mobile Sonderpädagogische Hilfe und Schul-

vorbereitende Einrichtung gewähren im Rahmen 

von Art. 19 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 a) BayEUG eine 

präventive Förderung, die Entwicklungsverzöge-

rungen verhindern oder mindern sowie weiter-

gehende Auswirkungen des sonderpädagogischen 

Förderbedarfs vermeiden soll.

(2) Eine Förderung durch die Mobile Sonderpäda-

gogische Hilfe oder die Schulvorbereitende Einrich-

tung setzt voraus, dass dem sonderpädagogischen 

Förderbedarf an anderen Einrichtungen nicht oder 

nicht ausreichend entsprochen werden kann.

(3) 1Die vorschulische Förderung ist ein Angebot. 
2Eine Verpfl ichtung und ein Anspruch, an den För-

dermaßnahmen teilzunehmen, bestehen nicht.

Abschnitt 2

Mobile Sonderpädagogische Hilfe
(Art. 22 Abs. 2 BayEUG)

§ 73

Aufgaben und Ziele der Förderung

(1) 1Aufgabe der Mobilen Sonderpädagogischen 

Hilfe ist es, die Entwicklung der Kinder mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf zu diagnostizieren, die 

Kinder zu fördern, die Erziehungsberechtigten sowie 

gegebenenfalls die Erzieherinnen und Erzieher zum 

Zweck der Förderung und der Koordinierung der För-

dermaßnahmen zu beraten sowie das Kindergarten-

personal entsprechend fortzubilden. 2Die Mobile Son-

derpädagogische Hilfe soll eine künftige erfolgreiche 

Teilnahme am schulischen Unterricht erleichtern und 

dazu beitragen, dass eine sonderpädagogische För-

derung in der Schule entfällt, in geringerem Umfang 

notwendig wird oder bessere Erfolge bringen kann. 

(2) Grundlage der Maßnahmen der Mobilen Son-

derpädagogischen Hilfe ist ein Förderplan.

§ 74

Förderorte

(1) Bei Kindern, die keine Kindertagesstätte und 

keine andere fördernde Einrichtung besuchen, un-

terstützt und berät die Mobile Sonderpädagogische 

Hilfe in der Familie.

(2) Soweit Kinder eine Kindertagesstätte besu-

chen, wird die Mobile Sonderpädagogische Hilfe 

– vorbehaltlich des Absatzes 3 – in der Regel in der 

Kindertagesstätte gewährt.

(3) Wird einem behinderten oder von Behinde-

rung bedrohten Kind in einer Frühförderstelle, ei-

ner sozialpädiatrischen Einrichtung oder einer ver-

gleichbaren Einrichtung Förderung gewährt, ist die 

Mobile Sonderpädagogische Hilfe dort zu leisten, es 

sei denn, diese Stelle bestimmt selbst einen anderen 

Förderort.

§ 75

Organisation der Mobilen 

Sonderpädagogischen Hilfe

(1) Die Mobile Sonderpädagogische Hilfe ist eine 

Aufgabe der fachlich entsprechenden Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung.

(2) 1In der Mobilen Sonderpädagogischen Hilfe 

können nur Sonderschullehrerinnen und Sonder-

schullehrer, Heilpädagogische Förderlehrerinnen 

und Förderlehrer oder sonstiges Personal zur heilpä-

dagogischen Unterrichtshilfe tätig werden, die an der 

Förderschule beschäftigt sind. 2Auch soweit Mobile 

Sonderpädagogische Hilfe im Rahmen der Frühför-

derung geleistet wird, unterstehen die dabei tätigen 

Bediensteten nach Satz 1 ungeachtet der Verpfl ich-

tung zur Mitwirkung an der interdisziplinären Aufga-
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ziehungsberechtigten über weitere Fördermöglich-

keiten. 2Ziel der Förderung ist es, die Kinder auf die 

schulischen Anforderungen vorzubereiten und eine 

Grundlage für eine erfolgreiche sonderpädagogische 

Förderung in der Schule zu schaffen.

§ 79

Organisation der Schulvorbereitenden 

Einrichtungen 

(1) 1Die Schulvorbereitende Einrichtung führt kei-

ne von der Schulbezeichnung abweichende Bezeich-

nung. 2Die Leiterin oder der Leiter der Volksschule 

zur sonderpädagogischen Förderung leitet auch die 

Schulvorbereitende Einrichtung; sie bzw. er kann die 

die Schulvorbereitende Einrichtung betreffenden Auf-

gaben auch einer Konrektorin oder einem Konrektor 

übertragen. 3Die in der Schulvorbereitenden Einrich-

tung tätigen Sonderschullehrerinnen und Sonder-

schullehrer, Heilpädagogischen Förderlehrerinnen 

und Förderlehrer, das sonstige Personal für heilpäda-

gogische Unterrichtshilfe, Pfl egekräfte sowie sonstige 

Fachpersonen sind Personal der Förderschule.

(2) 1Die Errichtung oder Aufl ösung einer öffent-

lichen Schulvorbereitenden Einrichtung an einer 

öffentlichen Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung erfolgt durch Änderung der Rechtsver-

ordnung über die Errichtung der staatlichen Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung nach 

Art. 26 Abs. 1 BayEUG bzw. durch Änderung der 

Satzung über die Errichtung der kommunalen Volks-

schule zur sonderpädagogischen Förderung nach 

Art. 27 Abs. 2 Satz 1 BayEUG. 2Bei der Errichtung ist 

auch die Zahl der Gruppen anzugeben.

(3) Die Errichtung oder Aufl ösung einer Schulvor-

bereitenden Einrichtung in privater Trägerschaft ist 

eine wesentliche Änderung in den Voraussetzungen 

für die Genehmigung der privaten Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung nach Art. 99 Satz 1 

BayEUG. 

(4) 1Eine Schulvorbereitende Einrichtung in pri-

vater Trägerschaft kann auch Bestandteil einer öf-

fentlichen Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung sein. 2In diesem Fall bedarf die Errichtung 

der Schulvorbereitenden Einrichtung der Genehmi-

gung nach Art. 92 Abs. 1 BayEUG. 3Der private Trä-

ger kann abweichend von Abs. 1 Satz 2 eine in der 

Schulvorbereitenden Einrichtung tätige Unterwei-

sungskraft als Sprecherin der Einrichtung benennen; 

diese kann die Belange der Schulvorbereitenden Ein-

richtung in der Schulleitung vertreten. 4Sätze 2 und 3 

gelten entsprechend, wenn der Träger der privaten 

Schulvorbereitenden Einrichtung und der Träger der 

privaten Volksschule zur sonderpädagogischen För-

derung, dessen Bestandteil die Schulvorbereitende 

Einrichtung ist, nicht identisch sind.

(5) 1Die Errichtung oder Genehmigung einer 

neuen Schulvorbereitenden Einrichtung darf nur 

erfolgen, soweit die sächlichen und personellen Vo-

raussetzungen für den Betrieb der Einrichtung zur 

Verfügung stehen. 2Dem Antrag auf Genehmigung 

soll ein fachliches Konzept beigefügt werden, in dem 

die Ziele der sonderpädagogischen Förderung darge-

legt sind.

be Frühförderung der Weisungsbefugnis des Schul-

leiters.

(3) 1Die Förderschulen können Mobile Sonder-

pädagogische Hilfe nur in dem Umfang leisten, als 

ihnen hierfür im Rahmen der Klassenbildung Förder-

stunden beziehungsweise Lehrpersonal zugewiesen 

wurden. 2Für den Umfang des in Frühförderstellen 

einzusetzenden pädagogischen Lehrpersonals der 

Förderschulen kann das Staatsministerium Richtli-

nien erlassen.

(4) Die in der Mobilen Sonderpädagogischen Hilfe 

tätigen Lehrpersonen sollen nach Möglichkeit dane-

ben auch im Unterricht oder in der Schulvorbereiten-

den Einrichtung eingesetzt werden.

(5) Die Mobile Sonderpadagogische Hilfe erfolgt 

kostenfrei.

§ 76

Abstimmungspfl ichten

(1) 1Der Einsatz der Mobilen Sonderpädago-

gischen Hilfe ist mit den Erziehungsberechtigten ab-

zustimmen. 2Wird die Mobile Sonderpädagogische 

Hilfe in der Kindertagesstätte geleistet, ist zusätzlich 

die Zustimmung der Leitung der Kindertagesstätte 

erforderlich.

(2) 1Beim Einsatz der Mobilen Sonderpädago-

gischen Hilfe soll die Förderschule mit der jeweiligen 

Frühförderstelle zusammenarbeiten. 2Soweit Kinder 

eine Förderung durch die Mobile Sonderpädago-

gische Hilfe nicht in der Frühförderstelle erhalten 

sollen, unterrichtet die Förderschule die zuständige 

Frühförderstelle hierüber, sofern die Erziehungsbe-

rechtigten dem zustimmen.

Abschnitt 3

Schulvorbereitende Einrichtungen

(Art. 22 Abs. 1 BayEUG)

§ 77

Personenkreis

Schulvorbereitende Einrichtungen besuchen Kin-

der in den letzten drei Jahren vor dem regelmäßigen 

Beginn der Schulpfl icht, wenn sie einer nachhaltigen 

sonderpädagogischen Förderung bedürfen und ih-

rem sonderpädagogischen Förderbedarf in anderen 

Einrichtungen, etwa in Kindertagesstätten oder in in-

tegrativen Kindertagesstätten, oder durch die Früh-

förderung oder die Mobile Sonderpädagogische Hil-

fe nicht oder nicht ausreichend entsprochen werden 

kann.

§ 78

Aufgaben und Ziele der Förderung

1Schulvorbereitende Einrichtungen fördern Kinder 

mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Hinblick 

auf den künftigen Schulbesuch und beraten die Er-
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§ 82

Grundsätze des Betriebs

(1) Die Förderung der Kinder einer Schulvorbe-

reitenden Einrichtung erfolgt in Gruppen; die Zuord-

nung der Kinder zu einzelnen Gruppen liegt in der 

pädagogischen Verantwortung der Einrichtung.

(2) 1Für jedes Kind werden die Ziele der Förde-

rung in einem Förderplan entsprechend § 31 Abs. 1 

Satz 2 festgehalten, der regelmäßig fortgeschrieben 

werden soll. 2Der Förderplan enthält in dem Jahr vor 

dem regelmäßigen Beginn der Schulpfl icht Aussa-

gen zum nach Art. 41 Abs. 1 BayEUG voraussichtlich 

möglichen schulischen Förderort. 3Der Förderplan 

soll mit den Erziehungsberechtigten erörtert werden; 

sie sind über die Voraussetzungen einer Beschulung 

an der allgemeinen Schule zu informieren.

(3) 1Die Gruppenleitung obliegt den Heilpädago-

gischen Förderlehrerinnen und Förderlehrern oder 

dem sonstigen Personal für heilpädagogische Un-

terrichtshilfe. 2Sonderschullehrerinnen und Sonder-

schullehrer wirken in der Schulvorbereitenden Ein-

richtung beratend und auch in der Förderung mit; der 

Einsatz von Pfl egepersonal erfolgt nach Maßgabe von 

§ 40. 3Über den Einsatz des Personals in der Schulvor-

bereitenden Einrichtung entscheidet die Schulleite-

rin oder der Schulleiter, bei privaten Schulvorberei-

tenden Einrichtungen der Schulträger. 

(4) Die in der Schulvorbereitenden Einrichtung tä-

tigen Personen sollen mit den im Schulbetrieb und in 

der Mobilen Sonderpädagogischen Hilfe eingesetz-

ten Lehrpersonen fachlich zusammenarbeiten und re-

gelmäßig gemeinsame Fachsitzungen durchführen.

§ 83

Übergang in die Schule

1Wird ein Kind schulpfl ichtig, erstellt die Schulvor-

bereitende Einrichtung eine Empfehlung zur weiteren 

Förderung in der Schule. 2Die Empfehlung soll auch 

Aussagen zum geeigneten schulischen Förderort, 

insbesondere zu einer nach Art. 41 Abs. 1 BayEUG 

möglichen Beschulung an der allgemeinen Schu-

le treffen. 3In der Empfehlung kann auch vermerkt 

werden, dass eine Zurückstellung vom Schulbesuch 

erfolgen soll.

§ 84

Mitwirkung der Erziehungsberechtigten

(1) Wird aus dem Kreis der Erziehungsberechtig-

ten der Kinder der Schulvorbereitenden Einrichtung 

einer Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-

rung kein Vertreter in den Elternbeirat gewählt (§ 

10 Abs. 2), können die Erziehungsberechtigten der 

Kinder der Schulvorbereitenden Einrichtung einen 

Elternsprecher wählen, der gastweise an den Sit-

zungen des Elternbeirats teilnehmen kann.

(2) Ist die Schulvorbereitende Einrichtung einer 

öffentlichen Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung in privater Trägerschaft, bestimmt der pri-

(6) 1Öffentliche Schulvorbereitende Einrich-

tungen werden für einen Sprengel errichtet, der in 

der Rechtsverordnung bzw. Satzung nach Abs. 2 fest-

gelegt wird. 2Der Sprengel der Schulvorbereitenden 

Einrichtung kann vom Sprengel für die Schule ab-

weichen. 

(7) 1Für Schulvorbereitende Einrichtungen in pri-

vater Trägerschaft wird mit der Genehmigung nach 

Art. 92 Abs. 1 bzw. Art. 99 Abs. 1 Satz 1 BayEUG 

ein Einzugsbereich festgelegt. 2Der Einzugsbereich 

ist maßgebend für die Berechnung der staatlichen 

Leistungen nach Art. 33 ff. Bayerisches Schulfi nan-

zierungsgesetz (BaySchFG).

§ 80

Aufnahme in die Schulvorbereitende Einrichtung

(1) 1Die Aufnahme eines Kindes in die Schulvor-

bereitende Einrichtung erfolgt auf Antrag der Erzie-

hungsberechtigten und auf der Grundlage eines son-

derpädagogischen Gutachtens der Volksschule zur 

sonderpädagogischen Förderung nach Maßgabe von 

Art. 22 Abs. 1 BayEUG. 2Über den Aufnahmeantrag 

entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(2) Ist die Volksschule zur sonderpädagogischen 

Förderung der Auffassung, dass eine Aufnahme in 

eine Schulvorbereitende Einrichtung in einem an-

deren Förderschwerpunkt erfolgen soll, berät sie die 

Erziehungsberechtigten entsprechend.

(3) 1Über die Aufnahme in eine Schulvorbereiten-

de Einrichtung in privater Trägerschaft entscheidet 

der Schulträger auf der Grundlage eines sonderpä-

dagogischen Gutachtens nach Abs. 1. 2Das sonderpä-

dagogische Gutachten ist der Regierung auf Verlan-

gen vorzulegen. 3Die Regierung kann der Aufnahme 

eines Kindes in eine private Schulvorbereitende Ein-

richtung widersprechen, wenn die Voraussetzungen 

nach § 77 nicht gegeben sind. 4Der Widerspruch be-

wirkt, dass das betreffende Kind bei der Berechnung 

der staatlichen Leistungen nach Art. 33 ff. BaySchFG 

nicht zu berücksichtigen ist.

(4) Die Aufnahme in eine Schulvorbereitende Ein-

richtung erfolgt regelmäßig zum Beginn eines Schul-

jahres.

§ 81

Beendigung des Besuchs der Schulvorbereitenden 

Einrichtung

1Der Besuch der Schulvorbereitenden Einrichtung 

endet 

1. mit Eintritt in eine Schule,

2. auf Antrag der Erziehungsberechtigten.

2Der Besuch endet ferner, wenn nach den Feststel-

lungen der Förderschule eine weitere Förderung an 

der Schulvorbereitenden Einrichtung nicht möglich 

oder nicht erforderlich ist.
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vate Schulträger, ob die Erziehungsberechtigten der 

Kinder, die die Schulvorbereitende Einrichtung be-

suchen, an den Wahlen zum Elternbeirat der Schule 

teilnehmen können.

Teil 8

Schlussvorschriften

§ 85

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 

1. September 2008 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2008 tritt die Schul-

ordnung für die Volksschulen zur sonderpädago-

gischen Förderung (Volksschulordnung-F, VSO-F) in 

der Fassung vom 13. Juli 2005 (GVBl S. 384, BayRS 

2233-2-1-UK) außer Kraft.

München, den 11. September 2008

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Siegfried S c h n e i d e r

Staatsminister

KWMBl 2008 S. 488
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 
Sehen 

Grundschulstufe 
 
 
 
 

 
 

 
 

Jahrgangsstufen 
 

Lernbereich / Unterrichtsfach 1 1A 2 3 4 
      

Religionslehre / Ethik 2 2 2 3 3 

      
Grundlegender Unterricht 16 16 16   

Deutsch    6 6 

Mathematik    5 5 

Heimat- und Sachunterricht    3 4 

Musikerziehung    2 2 
      
Englisch - - - 2 2 
Maschinenschreiben - - - - 1 
Ästhetische Erziehung 2 2 2 2 2 
Sporterziehung 2 2 3 3 3 
      

Unterricht zur individuellen  
und gemeinsamen Förderung 2 2 2 2 1 

      
Gesamtstundenzahl 24 24 25 28 29 
 

Anlage 1
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Sehen 
Hauptschulstufe 

  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
I. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Religionslehre / Ethik 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Deutsch 

 
5 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
Blindenkurzschrift 

 
2/0 

 
1/0 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Mathematik 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
5 

 
Englisch 
ersatzweise Muttersprache 

 
4 

 
4 

 
3 

 
3 

 
3 

 
5 

 
Physik/Chemie/Biologie 

 
2 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
3 

 
insgesamt 

 
22/20 

 
21/20 

 
20 

 
20 

 
20 

 
23 

 
II. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Sport 

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+21)

 
2+11) 

 
Musik/Chor/Instrumentalunterricht 

 
2/1 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

   2 2 2 - 
 
Kunst/Werken/Textiles Gestalten 

 
1/4 

 
2/3  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
5/7 +21)

 
6/7 +21)

 
4+21) 

 
4+21) 

 
4+21)

 
2+11)

 
III. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeit-Wirtschaft-Technik 

 
1 

 
1 

 
1 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Blindenkunde/Lebenspraktische Fertigkeiten  

 
- 

 
- 

 
1/0 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Maschinenschreiben 

 
1/1 

 
1/1 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Gewerblich-technischer Bereich 

 
- 

 
- 

 
0/2  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 2  

 
 

 
  

Kommunikationstechnischer Bereich 
 

- 
 

- 
 

2/1  
 

 
 

4 
 

3 
    2   
 
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
2 

 
2 

 
6 

 
6 

 
6 

 
5 

 
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflicht- 
und Wahlpflichtfächer 

29+21) 29+21) 30+21) 30+21) 30+21) 30+11)

Anlage 2
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Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
IV. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Wahlfächer 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
sind die Wahlpflichtfächer 
sowie 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2/4 

 
3 

 
Informatik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Kunst/Werken/Textiles Gestalten 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
Blindenkunde/Lebenspraktische Fertigkeiten 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Brailleschrift 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
       
 
V. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeitsgemeinschaften 
klassen- und jahrgangsübergreifend 

 
ein- bis zweistündig 

 
1) Zu den genannten zwei Pflichtstunden in Sport kommen in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 

noch je zwei Unterrichtsstunden, in der Jahrgangsstufe 10 noch eine Unterrichtsstunde dazu, 
soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich. 

 
In den Jahrgangsstufen 5 und 6 ist als zusätzliche Unterrichtsstunde (30. Pflichtstunde) im 
Rahmen der personellen Möglichkeiten Förderunterricht zum Wiederholen, Üben, Anwenden 
und Vertiefen vorgesehen. 
 
Zum flexiblen Umgang mit der Stundentafel wird auf die Ziffer 6.7 im Kapitel I des 
Lehrplans für die Hauptschule verwiesen. 
 
Bei Unterrichtsfächern mit doppelten Zahlenangaben (z. B. 2/1) bezieht sich die erste Ziffer 
auf den Unterricht für blinde Schülerinnen und Schüler, die zweite Ziffer auf den Unterricht 
für Schülerinnen und Schüler mit eingeschränktem Sehvermögen.  
 
Schülerinnen und Schüler, deren Sehleistung ausreicht, werden im Gewerblich-technischen 
Bereich unterrichtet. Schülerinnen und Schülern mit unzureichendem Sehvermögen werden in 
der 7. Jahrgangsstufe eine Pflichtstunde im Unterrichtsfach Blindenkunde/Lebenspraktische 
Fertigkeiten und eine zusätzliche Pflichtstunde im Kommunikationstechnischen Bereich 
erteilt. 
 
In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schülerinnen und Schüler zwei, in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 eines der Wahlpflichtfächer Gewerblich-technischer Bereich (GtB), 
Kommunikationstechnischer Bereich (KtB) und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich (HsB). 
 
In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schülerinnen und Schüler 
Musik/Chor/Instrumentalunterricht oder Kunst/Werken/Textiles Gestalten. 
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Hören 
Grundschulstufe 

für die Sprachlerngruppen II, III, IV und V 
 

                                                                                                                                    
                    

 Jahrgangsstufen 

Lernbereich / 
Unterrichtsfach 

1 1A 2 3 4 

 SpLG 
II, III, 

V 

SpLG 
IV 

SpLG 
II, III, 

V 

SpLG 
IV 

SpLG 
II, III, 

V 

SpLG 
IV 

SpLG 
II, III, 

V 

SpLG 
IV 

SpLG 
II, III, 

V 

SpLG 
IV 

 

Religionslehre / Ethik 2 2 2 2 2 2 3 3 3 3 

Grundlegender Unterricht 18 16 18 16 18 16     

Deutsch       7 7 7 7 

Englisch       (1) 1) (1) 2) 2 (2) 2) 2 (2) 2) 

Mathematik       5 5 5 5 

Heimat- und Sachunterricht       4 4 4 4 
Rhythmisch-musikalische 
Erziehung        1 1 1 1 

Kunsterziehung       1 1 1 1 

Deutsche Gebärdensprache   2  2  2  2  2 

Sporterziehung 2 2 2 2 2 2 3 3 3 3 

Werken/Textiles Gestalten 1 1 1 1 2 2 2 2 2 2 
Unterricht zur individuellen 
und gemeinsamen Förderung 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 
 
Gesamtstundenzahl 

 
25 

 
25 

 
26 

 
30 

 
30 

 
 
1) Englisch ist Pflichtunterricht für die Sprachlerngruppen II, III und V.  
   Der Englischunterricht kann bei entsprechender Kürzung der  Unterrichtsstunden in anderen  
   Unterrichtsfächern bereits in der 2. Jahrgangsstufe beginnen (dreijähriges Modell).   
    
2) In der Sprachlerngruppe IV kann Englischunterricht bei entsprechender Kürzung der  
   Unterrichtsstunden in anderen Unterrichtsfächern erteilt werden. 
 
 
Anmerkung: Für die Sprachlerngruppe I gilt die Stundentafel der Grundschule. 

Anlage 3
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Hören 
Hauptschulstufe 

 
 
         Jahrgangsstufen 
 

Lernbereich/ Unterrichtsfach 
 

5 6 7 8 9 10 

I.       

Religionslehre / Ethik 2 2 2 2   2   2 

Deutsch 5 5 5 5   4     5 

Mathematik 5 5 5 4   5   5 

Englisch (Sprachlerngruppen I, II, III und V) 
ersatzweise 
Deutsche Gebärdensprache 
(Sprachlerngruppe IV) 

4 4 3 3   3   5 

Physik/Chemie/Biologie 2 2 2 3   3   3 

Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 2 2 3 3   3   3 

insgesamt 20 20 20 20 20   23 
       
II.       
Sport 
 

2+21) 2+21) 2+21) 2+21) 2+21) 2+11) 

Rhythmisch-musikalische Erziehung 2     
  2 2   2 - 
Kunst 2 

2 
 

2     
       
insgesamt 6+21) 6+21) 4+21) 4+21) 4+21)  2+11) 
       
III.       
Arbeit-Wirtschaft-Technik 
 

1 1 1 2   2     2 

Werken/Textiles Gestalten 
 

2 2 - - - - 

Gewerblich-technischer Bereich 
 

- - 2    

    
   

2   

Kommunikationstechnischer Bereich 
 

- - 1      4       3 

    
     

2 
 

  

Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 
 

- - 2    

       
insgesamt 3 3 6 6   6     5 

Gesamtstundenzahl im Bereich der 
Pflicht- und Wahlpflichtfächer 29+21) 29+21) 30+21) 30+21) 30+21) 30+11) 

Anlage 4
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         Jahrgangsstufen 
 
Lernbereich/ Unterrichtsfach 
 

5 6 7 8 9 10 

IV. 
Wahlfächer 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

sind die Wahlpflichtfächer 
sowie 
 

- - 2 2 2/4 3 

Englisch 
(Sprachlerngruppe IV) 
 

2 2 2 2 2 2 

Deutsche Gebärdensprache 
(Sprachlerngruppen I, II, III und V) 
 

2 2 2 2 2 2 

Informatik 
 

- - - 2 2 2 

Buchführung 
 

- - - - 2 2 

Werken/Textiles Gestalten 
 

- - 2 2 2 2 

Rhythmisch-musikalische Erziehung 
 

- - - - - 2 

Kunst 
 

- - - - - 2 

       
       
 
V. 
Arbeitsgemeinschaften (klassen- und jahrgangsübergreifend)   ein- bis zweistündig 
 
Arbeitsgemeinschaften können auch zu förderschwerpunktspezifischen, fächerübergreifenden 
Unterrichts- und Erziehungsaufgaben wie Hörerziehung, Abseherziehung, Sprecherziehung, 
Hörgeschädigtenkunde und Kommunikationstaktik gebildet werden. 

 
 
1) Zu den genannten zwei Pflichtstunden in Sport kommen in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 

noch je zwei Unterrichtsstunden, in der Jahrgangsstufe 10 noch eine Unterrichtsstunde dazu, 
soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich. 

 
In den Jahrgangsstufen 5 und 6 ist als zusätzliche Unterrichtsstunde (30. Pflichtstunde) im 
Rahmen der personellen Möglichkeiten Förderunterricht zum Wiederholen, Üben, Anwenden 
und Vertiefen vorgesehen. 
 
Zum flexiblen Umgang mit der Stundentafel wird auf die Ziffer 6.7 im Kapitel I des Lehr-
plans für die Hauptschule verwiesen. 
 
Die Anzahl der Unterrichtsstunden im Fach Deutsch kann in den einzelnen Jahrgangsstufen 
bedarfsbezogen bis zu 7 Unterrichtsstunden erhöht werden bei entsprechender Kürzung der 
Unterrichtstunden in anderen Unterrichtsfächern (Ausnahme: Unterrichtsfächer, in denen 
zentrale Prüfungsaufgaben gestellt werden). 
 
Wenn in den Jahrgangsstufen 5 und 6 die Wahlfächer Englisch oder Deutsche 
Gebärdensprache gewählt werden, muss das Stundenbudget in anderen Unterrichtsfächern 
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entsprechend gekürzt werden (Ausnahme: Unterrichtsfächer, in denen zentrale Prüfungs-
aufgaben gestellt werden). 
 
In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schülerinnen und Schüler Rhythmisch-
musikalische Erziehung oder Kunst. 
 
In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schülerinnen und Schüler zwei, in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 eines der Wahlpflichtfächer Gewerblich-technischer Bereich (GtB), 
Kommunikationstechnischer Bereich (KtB) und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich (HsB). 
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

körperliche und motorische Entwicklung 
Grundschulstufe 

 
 
 
 
 

 
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 1 1A 2 3 4 
      
Religionslehre / Ethik 2 2 2 3 3 
      
Grundlegender Unterricht 17 17 16   

Deutsch    6 6 
Mathematik    5 5 
Heimat- und Sachunterricht    3 4 

Musikerziehung    2 2 

Kunsterziehung    1 1 

      

Englisch - - - 2 2 

Sporterziehung 2 2 3 3 3 
Werken/Textiles Gestalten 1 1 2 2 2 
      

Unterricht zur individuellen  
und gemeinsamen Förderung 2 2 2 1 1 

      
Gesamtstundenzahl 24 24 25 28 29 
 

Anlage 5



520 KWMBl Nr. 23/2008

 
Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

körperliche und motorische Entwicklung 
Hauptschulstufe 

  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
I.

  
 
Religionslehre / Ethik 
 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Deutsch 

 
5 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
Mathematik 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
5 

 
Englisch 
ersatzweise Muttersprache 

 
4 

 
4 

 
3 

 
3 

 
3 

 
5 

 
Physik/Chemie/Biologie 

 
2 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
3 

insgesamt 20 20 20 20 20 23 
 
II.

  
 
Sport 

 
2+21)

 
2+21)

 
2+21)

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+11)

 
Musik 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

   2 2 2 - 
 
Kunst 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
6+21)

 
6+21)

 
4+21)

 
4+21) 

 
4+21) 

 
2+11)

 
III.

  
 
Arbeit-Wirtschaft-Technik 

 
1 

 
1 

 
1 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
2 

 
2 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Gewerblich-technischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
2 

 
 

 
 

 
Kommunikationstechnischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
1 

 
 

 
4 

 
3 

    2    
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
3 

 
3 

 
6 

 
6 

 
6 

 
5 

 
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflicht- 
und Wahlpflichtfächer 

29+21) 29+21) 30+21) 30+21) 30+21) 30+11)

 

I.

II.

III.

Anlage 6
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Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
IV. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Wahlfächer 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
sind die Wahlpflichtfächer 
sowie 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2/4 

 
3 

 
Informatik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Buchführung 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
Kurzschrift 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Musik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
Kunst 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
V. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeitsgemeinschaften 
klassen- und jahrgangsübergreifend 

 
ein- bis zweistündig 

 
1) Zu den genannten zwei Pflichtstunden in Sport kommen in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 

noch je zwei Unterrichtsstunden, in der Jahrgangsstufe 10 noch eine Unterrichtsstunde dazu, 
soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich. 

 
In den Jahrgangsstufen 5 und 6 ist als zusätzliche Unterrichtsstunde (30. Pflichtstunde) im 
Rahmen der personellen Möglichkeiten Förderunterricht zum Wiederholen, Üben, Anwenden 
und Vertiefen vorgesehen. 
 
Zum flexiblen Umgang mit der Stundentafel wird auf die Ziffer 6.7 im Kapitel I des 
Lehrplans für die Hauptschule verwiesen. 
 
In allen Unterrichtsfächern können Maßnahmen physiotherapeutischer sowie 
ergotherapeutischer Förderung, Konduktiver Förderung oder Maßnahmen zur Sprach- und 
Sprechförderung im Sinne eines therapieimmanenten Unterrichts ergriffen werden, wenn der 
Erfolg in den zentralen Prüfungsfächern nicht gefährdet wird. 
 
In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schülerinnen und Schüler Musik oder Kunst. 
 
In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schülerinnen und Schüler zwei, in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 eines der Wahlpflichtfächer Gewerblich-technischer Bereich (GtB), 
Kommunikationstechnischer Bereich (KtB) und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich (HsB). 
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung  
Grundschulstufe 

 
 
 

  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
1 / 2 

 
3 

 
4 

Religionslehre / Ethik 1) 2 2 2 

Grundlegender Unterricht 16 16 18 

Gemeinsam lernen 
Wahrnehmung und Bewegung 
Denken und Lernen 
Kommunikation und Sprache 
Persönlichkeit und soziale Beziehungen 
Selbstversorgung 

   

Deutsch    

Mathematik    

Spiel, Heimat, Natur, Medien, Zeit und Freizeit, Verkehr    

Musik    

Kunst    

Hauswirtschaft    

    

Werken/Textiles Gestalten   2 

Bewegung und Sport 2 2 3 

Individueller Unterricht 2 + 22) 2 + 22) 33) 

Gesamtstundenzahl 22+22) 22+22) 25+33) 

 
 
1) Die Lerninhalte für das Unterrichtsfach Ethik sind dem Lernbereich „Persönlichkeit und 

soziale Beziehungen“ sowie dem Lehrplan für die bayerische Grundschule zu entnehmen. 
 

2) Zu den genannten zwei Pflichtstunden im Individuellen Unterricht kommen in den 
Jahrgangsstufen 1 bis 3 noch je zwei Unterrichtsstunden hinzu, soweit dies im Rahmen der 
verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule möglich ist. 

 
3) In der Jahrgangsstufe 4 werden im Individuellen Unterricht drei Unterrichtsstunden erteilt, 

soweit dies im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich ist.

Anlage 7
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung  

Hauptschulstufe 
 
 
 

  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 5 / 6 7 - 9 

Religionslehre / Ethik 1) 2 2 

Grundlegender Unterricht 13 14 

Gemeinsam lernen 
Wahrnehmung und Bewegung 
Denken und Lernen 
Kommunikation und Sprache 
Persönlichkeit und soziale Beziehungen 
Selbstversorgung 

  

Deutsch   

Mathematik   

Spiel, Heimat, Natur, Medien, Zeit und Freizeit, Verkehr   

   
Musik 2 2 
Kunst 2 2 
Hauswirtschaft 2 3 

Werken/Textiles Gestalten 2 3 

Bewegung und Sport 2 2 

Differenzierter Sport 22) 22) 

Individueller Unterricht 22) 22) 

Gesamtstundenzahl 25+42) 30+22) 

 
1) Die Lerninhalte für das Unterrichtsfach Ethik sind dem Lernbereich „Persönlichkeit und 

soziale Beziehungen“ sowie dem entsprechenden Lehrplan für die bayerische Hauptschule 
zu entnehmen. 

 
2) Soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 

möglich. In den Jahrgangsstufen 7 – 9 sind zwei der vier möglichen Stunden verpflichtend, 
so dass die Gesamtstundenzahl mindestens 30 beträgt. 

 
 
 

Anlage 8
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung 
Berufsschulstufe 

 
 
 
 
 
 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

Jahrgangsstufen 
10 - 12 

 
Religionslehre / Ethik 1) 

 
Vorbereitung auf Teilhabe an der Gesellschaft in den 
Lernbereichen2): 

- Persönlichkeit und soziale Beziehungen 
- Wohnen – Wohntraining 
- Freizeit 
- Öffentlichkeit 
- Mobilität – Mobilitätstraining 
- Arbeit und Beruf – Praxistag und Praktikum 

 
Differenzierter Sport  
 
Individueller Unterricht  
 

 
2 
 

30 
 
 
 
 
 
 
 

 
23) 

 
23) 

 
Gesamtstundenzahl 

 
32+43) 

 
 
1) Die Lerninhalte für das Unterrichtsfach Ethik sind den Lernbereichen „Persönlichkeit und 

soziale Beziehungen“ und „Öffentlichkeit“ sowie dem Lehrplan für die Berufsschule zu 
entnehmen. 

 
2) Kulturtechniken wie auch der Umgang mit dem Computer werden in allen Lernbereichen in 

lebensbedeutsamen Sachzusammenhängen angewendet und weiterentwickelt. 
 
3) Soweit im Rahmen der verfügbaren personellen Kapazitäten und der sächlichen Ausstattung 

der Schule möglich. 

Anlage 9
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Stundentafel für die Förderschwerpunkte 

Sprache, Lernen, emotionale und soziale Entwicklung 
Grundschulstufe 

Jahrgangsstufen 1, 1A und 2 
 

 
 
 

 Jahrgangsstufen 

Lernbereich / Unterrichtsfach 1 1A 2 

    

Religionslehre / Ethik 2 2 2 

    

Grundlegender Unterricht 17 17 17 

Deutsch    

Mathematik    

Heimat- und Sachunterricht    

Musikerziehung    

Kunsterziehung    

    

Sporterziehung 2 2 2 

Werken/Textiles Gestalten 1 1 2 

    

Unterricht zur individuellen 
und gemeinsamen Förderung 2 2 2 

    

Gesamtstundenzahl 24 24 25 
 
 

Anlage 10
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Sprache 
Grundschulstufe 

Jahrgangsstufen 3 und 4 
 
 

 
 

 
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 3 4 

Religionslehre / Ethik 3 3 

   

Grundlegender Unterricht   

Deutsch 7 7 
Mathematik 5 5 
Heimat- und Sachunterricht 3 4 

Musikerziehung 2 2 

Kunsterziehung 1 1 

   
Englisch 2 2 
Sporterziehung 2 2 
Werken/Textiles Gestalten 2 2 
   

Unterricht zur individuellen  
und gemeinsamen Förderung 1 1 

   
Gesamtstundenzahl 28 29 
 

Anlage 11
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Sprache 
Hauptschulstufe 

 
  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
I. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
  

Religionslehre / Ethik 
 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Deutsch 

 
5 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
Mathematik 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
5 

 
Englisch 
ersatzweise Muttersprache 

 
4 

 
4 

 
3 

 
3 

 
3 

 
5 

 
Physik/Chemie/Biologie 

 
2 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
3 

 
Insgesamt 

 
20 

 
20 

 
20 

 
20 

 
20 

 
23 

 
II. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
  

Sport 
 
2+21)

 
2+21)

 
2+21)

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+11)

 
Musik 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

   2 2 2 -  
Kunst 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Insgesamt 

 
6+21)

 
6+21)

 
4+21)

 
4+21) 

 
4+21) 

 
2+11)

 
III. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeit-Wirtschaft-Technik 

 
1 

 
1 

 
1 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
2 

 
2 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Gewerblich-technischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
2 

 
 

 
 

 
Kommunikationstechnischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
1 

 
 

 
4 

 
3 

    2    
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
Insgesamt 

 
3 

 
3 

 
6 

 
6 

 
6 

 
5 

 
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflicht- 
und Wahlpflichtfächer 

29+21) 29+21) 30+21) 30+21) 30+21) 30+11)
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Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
IV. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Wahlfächer 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
sind die Wahlpflichtfächer 
sowie 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2/4 

 
3 

 
Informatik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Buchführung 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
Kommunikationstraining 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Musik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
Kunst 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
V. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeitsgemeinschaften 
klassen- und jahrgangsübergreifend 

 
ein- bis zweistündig 

 
1) Zu den genannten zwei Pflichtstunden in Sport kommen in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 

noch je zwei Unterrichtsstunden, in der Jahrgangsstufe 10 noch eine Unterrichtsstunde dazu, 
soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich. 

 
In den Jahrgangsstufen 5 und 6 ist als zusätzliche Unterrichtsstunde (30. Pflichtstunde) im 
Rahmen der personellen Möglichkeiten Förderunterricht zum Wiederholen, Üben, Anwenden 
und Vertiefen vorgesehen. 
 
Zum flexiblen Umgang mit der Stundentafel wird auf die Ziffer 6.7 im Kapitel I des 
Lehrplans für die Hauptschule verwiesen. 
 
In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schülerinnen und Schüler Musik oder Kunst. 
 
In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schülerinnen und Schüler zwei, in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 eines der  Wahlpflichtfächer Gewerblich-technischer Bereich (GtB), 
Kommunikationstechnischer Bereich (KtB) und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich (HsB). 
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Lernen 
Grundschulstufe 

Jahrgangsstufen 3 und 4 
 
 
 

 
 Jahrgangsstufen 
Lernbereich / Unterrichtsfach 3 4 
   
Unterricht im religiös-ethischen Lernbereich 3 3 
 Katholische Religionslehre   
 Evangelische Religionslehre   
 Ethik   
   
Unterricht im sprachlichen Lernbereich 12 13 
 Deutsch   
 Englisch   
 Heimat- und Sachunterricht   
   
Unterricht im mathematischen Lernbereich 5 5 
 Mathematik   
   
Unterricht im musischen Lernbereich 5 5 
 Musikerziehung   
 Kunsterziehung   
 Werken/Textiles Gestalten   
   
Unterricht im sportlichen Lernbereich 3 3 
 Sporterziehung   
   
Gesamtstundenzahl 28 29 

 

Anlage 13
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Lernen 
Hauptschulstufe 

Jahrgangsstufen 5 und 6 
 
 

 
 Jahrgangsstufen 
Lernbereich / Unterrichtsfach 5 6 
   
Unterricht im religiös-ethischen Lernbereich 2 2 
 Katholische Religionslehre   
 Evangelische Religionslehre   
 Ethik   
   
Unterricht im sprachlichen Lernbereich 13 13 
 Deutsch   
 Englisch   
 Sachkunde   
 Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde   
 Physik/Chemie/Biologie   
   
Unterricht im mathematischen Lernbereich 5 5 
 Mathematik   
   
Unterricht im lebenspraktischen Bereich 4 4 
 Hauswirtschaft   
 Textilarbeit/Technisches Werken   
   
Unterricht im musischen Lernbereich 3 3 
 Musik   
 Kunst   
   
Unterricht im sportlichen Lernbereich 3 3 
 Sport   
   
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflichtfächer 30 30 
   
Lebensbezogene Arbeitsgemeinschaften 3 3 
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 

Lernen 
Hauptschulstufe 

Jahrgangsstufen 7 bis 9 
 
 

 
 Jahrgangsstufen 
Lernbereich / Unterrichtsfach 7 8 9 
    
Unterricht im religiös-ethischen Lernbereich 2 2 2 
 Katholische Religionslehre    
 Evangelische Religionslehre    
 Ethik    
    
Unterricht im sprachlichen Lernbereich 13 13 13 
 Deutsch    
 Englisch    
 Sachkunde     
 Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde    
 Physik/Chemie/Biologie    
    
Unterricht im mathematischen Lernbereich 5 5 5 
 Mathematik    
    
Unterricht im Lernbereich Berufs- und Lebensorientierung 7 7 7 
 Theorie    
 Praxis    
 Hauswirtschaftlich-soziale Praxis    
 Gewerblich-technische Praxis    
 Außerschulische Praxis    
    
Unterricht im musischen Lernbereich 2 2 2 
 Musik    
 Kunst    
    
Unterricht im sportlichen Lernbereich 3 3 3 
 Sport    
    
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflichtfächer 32 32 32 
    
Lebensbezogene Arbeitsgemeinschaften 2 2 2 

 
 

Anlage 15
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung 

Grundschulstufe 
Jahrgangsstufen 3 und 4 

 
 

 
 

 
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 3 4 

Religionslehre / Ethik 3 3 

   

Grundlegender Unterricht   

Deutsch 6 6 
Mathematik 5 5 
Heimat- und Sachunterricht 3 4 

Musikerziehung 2 2 

Kunsterziehung 1 1 

   
Englisch 2 2 
Sporterziehung 2 2 
Werken/Textiles Gestalten 2 2 
   

Unterricht zur individuellen  
und gemeinsamen Förderung 2 2 

   
Gesamtstundenzahl 28 29 
 

Anlage 16
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Stundentafel für den Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung 

Hauptschulstufe 
  
 

 
Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
I.

  
 
Religionslehre / Ethik 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Deutsch 

 
5 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
Mathematik 

 
5 

 
5 

 
5 

 
4 

 
5 

 
5 

 
Englisch 
ersatzweise Muttersprache 

 
4 

 
4 

 
3 

 
3 

 
3 

 
5 

 
Physik/Chemie/Biologie 

 
2 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 

 
2 

 
2 

 
3 

 
3 

 
3 

 
3 

 
insgesamt 

 
20 

 
20 

 
20 

 
20 

 
20 

 
23 

 
II.

  
 
Sport 

 
2+21)

 
2+21)

 
2+21)

 
2+21) 

 
2+21) 

 
2+11)

 
Musik 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

   2 2 2 - 
 
Kunst 

 
2 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
6+21)

 
6+21)

 
4+21)

 
4+21) 

 
4+21) 

 
2+11)

 
III.

  
 
Arbeit-Wirtschaft-Technik 

 
1 

 
1 

 
1 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
2 

 
2 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Gewerblich-technischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
2 

 
 

 
 

 
Kommunikationstechnischer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
1 

 
 

 
4 

 
3 

    2    
Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich 
 

 
- 

 
- 

 
2 

 
 

 
 

 
 

 
insgesamt 

 
3 

 
3 

 
6 

 
6 

 
6 

 
5 

 
Gesamtstundenzahl im Bereich der Pflicht- 
und Wahlpflichtfächer 

29+21) 29+21) 30+21) 30+21) 30+21) 30+11)

 

I.

II.

III.

Anlage 17
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Jahrgangsstufen 

 
Lernbereich / Unterrichtsfach 

 
5 

 
6 

 
7 

 
8 

 
9 

 
10 

 
IV. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Wahlfächer 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
sind die Wahlpflichtfächer 
sowie 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2/4 

 
3 

 
Informatik 

 
- 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

Buchführung - - - - - - 
 
Kurzschrift 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
Werken/Textiles Gestalten 

 
- 

 
- 

 
2 

 
2 

 
2 

 
2 

 
Musik 

 
- 

 
- 

 
1 

 
1 

 
1 

 
1 

 
Kunst 

 
- 

 
- 

 
1 

 
1 

 
1 

 
1 

 
V. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Arbeitsgemeinschaften 
klassen- und jahrgangsübergreifend 

 
ein- bis zweistündig 

 
 
1) Zu den genannten zwei Pflichtstunden in Sport kommen in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 

noch je zwei Unterrichtsstunden, in der Jahrgangsstufe 10 noch eine Unterrichtsstunde dazu, 
soweit im Rahmen der verfügbaren personellen und sächlichen Ausstattung der Schule 
möglich. 

 
In den Jahrgangsstufen 5 und 6 ist als zusätzliche Unterrichtsstunde (30. Pflichtstunde) im 
Rahmen der personellen Möglichkeiten Förderunterricht zum Wiederholen, Üben, Anwenden 
und Vertiefen vorgesehen. 
 
Zum flexiblen Umgang mit der Stundentafel wird auf die Ziffer 6.7 im Kapitel I des 
Lehrplans für die Hauptschule verwiesen. 
 
Kunst und Musik können im Verbund unterrichtet werden. 
 
In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schülerinnen und Schüler Musik oder Kunst. 
 
In der Jahrgangsstufe 8 wählen die Schülerinnen und Schüler zwei, in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 eines der  Wahlpflichtfächer Gewerblich-technischer Bereich (GtB), 
Kommunikationstechnischer Bereich (KtB) und Hauswirtschaftlich-sozialer Bereich (HsB). 
 
Es besteht die Möglichkeit, Stoff zu reduzieren, um die Schülerinnen und Schüler in ihrer 
emotionalen und sozialen Entwicklung zu stabilisieren. 
Der Lehrplan in Deutsch, Mathematik und Englisch muss beibehalten werden, um eine 
Rückführung oder einen erfolgreichen Abschluss zu ermöglichen. 
Alle prüfungsrelevanten Fächer müssen nach einer Phase der Reduzierung sukzessive wieder 
aufgebaut werden, um einen erfolgreichen Abschluss (z.B. qualifizierenden Hauptschul-
abschluss) nicht zu gefährden.  
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„Anlage 6

Verfahren Notenverwaltungsprogramm

1. Angaben zur speichernden Stelle:

Name und Anschrift der jeweiligen Schule

2. Angaben zum automatisierten Verfahren:

2.1 Allgemeine Bezeichnung des Verfahrens

Notenverwaltungsprogramm

2.2 Aufgaben, zu deren Erfüllung die personenbezogenen Daten
verarbeitet oder genutzt werden 

– Bewertung von Schülerleistungen, Erstellung von Zeugnissen und schriftlichen Informationen über
das Notenbild, Erfüllung der Auskunftspflicht gegenüber Schülerinnen, Schülern und deren
Erziehungsberechtigten 

– Information der Lehrkräfte über das fächerübergreifende Notenbild der von ihnen unterrichteten
Schülerinnen und Schüler, soweit und solange dies im Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben der
Schule erforderlich ist

Auf Grund von Art. 21a Abs. 6 Satz 1 und Art. 28
Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen Datenschutzgesetzes
(BayDSG) vom 23. Juli 1993 (GVBl S. 498, BayRS 
204–1–I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom
10. Juni 2008 (GVBl S. 315), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Durchführung des Art. 28 Abs. 2
des Bayerischen Datenschutzgesetzes vom 23. März
2001 (GVBl S. 113, ber. S. 212, BayRS 204–1–2–UK)
wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird die Zahl „7“ durch die Zahl „10“
ersetzt.

2. In Anlage 2 Nr. 4.2 wird bei der Angabe des
Zwecks das Wort „Öffentliche“ gestrichen.

3. Anlage 6 erhält folgende Fassung:

204–1–2–UK

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung zur Durchführung des
Art. 28 Abs. 2 des Bayerischen Datenschutzgesetzes

Vom 11. September 2008

Verordnung

zur Änderung der

Verordnung zur Durchführung des

Art. 28 Abs. 2 des Bayerischen Datenschutzgesetzes

Vom 11. September 2008 (GVBl S. 676)
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2.3 Örtliche und sachliche Zuständigkeit

Die jeweilige Schule

2.4 Rechtsgrundlage für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung

Bayerisches Datenschutzgesetz (Art. 15 bis 23) in Verbindung mit

– Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (insbesondere: Art. 85)

– Bestimmungen der Schulordnungen

2.5 Kreis der Betroffenen

Schulleitung, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler 

3. Art der gespeicherten Daten:

3.1 Persönliche Daten Familienname, Namensbestandteile, 
der Schülerin oder des Schülers Vorname(n), Rufname, Geschlecht, Geburtsdatum,

Geburtsort

3.2 Aktuelle Unterrichtsdaten der Klasse, Klassenart, Unterrichtsart, Schule, Schulart,
Schülerin oder des Schülers Jahrgangsstufe, Ausbildungsrichtung/Fachgruppe/Wahl-

pflichtfächergruppe, besuchter Religions-/Ethik-
unterricht, Fremdsprachen, Wahlpflichtfächer,
Wahlunterricht/Förderunterricht/Pluskurse/Arbeits-
gemeinschaften, differenzierter Sport einschließlich
Sportart, Berufsfeld, Erfüllung der Schulpflicht

3.3 Leistungsdaten Note, Art, Gewichtung, Datum der Leistungsbewertung,
Zeugnisbemerkungen, (unentschuldigte) Versäumnisse,
Erreichen des Klassenziels

3.4 Austritt Ergänzungsprüfung, Prüfungsende, 
Eignung für weiterführende Schule, 
Austrittsdatum, Abschluss

3.5 Schuldaten Schulart, Schulnummer, amtliche Bezeichnung, Anschrift,
Schuljahr, Zeugnisdatum, (Amtsbezeichnung der)
Unterzeichnenden, Vorsitz, Klassleitungen 

3.6 Persönliche Daten der Lehrkraft Familienname, Namensbestandteile, Vorname(n), Rufname,
Geschlecht, Amtsbezeichnung

3.7 Unterrichtselemente Information, welche Lehrkraft welche Schülerinnen und
Schüler in welchen Fächern unterrichtet; Berücksichtigung
der besonderen Gewichtung bei einzelnen Schülerinnen und
Schülern (insbesondere wegen Legasthenie)

4. Art der regelmäßig an Dritte zu übermittelnden Daten:

Keine

5. Regelfristen für die Löschung oder die Prüfung für die Löschung:

Die gespeicherten Daten werden jeweils spätestens am Ende des laufenden Schuljahres gelöscht. 

6. Personengruppen, die innerhalb der speichernden Stelle automatisiert nutzen und verarbeiten:

Lehrkräfte der Schule jeweils nur hinsichtlich der Daten von Schülerinnen und Schülern, die die
jeweilige Lehrkraft unterrichtet bzw. deren Klassleitung sie wahrnimmt.

Fächerübergreifenden Zugriff auf Leistungsdaten (Nr. 3.3) dürfen erhalten
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– die Lehrkräfte für die jeweils von ihnen unterrichteten Schülerinnen und Schüler nur im konkreten
Einzelfall, insbesondere für den Zeitraum, für den dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglied
der Klassenkonferenz (insbesondere Zeugniserstellung, Entscheidung über das Vorrücken,
Empfehlung an die Lehrerkonferenz im Fall des Vorrückens auf Probe) erforderlich ist, 

– die Klassenleitungen darüber hinaus für die Schülerinnen und Schüler ihrer Klasse, um schulische
oder häusliche Probleme erkennen zu können, die sich durch einen plötzlichen Leistungsabfall in
mehreren Fächern gleichzeitig bemerkbar machen, sowie für die Zeugnisvorbereitung und -erstel-
lung,

– die Lehrkräfte an Berufsschulen darüber hinaus wegen der dort bestehenden schulorganisatorischen
und didaktischen Besonderheiten für die jeweils von ihnen unterrichteten Schülerinnen und Schüler
während des gesamten Schuljahres; 

im Übrigen ist der Zugriff auf Leistungsdaten auf die von der jeweiligen Lehrkraft unterrichteten
Fächer beschränkt; soweit Lehrkräfte insbesondere an Förderschulen gemeinsam ein Fach unterrich-
ten, haben sie wechselseitigen Zugriff auf diese Leistungsdaten.“
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„Anlage 8 

Videoaufzeichnung an Schulen

1. Angaben zur speichernden Stelle:

Name und Anschrift der jeweiligen Schule

2. Angaben zum automatisierten Verfahren:

2.1 Allgemeine Bezeichnung des Verfahrens

Videoaufzeichnung an Schulen

2.2 Aufgaben, zu deren Erfüllung die personenbezogenen Daten verarbeitet oder genutzt werden

– Schutz von Leben, Gesundheit, Freiheit und Eigentum der Personen, die sich im Bereich der Schule
oder in deren unmittelbarer Nähe aufhalten

– Schutz der schulischen Einrichtung vor Sachbeschädigung und Diebstahl

2.3 Örtliche und sachliche Zuständigkeit

Die jeweilige Schule

2.4 Rechtsgrundlage für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung

Bayerisches Datenschutzgesetz (insbesondere: Art. 21a) in Verbindung mit Bestimmungen der
Schulordnungen

2.5 Kreis der Betroffenen

Alle Personen, die sich im Eingangsbereich der Schule aufhalten oder sich zwischen 22:00 Uhr und 6:30
Uhr außerhalb von schulischen oder sonstigen von der Schule zugelassenen Veranstaltungen auf dem
Schulgelände befinden. 

Darüber hinaus alle Personen, die sich außerhalb von schulischen oder sonstigen von der Schule zuge-
lassenen Veranstaltungen an Feiertagen, Wochenenden oder in den Ferien auf dem Schulgelände befin-
den.

3. Art der gespeicherten Daten:

Mit Hilfe von optisch-elektronischen Einrichtungen erhobene personenbezogene Daten (Videoauf-
zeichnungen)

4. Art der regelmäßig an Dritte zu übermittelnden Daten:

Keine

5. Regelfristen für die Löschung oder die Prüfung für die Löschung:

Die gespeicherten Daten werden jeweils spätestens einen Monat nach Aufzeichnung gelöscht, soweit
sie nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten
oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen benötigt werden.

6. Personengruppen, die innerhalb der speichernden Stelle automatisiert nutzen und verarbeiten:

Die Schulleitung und von der Schulleitung beauftragte Angehörige des Lehr- oder Verwaltungs-
personals

4. Es werden folgende Anlagen 8 bis 10 angefügt:
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Anlage 9 

Internetauftritt von Schulen

1. Angaben zur speichernden Stelle:

Name und Anschrift der jeweiligen Schule

2. Angaben zum automatisierten Verfahren:

2.1 Allgemeine Bezeichnung des Verfahrens

Internetauftritt von Schulen

2.2 Aufgaben, zu deren Erfüllung die personenbezogenen Daten verarbeitet oder genutzt werden
Präsentation der Schule nach außen, Information der Öffentlichkeit

2.3 Örtliche und sachliche Zuständigkeit

Die jeweilige Schule

2.4 Rechtsgrundlage für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung

Bayerisches Datenschutzgesetz (Art. 15 bis 23) in Verbindung mit

– Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (insbesondere: Art. 85)

– Bestimmungen der Schulordnungen

2.5 Kreis der Betroffenen

Schulleitung, Lehrkräfte, Erziehungsberechtigte, Schülerinnen und Schüler, sonstige Personen

3. Art der gespeicherten Daten:

3.1      Daten der Schulleitung und von Lehrkräften, die an der Schule eine Funktion mit Außenwirkung
wahrnehmen

Name, Namensbestandteile, Vorname(n), Funktion, Amtsbezeichnung, Lehrbefähigung, dienstliche
Anschrift, dienstliche Telefonnummer, dienstliche E-Mail-Adresse.

Andere Daten (z.B. Fotos), in deren Veröffentlichung auf den Internetseiten der Schule die Betroffenen
wirksam eingewilligt haben.

3.2 Daten von Lehrkräften, die an der Schule keine Funktion mit Außenwirkung wahrnehmen, sowie von
Schülerinnen und Schülern, Erziehungsberechtigten und sonstigen Personen 

Daten (z.B. Fotos), in deren Veröffentlichung auf den Internetseiten der Schule die Betroffenen, bei
Minderjährigen bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres die Erziehungsberechtigten sowie bei Minder-
jährigen ab Vollendung des 14. Lebensjahres diese selbst und die Erziehungsberechtigten wirksam ein-
gewilligt haben.

4. Art der regelmäßig an Dritte zu übermittelnden Daten:

Keine

5. Regelfristen für die Löschung oder die Prüfung für die Löschung:

Die gespeicherten Daten von Personen, die auf Grund der Wahrnehmung einer Funktion mit
Außenwirkung ohne Einwilligung gespeichert werden können, werden jeweils gelöscht, sobald die
Person die Funktion mit Außenwirkung aufgegeben hat.
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Die speichernde Stelle prüft jeweils spätestens am Ende eines Schuljahres, welche anderen gespei-
cherten Daten zu löschen sind. Diese Daten werden jeweils spätestens dann gelöscht, wenn die
Betroffenen, bei Minderjährigen bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres die Erziehungsberechtigten
sowie bei Minderjährigen ab Vollendung des 14. Lebensjahres diese selbst oder die Erziehungsberech-
tigten die erteilte Einwilligung widerrufen. 

6. Personengruppen, die innerhalb der speichernden Stelle automatisiert nutzen und verarbeiten:

Die Schulleitung und von der Schulleitung beauftragte Angehörige des Lehr- oder
Verwaltungspersonals
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Anlage 10

Passwortgeschützte Lernplattform

1. Angaben zur speichernden Stelle:

Name und Anschrift der jeweiligen Schule

2. Angaben zum automatisierten Verfahren:

2.1 Allgemeine Bezeichnung des Verfahrens

Passwortgeschützte Lernplattform

2.2 Aufgaben, zu deren Erfüllung die personenbezogenen Daten verarbeitet oder genutzt werden

Unterstützung der Schulorganisation, Ergänzung der pädagogischen Arbeit durch virtuelle
Klassenräume, Förderung der Kooperation innerhalb der Schule und zwischen Schulen

2.3 Örtliche und sachliche Zuständigkeit

Die jeweilige Schule

2.4 Rechtsgrundlage für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung

Bayerisches Datenschutzgesetz (Art. 15 bis 23) in Verbindung mit

– Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (insbesondere: Art. 85)

– Bestimmungen der Schulordnungen

2.5 Kreis der Betroffenen

Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, die an der Lernplattform teilnehmen.

3. Art der gespeicherten Daten:

3.1 Schuldaten

Schulnummer, amtliche Bezeichnung der Schule (kurz/lang), Postleitzahl, Schulort, Straße

3.2 Lehrerdaten

Lehrerdaten werden grundsätzlich nur gespeichert, soweit die jeweiligen Lehrkräfte wirksam einge-
willigt haben. Einer Einwilligung bedarf es nicht, soweit die Lernplattform auf Grund von Regelungen
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus (z.B. Lehrpläne) verpflichtender Bestandteil des
Unterrichts ist. In diesem Fall sind die Betroffenen vor dem Einsatz der Lernplattform über Art und
Umfang der Datenverarbeitung umfassend durch die Schule zu informieren. 

3.2.1    Persönliche Daten

Name, Namensbestandteile, Vorname(n), Schule, Funktion, Amtsbezeichnung, Lehrbefähigung, 
E-Mail-Adresse im Rahmen der Lernplattform

3.2.2    Nutzungsbezogene Daten

Datum der Anmeldung, Benutzername, Datum des ersten Logins, Datum des letzten Logins, Summe
der Logins, Gesamtnutzungsdauer der Lernplattform, in Anspruch genommener Speicherplatz, Mit-
gliedschaften im Rahmen der Lernplattform, in der Lernplattform veröffentlichte Beiträge 

3.3 Schülerdaten

Schülerdaten werden grundsätzlich nur gespeichert, soweit die Betroffenen bzw. bei Minderjährigen
bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres die Erziehungsberechtigten sowie bei Minderjährigen ab
Vollendung des 14. Lebensjahres diese selbst und die Erziehungsberechtigten wirksam eingewilligt
haben. Einer Einwilligung bedarf es nicht, soweit die Lernplattform auf Grund von Regelungen des
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus (z.B. Lehrpläne) verpflichtender Bestandteil des
Unterrichts ist. In diesem Fall sind die Betroffenen vor dem Einsatz der Lernplattform über Art und
Umfang der Datenverarbeitung umfassend durch die Schule zu informieren.
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3.3.1 Persönliche Daten

Name, Namensbestandteile, Vorname(n), Schule, Klasse, 
E-Mail-Adresse im Rahmen der Lernplattform

3.3.2 Nutzungsbezogene Daten

Datum der Anmeldung, Benutzername, Datum des ersten Logins, Datum des letzten Logins, Summe
der Logins, Gesamtnutzungsdauer der Lernplattform, in Anspruch genommener Speicherplatz,
Mitgliedschaften im Rahmen der Lernplattform, Datum der letzten Bearbeitung eines Kurses, bear-
beitete Lektionen, Fehler, Fehlerzahl in den absolvierten Tests, Korrekturanmerkungen, in der
Lernplattform veröffentlichte Beiträge

4. Art der regelmäßig an Dritte zu übermittelnden Daten:

Keine

5. Regelfristen für die Löschung oder die Prüfung für die Löschung:

Soweit die Speicherung der Daten einer Einwilligung bedarf (vgl. Nrn. 3.2, 3.3), werden die gespei-
cherten Daten der Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler gelöscht, wenn die Betroffenen, bei
Minderjährigen bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres die Erziehungsberechtigten sowie bei
Minderjährigen ab Vollendung des 14. Lebensjahres diese selbst oder die Erziehungsberechtigten die
erteilte Einwilligung widerrufen. 

Das Datum der letzten Bearbeitung eines Kurses, die bearbeiteten Lektionen, die Fehler, die Fehlerzahl
in den absolvierten Tests und die Korrekturanmerkungen werden jeweils spätestens am Ende des lau-
fenden Schuljahres gelöscht. 

Die sonstigen gespeicherten Daten der Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler werden jeweils späte-
stens am Ende des Schuljahres gelöscht, in dem die Lehrkraft von der Schule abgegangen ist oder die
Schülerin oder der Schüler ausgetreten ist.

6. Personengruppen, die innerhalb der speichernden Stelle automatisiert nutzen und verarbeiten:

Von der Schulleitung beauftragter Administrator der Lernplattform, Lehrkräfte der Schule,
Schülerinnen und Schüler

Nur die jeweiligen Schülerinnen und Schüler, die betreffende Lehrkraft und der Administrator dürfen
Einsicht in das Datum der letzten Bearbeitung eines Kurses, die bearbeiteten Lektionen, die Fehler, die
Fehlerzahl in den absolvierten Tests und die Korrekturanmerkungen haben. 
Nur der jeweilige Nutzer und der Administrator dürfen Einsicht in das Datum der Anmeldung, das
Datum des ersten und des letzten Logins, die Summe der Logins, die Gesamtnutzungsdauer der
Lernplattform und den in Anspruch genommenen Speicherplatz haben.“ 

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 2008 in Kraft.

München, den 11. September 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Siegfried S c h n e i d e r

Staatsminister
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